


Selbsthilfeeinrichtungen und Instituten. 
Jedem entspricht ein eigenes Prinzip mit 
allen damit verbundenen Unarten - der 
Parlamentarismus im ersten, der Korpo- 
ratismus im zweiten und der Klientelis- 
mus im dritten Falle. Es wird nun dar- 
auf ankommen. die Räume gegeneinan- 
der zu öffnen und ihre Grundrisse (und 
Prinzipien) zu verändern. Hier könnte 
eine neue Rolle der beteiligten Parteien 
(im Sinne von Parteiorganisationen) lie- 
gen. * 

Zum Thema "Rot-Grün" finden sich 
in diesem Hefi ja wieder genug Beiträ- 
ge. Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
nur noch einen Punkt herausgreifen -und 
der betrifft den Vorschlag der NRW- 
Grünen, das Land solle seine Anteile an 
der Westdeutschen Landesbank (West- 
LB) verkaufen (s. auch den entsprechen- 
den Hinweis von D. Kreutz in diesem 
Heft). Dazu muß man folgendes wissen: 
Die WestLB ist in gewisser Weise eine 

von Uwe Kreme? "sozialdemokratische" Einrichtung, bis- 
her festmachbar an der Landesbeteili- 

Die ganze Geschichte mit "Rot- gung, an ihrem öffentlich-rechtlichen 
Grün", die bislang v.a. auf der Ebene Auftrag, der v.a. in der Industrie- und 
von Koalitionsvereinbamngen diskutiert Strukturpolitik immer wieder betont 
worden ist, gewinnt in NRW eine zu- wird, und nicht zuletzt an ihrem Chef 

LB ungläubiges Erstaunen auslösen 
kann. 

* 
Meines Erachtens wird die ganze 

Bankenfrage in weiten Bereichen der 
L i e n  sowieso etwas verquer diskutiert. 
Immer nur die Leier von der "Macht der 
Banken" und ihren spekulativen Aben- 
teuern, der man v.a. mit der Einschrän- 
kung von lndustriebeteiligungen und 
Aufsichtsratssitzen und anderen Ent- 
flechnuigsaktionen beikommen will: gro- 
ße Einigkeit von ganz links über Uwe 
Jens bis Graf Lambsdorff. Doch in ge- 
wisser Hinsicht sind die deutschen Ban- 
ken besser als ihr Ruf: Im internationa- 
len Vergleich schneiden sie in ihrer ge- 
samtwirtschaftlichen Wirkung eher po- 
sitiv ab, weil sie - anders als etwa in den 
USA - ein vergleichsweise hohes Inter- 
esse an mittelfristig stabilen Gewinner- 
wartungen in der realen Wirtschaft (und 
eine entsprechende ~eistun~skraft)' ha- 
ben, was sich wiedenim daraus erklärt, 
daß sie neben dem Kreditgeschäfi in star- 
kem Maße Industriebeteiligungen halten. 
Auch hier gilt schon eben Gesagtes: Die 
Banken stellen ein wichtiges Iustmment 
zur Regulierung der Wirtschaft dar - es 
kann nicht darum gehen, dieses Instru- 

sätzliche ~imcnsion durch die bisherige Friedel Neuber. Aber nicht nur das: Sie ment abzuschaffen. sondern man sollre 
und bcinahe mustereültiee Exisrenz von ist mittlerweile schon zur dritrarößten sich oersoektivisch darüber versrändi- 

~ ~v~ - ~ ~ ~ - ~ ~ - p  - ~ -  

zwei "sozialdemokratischen Räumen". 
Der erste, gewissermaßen "offizielle" 
Raum - dies ist die Welt der Parteitage 
und -gremien einschließlich der Land- 
tagsfraktion, eine Welt, in der real we- 
nig bewegt und entschieden, umso mehr 
nachvollzogen oder einfach ignoriert 
wird. Dies hat bislang jedenfalls insbe- 
sondere für die Wirtschaftspolitik des 
Landes gegolten, die im wesentlichen im 
zweiten Raum bearbeitet und verhandelt 
worden ist - einem Raum, in dem Mini- 
sterialverwaltungen, große Kommunal- 
behörden, Kammern, aber eben auch 
"sozialdemokratisierte" (und andere) 
Großunternehmen und manchmal auch 
Gewerkschaftsvertreter und Großbe- 
triebsräte agieren. Auf unterer Ebene 
entsprechen dem die kommunalen "Steh- 
empfangseliten " (Horst Peter), wo all- 
zuhäufig Industrie- und Handelskam- 
mern größeren Einfluß auf die sozialde- 
mokratischen Verwaltungen ausüben als 
die Partei selbst. So, und dann gibt es 
noch einen dritten und sehr stark "an- 
gegrünten" Raum von weniger einfluß- 
reichen Verbänden und Initiativen, 

Bank der Republik aufgestiegenu- nicht 
zuletzt mit vielfiltigen Engagements in 
Industrie- und Dienstleistungsbranchen! 
Sicher: Die Bank ist zuallererst eine 
wirtschaftende bzw. geldscheffelnde 
Einrichtung, aber sie spielt darüber ver- 
mittelt auch durchaus politische Rollen. 
Skepsis bis Empöning unter den Stahl- 
arbeitern hat 2.B. die Rolle der Bank in 
der Krupp-Hoesch-Fusion ausgelöst. 
Bemerkenswert auf der anderen Seite, 
wie sich die Bank - US-Sanktionen hin 
oder her - auf Cuba zu einem bevorzug- 
ten Partner der Regiemng entwickelt hat 
(vom LTU-Tourismus bis zur Gegenfi- 
nanziemng von Investitions- und Han- 
delsgeschäften). Kurzum: Stan eine der- 
artige Einrichtung zu verhökern und zu 
zerlegen, sollte man sich lieber offemiv 
mit ihren (nationalen wie intemationa- 
len) industrie- und strukturpolitischen 
Möglichkeiten befmen. Dies richtet sich 
nicht nur an die grünen Privatisierer. 
sondern auch und gerade an die Adres- 
se der eigenen Partei, wo man schon 
durch einfachste Informationen über 
Existenz, Charakter und Rolle der West- 

. . 
gen, was alles an vernünftigen Dingen 
damit gemacht werden könnte. Wirt- 
schajisdemokratie und "Banken im Um- 
bau" wäre das Thema. Natürlich müßte 
man damit im öffentlich-rechtlichen 
Sektor anfangen. Siehe oben, ansonsten 
mehr dazu in einem 96er Heftschwer- 
punkt der spw.. . . * 

Zum Schluß ein ganz anderes The- 
ma, das mich allerdings schon seit län- 
gerer Zeit immer wieder in Rage brin- 
gen kann. Es gibt viele Meinungen, die 
ein braver Linker zu vertreten hat, 2.B. 
die eben angesprochenen Auffassungen 
zur Rolle der Banken. Dazu gehört aber 
auch, daß man ein Freundleine Freun- 
din des nahöstlichen Friedensprozesses 
ist - einer Errungenschaft der neuen 
Weltordnung, die häufig mit der Ent- 
wicklung in Südafrika auf eine Stufe 
gestellt wird. Das sehe ich allerdings 
ganz anders. Denn der entscheidende 
Unterschied ist doch - kurzum - der: 
Während in Südafnka die sog. Home- 
lands abgeschafi worden sind, werden 
sie in Palästina gerade eingerichtet. 
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Reformbündnis 
oder Koalition ohne Projekt? 

Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von RaIf Krämer und Reinhold Riinker* 

enn die SPD auf Bundesebene 
wieder in die Regierung will, 
und zwar als führende Kraft W 

und nicht als Juniorpartner in einer Gro- 
ßen Koalition mit allen ihren negativen 
Konsequenzen für die Entwicklung der 
politischen Verhältnisse in der Republik 
und für die SPD selbst, gibt es keine Al- 
ternative zu Rot-Grün. Das ist zwar ei- 
gentlich schon lange klar,.aber erst seit 
der Wahl in NRW und der anschließen- 
den Bildung einer SPD-Grüne-Koalition 
wird es auch im Ollenhauerhaus und an- 
derswo so gesehen oder jedenfalls Re- - - 
sagt. 

SPD und Grüne verfügen über ein 
hohes Maß an programmatischen Ge- 
meinsamkeiten. In NRW führte dies - 
vor dem Hintergrund der gegebenen 
Kräfteverhältnisse. bei denen die Grü- 
nen erheblich mehr zurückstecken muß- 
ten - zu einem Koalitionsvertrag, des- 
sen Inhalte unter etwas verschobenen in- 
nerpaneilichen Kräfteverhältnissen eben- 
so gut ein Regierungsprogramm der SPD 
hatten bilden können. Das wird auch in 
den Beiträgen von Müntefering, Behler 
und Horstmann sowie - aus der Sicht 
eines linken Grünen - Kreutz in diesem 
Heft deutlich. Auch die Gewerkschaften 
haben diese Koalition eindeutig unter- 
stützt. Dieses Bild profiliert sich noch 
beim Vergleich mit Bremen. wo vor ei- 
nem spezifischen Hintergrund, den Sie- 
ling in seinem Artikel beschreibt, eine 
SPD-CDU-Koalition vereinbart wurde. 

Das Problem liegt woanders: in den 
ungelösten Widersprüchen, die zwar 
oftmals vordergründig als Konflikte 
zwischen SPD und Grünen artikuliert 
werden, in Wirklichkeit aber viel tiefer- 
gehend sind. Immer stärker werden in 
den letzten Jahren und Monaten unter 
dem Eindruck der anhaltenden Massen- 
arbeitslosigkeit und der Standortdebatte 
Anfordemngen der Arbeitsplatz- bzw. 

Ralt Krbmsi. Dortmund. Mitg ied des SFQ-Lan 
ae'ivor~tands NRW. Re nho d Rhnkei. Kbln. JL. 
ssndbld~naristsrent aer JUSOS NRW. Bsids 
sind ~itgliedar det spw-Rsdaktion 

Standortsichemng ökologischen und 
auch sozialen Kriterien gegenüberge- 
stellt. Diese Debatte spaltet die notwen- 
dige soziale Basis einer sozial und öko- 
logisch orientierten Politik - nämlich ein 
Bündnis zwischen gewerkschaftlich ori- 
entierter Arbeitnehmerschafi, den sozi- 
al benachteiligten Bevölkerungsmppen, 
und ökologisch oder sozial sensibilisier- 
ten und kritischen Gruppen der Mittel- 
schichten und der Intelligenz - zuneh- 
mend auf. 

Ungelöste politische 
Widersprüche 

Davon ist insbesondere die SPD selbst 
betroffen - Bremen und Frankfurt sind 
nur besonders gravierende Beispiele. ihre 
Basis und Mitgliedschaft bröckelt ab und 
driftet auseinander, wahlpolitisch verliert 
sie nach allen Seiten: an die Grünen; so- 
zial Bedrohte, die sich immer weniger 
vertreten fühlen, in Wahlenthaliung oder 
an die Rechten; aber auch eher konser- 
vativ oder technokratisch orientierte Ar- 
beimehmerschichten an die CDU, der die 
größere wirtschaftspolitische Kompetenz 
beigemessen wird. Letzteres ist nicht 
verwunderlich, wenn die SPD der Stand- 
ortpropaganda der Arbeitgeber lediglich 
weniger bereitwillig folgt als die 
konservativ-liberale Koalition, aber kei- 
ne gmndsätzliche Gegenargumentation 
und -konzeption entwickelt. 

Dem Problem ist weder beizukom- 
men, indem die SPD sich in obengenann- 
ten Gegensätzen eindeutiger positioniert 
- wie es vielen SPD-Rechten vor- 
schwebt, die Umweltpolitik, aber auch 
,sozialpolitische Wohltaten", für nicht 
mehr leistbaren Luxus halten -, noch 
indem lediglich auf der Ebene der poli- 
tischen Rhetorik beschworen wird, daß 
"Arbeit und Umwelt zusammengehören" 
und die SPD die Partei der "kleinen 
Leute" ist. Die genannten Gegensätze 
spiegeln nämlich die realen Widersprü- 
che einer Gesellschaft wider, in der das 
Angebot an Erwerbsarbeitsplätzen ab- 

hängige Variable einzelwirtschafilicher 
Profitmaximierung ist und in der mitt- 
lerweile offenbar sogar führende Sozi- 
aldemokraten es für einen Ausweis wirt- 
schaftspolitischer Kompetenz halten, in 
besonders ignoranter Weise soziale, 
ökologische und gesamiwirtschafiliche 
Kriterien diesen Profitinteressen unter- 
zuordnen (vgl. den Beitrag von Widuk- 
kel-Mathias). 

Die Sozialdemokratie wird nur ge- 
winnen können, wenn sie die Auffassung 
gesellschaftlich mehrheitsfähig macht, 
daß eine solche Wirtschaftspolitik inkom- 
petent ist und daß es darum gehen muß, 
die genannten Widersprüche im Rahmen 
einer integrierten Konzeption sozialen 
und ökologischen Umbaus der Industrie- 
gesellschaft zu überwinden. Dabei gilt: 
,Okologisch und sozial verantwortbares 
Wirtschaften läßt sich nur erreichen, wo 
der Vorrang demokratischer Entschei- 
dungen vor Gewinninteressen und Wirt- 
schaftsmacht durchgesetzt wird." Die- 
ser in Anbetracht der gegenwärtigen Po- 
litik der Sozialdemokratie geradezu 
linksradikal anmutende Satz - anderer- 
seits eine Trivialität für jeden darüber 
nachdenkenden Menschen - stammt aus 
dem Berliner Grundsatzprogramm der 
SPD von 1989 -das übrigens mindestens 
genauso .rot-grün" ist wie der NRW- 
Koalitionsvertrag. Hier sind auch die we- 
sentlichen Elemente der notwendigen 
Politik bereits formuliert, die aber von 
den führenden Personen der Partei an- 
scheinend .vergessenu und nie politisch 
wirksam gemacht worden sind: .Wirt- 
schaftsdemokratie" und .demokratische 
gesamtgesellschaftliche Steuerung". 
.Ökologische Erneuerung" und "Politik 
ausgewählter Wachstumsfelder". ,Ar- 
beitszeitverkürzung" und "Gestalten der 
Technik als politische Aufgabe" lauten 
die wichtigsten Stichwörter und Kapitel- 
Überschriften. Nichts davon ist unter den 
heutigen Bedingungen überholt, im Ge- 
genteil. 

Dabei geht es überhaupt nicht danun, 
keine Kooperation und Kompromisse mit 
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der Kapitalseite mehr zu suchen. Dar- 
auf beruhende Stnihiren etwa der regio- 
nalen S m l i t i k  - wie sie insbeson- 
dere in NRW entwickelt worden sind - 
sind im Gegenteil weiternihitwickeln, 
aber im Sinne ihrer Demokratisierung 
und verstärken Öffnung für soziale und 
okologische Eintlußnahmen. Vorawset- 
znng von Kompromissen ist aber a ü d  
die Starkung der eigenen Machtbasis in 
der Gesellschaft und im Staat. 

Reformbündnis 
und Linke 

ch mal das SPD- 
weil es so schon 

ist: ,&er Zukunftsentwurf ist ei 
.38mhir ein Reformbündnis der 

~ W W   er 
dieses Biindnissnr Meibt die-- 
narbeit mit den Gewerkschaften. 

... _ brauchen ein bredes Reformbünd- 
nis mit möglichst vielen Gruppen und 
Kräften, weil wir den Widerstand derje- 
nigen zu überwinden haben, die d e s  zum 
Fortschritt erklärni, was ihm Gewinner- 
wartnngen, ihrer wirtschaftlichen oder 
politischen Macht zugute kommt.' Es ist 
eigentlich offensichtlich, daO unter den 

gegenwärtigen und absehbaren politi- 
schen B e d i g e n  auf der Parteienebe- 
ne nur .Rot-Griin" der potentiell mehr- 
heitsfihige Ausdruck eines solchen 
BUndnisses sein kann - wobei Tschiche 
in seinem Beitrag darauf aufmerksam 
macht, da8 in Ostdeutschland und damit 
in einem nicht zu vemchlbigecden Teil 
der Gesarntrepubli eine Einbeziehung 
der dort driiiärksten Partei unumgäng- 
lich ist. 

SPD und Grüne können gemeinsame 
Mehrheitsfähigkeit nur dann erringen, 
wenn sie ein gemeinsames Projekt von 
Gesellschaftsreform in diesem Sinne 
entwickeln und dabei natürlich unter- 
schiedl'iche Schwetpunkte einbringen und 
Bevölkemgsgmppen prirnar anspre- 
chen. Das ist etwas anderes als die ge- 
genwüttig vorherrschende Klientelpoli- 
tik - wobei dies beide Parteien beirifit 
und es insoweit Quatsch ist, wem Rote 
und Grüne das nur der jeweils anderen 
Seite vorwerfen. Die SPD hat dabei si- 
cher die besondere Aufgabe, sich den 
materiellen Fragen anders als bisher an- 
zunehmen und die fortschreitende Aus- 
einanderentwicklung von .obenm und 
.untenm wieder zu einem politisch for- 
mierenden Thema zu machen (vgl. den 

Beitrag von Arenz). Die Profilbiildung 
b e i  Parteien darf aber nicht ZU iasm 
des Partners erfolgen, sondern in der 
Auseinandersetning mit CDUICSU und 
FDP und mit dem primären Ziel, eine 
Mehrheit fiir das gemeinsame Projekt zu 
erreichen und auszubauen - wie es die 
Gegenseite seit 1982 erfolgreich prakti- 
ziert 

Abschließend: wenn manehrlich kt, 
muß man zur Kenntnis nehmen, da13 die 
Kontroversen um die Durchsetzung 
einer solched sozialen und ökologischen 
Orientierung sich nicht zwischen den 
Parteien abspielen, sondern quer durch 
sie hindurch verlaufen (vgl. dani auch 
den Artikel von Schastok und Wesmhal). . . 
Wir halten es für wichtig .und werden 
als spw Aktivitäten dazu entwickeln, daß 
die S i n ,  radikalreformerischen Kräfte 
in den verschiedenen Parteien verstarkt 
gemeinsam darüber diskutieren, mit 
welchen Konzeptonen und Strategien sie 
Entwicklungen in diesem S i  voran- 
treiben und dazu beitragen können, daß 
sich in dieser Republik wieder eine ra- 
dikalreformerische L i  als parteiüber- 
greifende gesellschaftliche Tendenz ar- 
tikuliert und ausstrahlungsfähig wird. 
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II Wenn wir Probleme lösen, 
ist das schon was" 

Interview mit Franz Müntefering 

ber rot-grüne Politik, die Chan- 
cen für einen Wechsel in Bonn U und die politische Identitäl der 

Sozialdemokroh'e sprachen wir mit Franz 
Müntefering. Ministerfur Arbeit, Ge- 
sundheit und Soziales in NRW, Bezirks- 
vorsitzender der SPD im Westlichen 
Wesrfalen und Mitglied im SPD-Partei- 
vorstand. Das Gesprächfiürrtenfürspw 
Ralf Krämer und Susi Möbbeck. 

spw: Franr. Du hart die rot-grüne 
Koalition in NRW als Ziisur für die po- 
litischen Verhältnisse bezeichnet. Wie 
bewertest Du die Perspektiven der Ko- 
alition jetzt nach AbschluJ der Koalifi- 
onsverhandlungen? 

Müntefering: Ich glaube, daß diese 
Koalition arbeitsfähig ist. Die Koalitions- 
verhandlungen waren zu einem guten 
Teil zunächst ein gegenseitiges Kennen- 
lernen, das war für beide Seiten ein rich- 
tiger ,Kulturschock". Die SPD muß 
koalieren lernen. die Grünen müssen 
regieren lernen. 

Das Besondere an dieser Koalition ist 
ja, daß nicht beide Partner neu in die Re- 
gierung kommen: wir waren, sind und 
bleiben an der Regierung. Die Grünen 
kommen dazu. Die Koalition ist auf fünf 
Jahre angelegt und ich bin zuversicht- 
lich, daß beide Partner in der Lage sind, 
sich in der praktischen Politik zu ver- 
ständigen. 

spw: Wo liegen inhaltlich die neuen 
Akzente dieserRegierung und wie bewer- 
test Du die Chance, eine gemeinsame 
Refonnpolitik zu enhvickeln? 

Müntefering: Die Verhandlungen 
waren nicht von dem Versuch geprägt, 
eine umfassende Reformpolitik zu for- 
mulieren, sondern wir haben erst einmal 
ganz pragmatisch abgeglichen, was man 
überhaupt miteinander machen kann. Ob 
sich daraus eine gemeinsame Reformpo- 
litik entwickeln kann, muß sich erst in 
der kommenden Zeit zeigen. Wir Sozi- 
aldemokraten haben versucht, möglichst 
viel aus unserem Regiening~programm 
durchzusetzen und die Grünen haben sich 
bemüht, eigene Akzente zu setzen. Wenn 

wir uns das Ergebnis der Koalitionsver- 
handlungen ansehen, so kann man sagen: 
Es ist das notwendige Maß an Kontinui- 
tät darin enthalten, es sind aber auch ei- 
nige neue Akzente gesetzt worden. 

Diese Koalition kann nur erfolgreich 
sein, wenn sie sich nicht im kleinlichen 
politischen Alltag erschöpft, sondern 
wenn wir auch gemeinsame politische 
Projekte formulieren, die nach vorne 
zeigen. Ich sehe hier vor allem vier 
Felder: erstens "Arbeit und Umwelt", 
zweitens "Jugend - Beruf - Zukunft", 
drittens die "Vereinbarkeit von Bemf 
und Familie" und viertens die "Moder- 
nisiemng des Staates". Hier sind in der 
Koalitionsvereinbarung praktische Re- 
formschritte formuliert worden, die über 
den Tag hinaus reichen. 

spw: Das hört sich aber doch nach 
einer weiterreichenden refonnpolitrtchen 
Perspektive an, die vielleicht auch über 
NRW hinaus Wirkung haben kann. 

Praktische Reform- 
schritte, kein Prototyp 

eines Reformbündnisses 
Miintefering: Reformpolitik nicht in 

dem Sinne, daß da jetzt der Prototyp. 
das Modell eines Reformbündnisses ge- 
schmiedet wird. So ist es nicht gemeint 
und so wird es auch nicht laufen. 
Aber unser Land - die Bundesrepublik 

Deutschland und auch NRW - steht vor 
so großen gesellschaftlichen Problemen, 
daß wir dringend eine Politik brauchen, 
die nicht sagt, wir kehren nur den Dreck 
weg und leben ansonsten so weiter, son- 
dern wir brauchen eine Politik, die neue 
Hoffnungen weckt und neue Perspekti- 
ven aufzeigt. Wir müssen uns aus einer 
Lethargie befreien, die durch die.Bon- 
ner Politik der letzten 10 Jahre vemr- 
sacht worden ist. Da hat sich ein Mehl- 
tau über unsere Gesellschaft gelegt. Man 
hat das Gefühl: Da geht nichts mehr nach 
vorne, da gibt es keine Bewegung mehr. 
Wer heute eine erfolgreiche Politik ma- 
chen will, der muß Reformen aufzeigen, 

die neuen Mut geben - auch und gerade 
der nachwachsenden Generation. 

Was die bundespolitische Perspekti- 
ve angeht, muß ich warnen: Nordrhein- 
Westfalen kann kein Feldversuch für den 

Bund sein. Aber natürlich wird die Ko- 
alition in NRW. wenn sie erfolgreich ist. ~ ~ ~ - - - -  ------- ---. 
aber auch wennsie scheitern sollte, Aus- 
wirkungen auf die Bundespolitik haben. 
Die SPD-Grüne-Koalition muß in erster 
Linie eine gute Politik für Nordrhein- 
Westfalen machen. Wenn ihr dies ge- 
lingt, wird damit auch ein Zeichen für 
Bonn gesetzt. 

spw: In der Vergangenheit haben w n  
rot-grünen Koalitionen häufig w r  allem 
die Grünen profitiert. Wie soll in NRW 
verhindert werden, da@ die SPD weiter 
an Zustimmung verliert? 

Müntefering: Wenn die SPD in eine 
große Koalition mit der CDU gegangen 
wäre - und das war die Alternative, die 
es gab - wäre dies für die strukturelle 
Mehrheitsfähigkeit der SPD sicher nicht 
erfolgversprechender gewesen. Außer- 
dem: Ich weiß gar nicht, ob die Stim- 
mengewinne der Grünen nur aus den be- 
stehenden SPD-Grüne-Koalitionen her- 
aus zu erklären sind. Ich glaube eher, 
daß es in den letzten Jahren insgesamt 
einen günstigen politischen Trend für die 
Grünen gegeben hat. Die Grünen in 
NRW haben auch in den Städten dazu 
gewonnen, in denen es keine solche Ko- 
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alitionen gegeben hat. Deshalb meine 
ich, daß SPD-Grüne-Koalitionen nicht 
zwangsläufig zur Stärkung der Grünen 
führen muß. Es wird in den kommen- 
den Jahren darauf ankommen, wie sich 
SPD und Grüne innerhalb der Koalition 
darstellen. Im übrigen hat es ja auch 
andere Beispiele gegeben: Niedersach- 
sen hat gezeigt, daß es auch ganz anders 
laufen kann. 

spw: Nun ist die soziaIdemokranansche 
Anhängerschafr ja in ihren Koalitions- 
präferenzen deutlich gespalten in ein rot- 
schwarzes und ein rot-grünes Lager. Wie 
soll denn in NRW verhinden werden, doß 
sich diejenigen, die diese Koalition nicht 
gewollt haben, von der Sozialdemokra- 
tie abwenden? 

Müntefering: Wichtig ist für die 
Sozialdemokratie, daß sich jetzt in der 
Partei keine Gruppe ausgegrenzt oder 
abgestoßen fühlt. Das G~ndverständnis 
im Sinne eines Rechts-Links-Schemas ist 
in NRW nicht stark ausgeprägt. Proble- 
me mit dieser Koalition sind eher ein 
Ergebnis regionaler Konstellationen und 
darauf muß man antworten. Es gibt in 
der NRW-SPD alles in allem eine sehr 
große Zustimmung zu dieser Koalition 
und es wäre viel schwieriger gewesen, 
die Partei von einer anderen - der Alter- 
native - zu überzeugen. Jetzt ist es zu- 
nächst einmal das wichtigste, die Partei 
zu informieren. Da gab es in den letzten 
Wochen eine Menge MiBverständnisse, 
zum Teil auch gezielte Mißverständnis- 
se, die von Leuten in die Welt gesetzt 
worden sind, die diese Koalition nicht 
wollten. Auch die Parole, uns würden 
die Mitglieder davonlaufen, ist falsch: Im 
westlichen Westfalen sind seit Beginn 
der Koalitionsverhandlungen von den 
114.000 Mitgliedern ganze 16 ausgetre- 
ten. Trotzdem dürfen wir jetzt diejeni- 
gen, die dieser Koalition skeptisch ge- 
genüberstehen, nicht beiseite stellen, wir 
müssen uns auf die intensive Diskussion 
einlassen. Deswegen ist es notwendig, 

Die entscheidende Frage ist aber doch: 
Wollen wir eine Mitglieder- und Volks- 
partei sein und bleiben? Wenn man das 
will - und ich will das -, dann muß man 
sich im klaren sein, daR wir ein Spek- 
mim zusammenbringen müssen, das sehr 
viel breiter ist als bei kleinen Parteien 
wie den Grünen, aber auch sehr viel 
breiter als bei der CDU. Man kann 
durchaus sagen. daß selbst vieles, was 
sich bei den Grünen wiederfidet, auch 
in der SPD enthalten ist. Vielleicht hat- 
te sich, wenn wir vor 15-20 Jahren eine 
etwas andere Politik gemacht hatten, 
auch keine eigenständige Partei heraus- 
bildet. Ich werbe dafür. daß wir dieses 
breite, bunte Spektnim, das wir als SPD 
haben, nicht verengen. 

Angesichts der veränderten Bedin- 
gungen für die Arbeit von Großorgani- 
sationen muß die Partei sich verändern, 
wenn sie überleben will. Das heißt na- 
türlich nicht, daß wir darauf verzichten 
könnten, die Arbeitnehmer zu vertreten. 
Aber es gibt ja auch bei ihnen viele, die 
sich für neue Fragestellungen sehr inter- 
essieren. Arbeitnehmer, das wird ge- 
danklich häufig reduziert auf klassische 
Produktion und Männer. Aber Arbeit- 
nehmer sind auch neue Beschäftigungs- 
gmppen: Dienstleister und die Frauen, 
das sind auch die High-Tech-Arbeiter. 

spw: Die Frage stellt sich aber schon: 
Wo ist das einigende Band, das die So- 
zialdemokratie zusammenhält? Es ist im 
Zusammenhang mit rot-grünen Koalitio- 
nen jetzt viel von dem sozialdemokrati- 
schen Projil, das geschä1;ft werden müs- 
se, die Rede gewesen - aber worin be- 
steht das denn eigentlich? 

men, die uns politisch ausweisen und die 
uns verbinden. Dazu gehört auch das 
große Thema Sozialstaat und solidari- 
sche Geselischaft. Die Menschen müs- 
sen wissen, daß wir für einen Abbau des 
Sozialstaates nicht N haben sind und daL3 
wir Garant sozialer Sicherheit bleiben. 
Arbeit und Sozialstaat sind die Schlüssel- 
themen der Sozialdemokratie. Ich be- 
haupte: auch die dieser Gesellschaft. 

Arbeit und Sozialstaat 
als Schlüsselthemen der 

Sozialdemokratie 
spw: War ist denn Gberhaupt unter 

der vielbeschworenen Arbeimehmer-Ori- 
entiemng heute genau zu verstehen? Es 
ist doch ein Unterschied, o b  ich die 
Rechte der Arbeitnehmer irn Interessen- 
konflikr mit den Arbeitgebern stärken will 
oder ob ich im wesentlichen einen regio- 
nalen Standorr erhalfen oder fördern 
will. Gerade wo es um die ZukunfsJ?a- 
gen geht - Stichwon Garzweiler - da@ 
sich eine Arbeitnehmer-Orientierung 
doch nicht in Klientelpolitik erschöpfen. 

Müntefering: Richtig - und Arheit- 
nehmerpolitik kann auch nicht mehr nur 
klassisch buchstabiert werden. Das gan- 
ze Thema beginnt eigentlich mit der 
Frage nach einer qualifizierten Bildung 
und Ausbildung, nach Fort- und Weiter- 
bildungsmöglichkeiten. Die Frage steht: 
Wie kann ich meine berufliche Penpek- 
tive fuiden, wie kann ich diese in mei- 
nem Leben praktisch realisieren und wie 
kann ich damit eine sichere Zukunft 
aufrauen? Arbeit ist ein modernes The- 
ma. Erwerbstätigkeit bleibt der zentrale 
Punkt, durch sie wird auch in Zukunft 
der Sozialstaat geprägt und finanziert. 
Die Erwerbsarbeit wird in ihrer gesell- 
schaftlichen Bedeutung eher noch ver- 
stärkt durch die Zunahme weiblicher 
Erwerbstätigkeit und bei diesem Thema 
wenden sich die Mensch? in NRW vor 

die Koalitionsvereinbaning breit in der allem an die SPD. 
Partei zu diskutieren. Müntefering: Die SPD sfützt sich auf spw: Warum ist es eigentlich der 

spw: Liegen diesen Konflikten nicht die drei großen Grundwerte Freiheit, NRW-SPD in den vergangenen Jahren 
doch tiefergreifende ~ r s a c h ~ n z u ~ m n d e ?  ~erechtifikeit und Solidarität. Diese deutlich besser gelungen, sich als die 
Die So7ialdemokratie bündelt in ihrer Grundwerie driicken die Bedürfnisse der Ponei darzustellen. die die Zukunft der 
~ ~ ~ .. .~ ~~~~- ~ . . ~ ~ ~ ~ - ~ ~  ~ .~~ ~ 

Anhängerschafr eine enorme saialitruk- 
turelle, kulturelle undpolitische Breite. 
Gibt es nicht auch in NRW wachsende 
Probleme, diese enorme Heterogenität 
noch zusammenzubringen, gibt es nicht 
auch hier zunehmend Bindungsverluste? 

Müntefering: Natürlich gibt es vie- 
le, gerade ältere Mitglieder, für die ist 
diese Koalition eine Art "Kulturschock". 

Menschen nach einer lebenswerten Welt 
aus. Das bleibt so, was immer sich sonst 
ändert. Das einigende Band der Sozialde- 
mokratie sehe ich bei der Thematisierung 
der Rolle des arbeitenden Menschen. 
Der Ausbau der Arbeitnehmerrechte, hu- 
mane Arbeitsbedingungen und natürlich 
die Forderung, daß es überhaupt Arbeit 
für alle geben muß - das sind die The- 

Arbeit gestaltet, a i  der u und es-~PD? 
Müntefering: Das hängt sicher mit 

der Dichte der Partei in NRW zusam- 
men, mit ihrem engen Verhältnis zu den 
Gewerkschaften und damit, daß NRW 
ein Industrieland war, das von den gro- 
ßen Betrieben geprägt worden ist. Das 
wird sehr viel schwieriger, wenn man 
es mit kleinbetrieblichen Strukturen zu 



tun hat. Da wird auch die Arbeit der 
Gewerkschaften und die Abstimmung 
zwischen SPD und Gewerkschaften viel 
schwieriger. E i e  meiner größten Sor- 
gen ist, daß wir zuviel Platz lassen zwi- 
schen SPD und Gewerkschaften. Wenn 
Gewerkschafter und Sozialdemokraten 
nur noch nebeneinander arbeiten - hier 
das Arbeitsfeld Betrieb, da die Politik - 
wäre das verhängnisvoll. Die Sozialde- 
mokratie würde ein wichtiges Stück ih- 
rer Identität verlieren. 

spw: Die von Dir vorhin genannten 
allgemeinen Grundwene und Zielvontel- 
lungen formulieren ja eigentlich alle Par- 
teien so ähnlich. Worin besteht denn bei 
diesen Themen dar spezifisch soziaide- 
mokratische, wodurch unterscheidet sich 
die SPD und grenzt sich auch von ande- 
ren ab? 

Müntefering: Das zentrale Thema 
ist, wie wir das Spannungsverhältnis von 
Individualität und Solidarität in Zukunft 
in unserer Gesellschaft bewältigen. Die 
Menschen betonen heute Individualität 
stärker und leben sie deutlicher, und das 
ist auch gut so. Sie lassen sich nicht mehr 
ohne weiteres in Organisationen einhin- 
den. Das stellt auch viele Fragen an die 
Parteien und deren Rolle. Individualität 
ist eine Stärke. Sie ist nicht das Gegen- 
teil von Solidarität. Individualität und 
Solidarität sind Gmndlagen des Sozial- 
staates und der solidarischen Gesell- 
schaft. Und hier, in der spezifischen 
Verkniipfung von Sozialstaat und soli- 
darischer Gesellschaft muß die SPD sich 
verorten. Das 'muß in der praktischen 
Politik erkennbar sein. 

spw: Besteht nichi auch Pmfiiienmgsbe- 
dmfgegmiikrden Grünen? Die SPD wirb 
doch im Verhältnis zu den Grünen eher 
traditionell, während die Grünen schein- 
bar einen Modernitätsvorsprung hben?  

Müntefering: Ich glaube, daß Sozial- 
demokraten und Grüne, bezogen auf .In- 
dividualität und Solidarität", ein ähnli- 
ches Gmndverständnis haben. Die Fra- 
ge ist, wie sich das in praktische Politik 
umsetzen Iäßt. Und da unterscheiden wir 
uns zumindest an zwei Punkten, das ist 
mir auch während der Koalitionsverhand- 
lungennochmal sehr klar geworden: Die 
Grünen halten Distanz zu Großorgani- 
sationen und zu wichtigen gesellschaft- 
lichen Sektoren. Sie sind die Partei ei- 
nes bestimmten Milieus. Das mae. ihren 

hing. Sie müssen ein neues Rollenver- 
ständnis entwickeln. Sie sind jetzt mit- 
tendrin, betrachten das Ganze aber im- 
mer noch sehr von außen. 

So wollten die Grünen zum Beispiel 
ein umfassendes Berahmgsangebot qua- 
si neben bestehende staatliche Stmktu- 
ren setzen. Sie sagen, die Menschen wer- 
den von den Sozialämtem nicht ordent- 
lich beraten, also schaffen wir neben den 
Sozialämtern umfassend und flächendek- 
kend Sozialheratungsstellen. Da ist mei: 

ne Antwort: Wenn, dann gehe ich zu- 
nächst mal zu den Sozialämtern und for- 
dere eine umfassende, rechtskonforme 
Beratung. Die werden nämlich dafür be- 
zahlt, daß sie das machen. Dann bleibt 
die Frage, ob es bestimmte Gmppen gibt, 
für die man nisänüche Beratungsmögiichkei- 
ten schaffen muß, damit sie die vorhande- 
nen Möglichkeiten überhaupt in Anspmch 
nehmen können - das glaube ich schon. 
Diese Menschen erreicht man aher nicht 
mit flächendeckenden Angeboten, sondern 
benötigt spezielle aufsuchende Angebo- 
te. Hier zeigt sich an diesem Beispiel eine 
unterschiedliche Herangehensweise. 

Ich halte es für sehr wichtig, daß wir 
diese Debatte mit den Grünen austragen. 
Es kann in einer parlamentarischen De- 
mokratie nicht darum gehen, neben Par- 
lament und Regiemng - im übrigen: teu- 
re - StniktUren aufzubauen, die staatli- 
che Stmkhiren nicht verbessern und mo- 
dernisieren helfen, sondern faktisch ein 
Stück Staat neben dem Staat sind. 

spw: Soll es zwischen SPD und Grü- 
nen zu einer themenbezogenen Arbeits- 
teilung kommen, die SPDfür dar Sozia- 
le und die Grünen für die Ökologie? 

Nicht im kleinlichen Ab- 
grenzen erschöpfen 

auch in einer Koalition miteinander strei- 
ten. Am wichtigsten fmde ich allerdings, 
daß man sich nicht ersch6pft im kleinli- 
chen Abgrenzen. Profil schafft man am 
ehesten dadurch, daß man eine gute und 
erfolgreiche Regierungspolitik macht. 
Politische Profiliemng muß es vorran- 
gig gegenüber der Oppositionspartei 
CDU geben. Die großen politischen 
Auseinandersetzungen laufen zwischen 
den beiden großen Volksparteien. Wenn 
wir uns in Zukunft stärken wollen. dann 
müssen wir in dieser ~useinanderset- 
mng die Menschen erreichen und über- 
zeugen. 

spw: Diese politische Strategie setzt 
dann natürlich auch dar deutliche Signal 
für den Bund: Wir wollen nicht mitregie- 
ren, wir wollen den politischen Wechsel. 
Vonn~~germ, die Politik der hRW-Koa- 
lition verläup erfolgreich, soll die Bun- 
des-SPD dann mit einer klaren Option 
für Rot-Grün in den Wahlkampf ziehen? 

Müntefering: Eine Partei, die so 
groß ist wie dii SPD, muß auf Regie- 
ren setzen und kann sich nicht mit der 
Oppositionsrolle abfinden. Die Frage 
ist. in welchen Konstellationen das Re- 
gieren konkret möglich ist. Für 1998 
beantwortet sich diese Frage relativ 
schnell. Wir wollen, daß Kohl da weg- 
kommt. Da es nicht sehr wahrscheinlich 
ist, daß wir in einem Sprung auf 51 % 
kommen. brauchen wir einen Partner, 
und ich sehe '98 keine Alternative zu 
einer Zusammenarbeit mit den Grünen. 
Ich halte nur nichts davon, wenn wir das 
große Reformhündnis beschwören. 

spw: Nun stehen bei denen. die von 
einem Reformbündnis oder einem rot- 
grünen Reformprojekt sprechen, ja ge- 
wisse Vorstellungen über mitteljiistige 
politische Projektefür eine Veränderung 
der geselIschajYlichen Verhältnisse da- 
hinter. Manchmal drängt sich mir der 
Eindruck auf. daß diejenigen, die sich 
weigern, über eine strategische Option 
für Rot-Grün zu sprechen, überhaupt 
keine Vorstellung von mittelfristigen 
Projekten mehr haben. Zm SPD-Grund- 
satzprogramm sind hier doch eine gan- 
ze Reihe an Projekten unter dem Stich- 
won sozialer und ökologischer Umbau 
genannt. Sozialdemokratische Politik 
kann sich doch nicht darin erschöpfen, 
sich pragmatisch von einem Problem 
zum Mchsten zu han~eln. 

Charme ausmachen. Aber das blendet Müntefering: Nein. es wäre falsch, ~ ü n t e f e r i n ~ :  Wir stehen in 
natürlich auch eine Vielzahl von Lebens- wenn wir den Gninen ganze Politikbe- Deutschland und insgesamt in den wes- 
wirklichkeiten aus. Und die Grünen se- reiche überlassen würden. Wir müssen lichen Industrieländern vor riesigen ob- 
hen sich immer noch außerhalb der Re- uns in der ganzen Breite der Politik in- jektiven Problemen und es ist keines- 
gierungs- und Gesetzgehungsveranhvor- haltlich darstellen. Natürlich muß man wegs gesichert, daß sich in Zukunft al- 
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les so entwickelt, wie wir uns das im- 
mer gewünscht haben. Die Situation ist 
nicht so wie Ende der 60er Jahre, wo 
man sich, aus wachsendem Wohlstand 
herads, abgegrenzt gegen Osteuropa. 
daran machte, die Fenster zu öffnen und 
die Aukläning hereinzulassen. Es wäre 
eine Illusion, zu glauben, wir könnten 
das alles noch einmal so wiederholen. 

' 
Die Wahrheit ist leider, daß wir beute 
noch gar nicht so richtig wissen, wie wir 
die riesigen Probleme lösen sollen. Wie 
können wir die Langzeitarbeitslosigkeit 
bekämpfen? Damit verbindet sich keine 
große Vision, da steht die praktische 
Frage, wie wir dieses Problem lösen. 
Oder die Finanzprobleme; wir haben 
hier in NRW einen strikten Kurs der 
Sparsamkeit vereinbart. Mit immer 
weniger Geld reduziert sich auch der 
Reformimpuls. Viele der Reformen in 
den 70ern waren ja mit Geld, mit Ver- 
teilung verbunden. Laßt uns etwas be- 
scheidener sein. Daß die großen Visio- 
nen vermißt werden, weiß ich wohl. 
Wenn wir Probleme lösen, ist das schon 
was. 

spw: Wird denn nicht umgekehn ein 
Schuh daraus: Die politischen Reform- 
schritte greifen viel zu kurz, um wirk- 
lich etwas an den großen Problemen zu 

verändern. und k6nnen daher auch gar 
keine Dynamik enifalten? Gerade im 
Umweltbereich streben doch SoziaIdemo- 
kraten und Grüne in ihren Grundsarpro- 
grammen ein grundlegendes Umsteuern 
an, das sich aber in der praktischen 
Politik nur in Minimalschritten wieder- 
findet, die nicht mehr erkennbar sind! 

Müntefering: Richtig ist, daß da, wo 
wir erfolgreiche Politik gemacht haben, 
dies nicht als wirkliche Reform wahr- 
genommen wird. Vielleicht sind wird 
auch einfach zu nüchtern. 

spwt Aber es stellt sich doch hier 
nochmal die Frage, welche Bedeutung 
haf die rot-grüne Koalition in M W f ü r  
den Bund? Wir müssen ja im Bund erst 
einmal die Nohvendigkeit eines Wechsels 
in den Köpfen und Herzen der Mehrheit 
der BevaIkerung verankern. Dazu brau- 
chen wir doch mehr als Pragmatismus, 
eine politische Stimmung fiir den Wech- 
sel muß erzeugt. Erwartungen müssen 
geweckt werden. 

Müntefering: Das macht man aber 
nicht drei Jahre vorher. Wir müssen jetzt 
erstmal eine nachvollziehbare Politik 
machen, wir müssen - auch wenn das 
zunächst widersinnig erscheint - SPD- 
Grüne zn einem Stück Normalität ma- 
chen. Auf dieser Basis wird man dann 

1997198 versuchen müssen, Menschen 
für unsere Politik zu gewimen und auch 
eine entsprechende Reformstimmung zu 
schaffen. Der Schick des ganz Neuen 
liegt ja sowieso schon hinter dieser Kon- 
stellation. 

spw: Es geht aber nicht nur um eine 
machtpolitische Perspektive. sondern es 
geht um bei Rot-Grün ja darum, dap sich 
auch wirklich ehvar ändert, dap es real 
zu einer Reformpolitik kommt. 

Genug Punkte, an denen 
wir eine politische Alter- 

native haben 
Müntefering: Ich sehe genug Punk- 

te, an denen wir eine politische Alter- 
native haben. Zum Beispiel das Arbeits- 
und Stmkturförderungsgesetz (ASFG), 
das die Bundestagsfraktion entwickelt hat 
und an dem unser Haus maßgeblich mit 
beteiligt war. In diesem Gesetzentwurf 
ist vorgesehen, daß jeder Mensch, der 
über ein Jahr arbeitslos war, obligato- 
risch in Arbeit zurückgeholt wird. Das 
wäre eine echte Reform! 

spw: Kiar. dar ASFGfinden wir auch 
gut. D m  hat aber zum Beispiel im Bun- 
destagswahlkampf gar keine Rolle ge- 

9 



spielt. Scharping hat ja in IkRing ge- 
sagt, die SPD müsse sich stärker auf 
Produktionsfragen konzentrieren und 
nicht nur über Verteilung reden. Das ist 
aber dann fatal, wenn dabei nichts an- 
deres heroukommt als &, was die Kon- 
servativen mit angebotsorientierter Po- 
litik auch treiben. Im Bundestagswahl- 

kampf wurde zwar "Arbeit, Arbeit, Ar- 
beit" gerufen, aber wenn es konkret 
werden sollte, hat Scharping nur gesagt, 
die Unternehmen mürsen die Arbeitsplät- 
ze s c w e n .  Wo ist bei der Schafung von 
Arbeitspiätzen über & ASFG hinaus die 
sozialdemokratische Alternative? 

Müntefering: Natürlich gehört zur 

., 
Anahj.sn IkLummbllonni L Al(luninb Jahren etwa 800.000 Arbeitsplätze ge- 

schaffen, die meisten in Klein- und Mit- 

Schaffung und Sicherung V& Arbeits- 

telbetrieben, in technologieintensiven 
Bereichen. ebenso wie im Dienstlei- 
stungsbereich. Dazu gehört, daR man 
Brücken baut in internationale Handels- OHNE ZUKUNFT? märkte. Dazu gehört die Frage, wie wir 
illegale Beschäftigung und Scheinselb- 
ständigkeit bekämpfen. Dazu gehört 
auch die Frage, wie wir Überstunden 
reduzieren -das ist nämlich gar nicht so 
einfach, weil die Kollegen das Geld für 
die Überstunden sehr gut gebrauchen 

spw: Die Konfiikffnhigkeit der Sozi- 
aldemokratie in der Beschäfrigungspoli- 
tik endet regelmäpig dort, wo es darum 
geht, die Unternehmen in die Pficht zu 
nehmen. Bestes Beispiel ist doch das 
Thema Ausbildungsplätze: Die Ausbil- 66 isw dungsplaizsituation ist dramatisch, die h ! !  Appelle ändern wenin bis nichts. und die 

sozial-5k0loglsche 
Wirtschaftsforschuna e.V 

/ 
Analysen des lsw smial-ökologische 
Wirtschalfsforschung e.V. (Auswahl): 

ISW-kmli 

plätzen auch eine unternehmensfördern- 
de Politik. Das ist doch kein Gegensatz. 
Wir haben in NRW in den letzten 10 

(erscheint vieitelj8hrlich mil isw-wiit=habinfo) 
DM 5.- plus Versaiid (Jahresabo: 30.- DM) 

Cackgsase Neollberallsrnua 
(NI. 20. August 1994) 
Markt, Urnweltscliutr. Energlestew 
(NI. 21. OMaber 1994) 
MedlenMunls + Mul l lMda  
(Nr. 22. Januar 1995) 
Kerneuropa - Kelm zur Wallmachl 
(NI. 23. April1 1995) 
Arbe11 ohne Zukunft? - Re(. 4. IswJwurn 
(Nr. 24. Jult 1995) 

lsw-smzial 
~ o n s i t a i l a  - Vorwärts In dle Vergangmheä 
(Nr. 7. Mai 1994). DM 5.- +Versand 
Sirateglsche ~'illenbrllderschaft 
Deutschland-Türkei 
(Nr. 8. April 1995). DM 5,- +Versand 

Isw-wlrtschafisinfo exim 
Standon D (2. überarbailete Aullage) 
(NI. 17. Mai 1994). DM 5,- +Versand 
Lohn, Prels, Prollt '95 
Argumenie & FaMen zur Tariimnde 
(Nr. 20, Januar 1995) 4.. +Versand) 

Deitellon~an, Pmmkb. I& brl e.V. 
Ceorg-wÖpher.sir. 46.8W39 MD~cbcn, ' 
TcI. U. Fax 089-323 17 80 (aulfalli Fax: 1 8  94 15) 
KontoSnarda Dank Mminchrn 

~%ialdemokratie &nn sich trotzdem 
nicht dazu durchringen, einen eigenen 
Vorschlag zur Ausbildungsplaizabgabe 
oder zu Umlagefonds vo~ulegen. 

Müntefering: Eine Ausbildungs- 
platzabgabe wird es nach allen Regeln 
der Wahrscheinlichkeit bis 1998 nicht 
geben, weil die Mehrheitsverhält~sse so 
sind, wie sie sind. Wenn wir sie trotz- 
dem fordern. können wir damit keinen 
Jugendlichen überzeugen. Der will wis- 
sen, wie er in diesem Jahr einen Ausbil- 
dungsplatz findet. Mit einer Ausbil- 
dungsplatzabgahe werden leider nicht 
automatisch mehr Aushildungsplätze ge- 
schaffen. Meine Sorge ist, da3 wir mit 
einer Ausbildungsplatzabgabe am Ende 
eine ganze Menge Geld haben, aber die 
duale Ausbildung geschwächt wird und 
ein Trend zur Verstaatlichung der Aus- 
bildung, wie bereits heute in Ostdeutxh- 
land, beginnt. Das halte ich für gefähr- 
lich. Wem man einfach nur Geld für 
außerbetriebliche Ausbildung reinholen 
will, stellt sich die Frage, ob wir das 
nicht besser steuerlich fmanzieren. Aber 
es wird immer vorausgesetzt, daß die 
Unternehmen auch ausbilden, wenn man 

eine Abgabe erhebt. Das halte ich für 
eine Illusion. Mir wäre lieber, wir wiir- 
den Branchenlösungen und Verbundsy- 
steme finden. Es gibt viele Klein- und 
Mittelbetriebe. die sich alleine nicht zu- 
trauen auszubilden, weil sie nicht über 
die modernsten Maschinen und auch 
nicht über das Ausbildungspersonal ver- 
fügen. Wenn man Angebote für Ver- 
bundsysteme macht, dann würden sie 
ausbilden können und dann würden sie 
sich auch an der solidarischen Finanzie- 
rung beteiligen. Drei Punkte sind wich- 
tig, die wir parallel voranbringen müs- 
sen: eine solidarische F i i e m g ,  eine 
Erhöhung der Anzahl der Ausbiidungs- 
plätze und die Sicherung bzw. Weiter- 
entwicklung der Qualität der dualen Aus- 
bildung. 

spw: Unsere Vorstellung wäre ja 
schon, dap durch eine Umlagefimie- 
rung Mittel mobilisielt werden, um Be- 
triebe zu fördern. die neue Ausbildungs- 
plätze schaffen. 

Müntefering: Es gibt allerdings in- 
mischen ein großes Problem: E i  Be- 
trieb, der einen fertig ausgebildeten In- 
genieur von der Uni holt und im Betrieb 
in einem Crash-Kurs auf die betriebli- 
chen Erfordernisse hin fortbildet, fährt 
kostengünstiger als der Betrieb, der drei 
Jahre Aus- und Fortbildung bezahlen 
muß. Die Frage ist: Wie kann ich Be- 
triebe zur Erweitemne ihrer Ausbil- 
dungskapazitäten bewegen? Umlagean- 
drohung allein reicht nicht. 

spw: Es ist klar, da$ die Krise des 
Dualen Sstems nicht nur ein quantita- 
tives Problem ist. Insofern ist die Umla- 
gefimierung ein Instrument. um den 
Anspruch einer solidarischen F i ~ n z i e -  
rung deutlich zu machen. Dies muß M-  
türlich mit einer qualitativen Reform der 
Benrfsausbildung verbunden werden. 

Müntefering: Wir sind an dem The- 
ma dran, werden dazu als NRW einen 
eigenen Vorschlag entwickeln. Ich be- 
streite nicht die Notwendigkeit einer 
bundesgesetzlichen Neuregelung. Aber 
sie muß klug sein, darf Ncht das Schei- 
tern in sich tragen. 

spw: Wichtig ist, doß an diesem Punki 
der Staat mit eigenen Aktivitäten die 
Initiative übernimmt und sich nicht nur 
auf die Unternehmen verwt ,  das scheint 
uns auch insgesamt in der Beschäfi- 
gungspolitik erforderlich zu sein. Wir 
hoffen, dap von der rot-grünen Koaliti- 
on in NRWin dieser Hinsicht ein Impuls 
ausgeht und wünschen Euch in diesem 
Sinne eine evolgreiche Arbeit. Vielen 
Dankfur & Gespräch. 
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Rot-Grün wird, was rote und grüne 
Reformkräfte daraus machen 

ot-grüner Maximalspagat in Düs- 
seldorf: Die frischgebackene RN RW-~oalition bindet den in der 

grünen Bundespartei als .Linksausleger" 
geltenden Landesverband der Grünen 
und den in der SPD-Bundespartei als 
.Rechtsausleger" geltenden Landesver- 
band der SPD zusammen. Die NRW- 
SPD hatte sich aus grüner Sicht in 15 
Jahren absoluter Mehrheiten das Land in 

von Daniel Kreurz* 

Ierdings die Grünen die größere Zahl 
dickerer Kröten zu schlucken. 

Die Koalitionsvereinbamng doku- 
mentiert folglich noch keinen „reform- 
politischen Kurswechsel", sondern er- 
möglicht auch eine Politik des sozialde- 
mokratischen "Weiter so" mit einigen 
grünen Akzentverschiebungen. In wei- 
ten Bereichen mußten unterschiedliche, 
teils gegensätzliche Orientierungen in 

daß die Bekenntnisse zur Integration von 
SchülerInnen mit Behiderungen wenig 
realitätstiichtig sind; daß Steuergerech- 
tigkeit durch verbesserten Vollzug der 
Unternehmensbesteuemng; der insbe- 
sondere die Kommunen entlasten wür- 
de, auch weiterhin ein Fremdwort bleibt: 
daß es keine neuen Finanziemngsspiei- 
räume durch Verkauf der WestLB-An- 
teile gibt; daß Öko-~b~aben  als ökolo- 

ähnlicher Weise .angeeignet" wie die P~faufträgen und Fomelkompromissen gische Steuemngsinstrumente sowie als 
CSU ihr Bavem. Sie schönfte dabei ihre vemackt werden. die theoretisch in bei- Stimulans für ein beschäftimeswirksa- -~ ~ ~~ -~ . ~~~~ 

Stärke nicht aus sozialemanzipatorischen 
Bestrebungen der "Arbeiterbewegung", 
sondern aus der institutionalisierten So- 
ziaipartnerschaft. der Beutegemeinschaft 
von Kapital und Arbeit gegen Mensch 
und Natur. Ihre Fühmngsspitze hatte 
maßgeblichen Anteil an der innerpartei- 
lichen Durchsetzung des Petersberger 
Kotaus beim Asylrecht und am Kurs der 
„informellen Großen Koalition" mit den 
B o ~ e r  Totengräbern des Sozialstaats. 
"Weiter so" war ihre Orientiemng für 
die neue Wahlperiode. Die NRW-Grü- 
nen gehörten ihrerseits zu den entschie- 
dendsten GegnerInnen der .Asyllüge" 
und der interessengeleiteten Debatten um 
Scheinprobleme des ,Industriestandorts 
Deutschland". Ihr Ziel für NRW war ein 
"gmndlegender reformpolitischer Kurs- 
wechsel". Farthmanm Charakterisiemg 
nach der Landtagswahl, daß hier „zwei 
Welten" aufeinandertreffen, war zwei- 
fellos richtig. 

Zu glauben, daß ein verändertes po- 
litisches Kräfteverhältnis, das die SPD 
zwingt, es mit den Grünen zu versuchen, 
und diesen die Chance eröffnet, einen 
Fuß in Türen landespolitischer Gestal- 
tung zu schieben, eine unmittelbare 
Verändening der realen Identität einer 
der beiden Partnerinnen nach sich zie- 
hen könnte, ist abwegig. Die Koalitions- 
vereinbarung - so sie überhaupt zustan- 
dekommen sollte - mußte daher Emp- 
findlichkeiten und Tabus auf beiden Sei- 
ten Rechnung tragen. Aufgrund des 
Kräfteverhältnisses von 10:46 hatten al- 

Danial Kreutz MdL, Mitglied der gi0nan Ver- 
hsndlung~kornrnission bei den Koalitionrver- 
handlungen in NRW 

de ~ i c h i u n ~ e n  deutbar sind, ihre prakti- 
sche Interpretation aber erst in der wei- 
teren Politikgestaltung erhalten werden. 
Die aber wird, so die einhellige Erfah- 
mng bisheriger rot-grüner Koalitionen, 
in hohem Maße davon abhängen, wer als 
MinisterIn die entsprechende Ressortzu- 
ständigkeit hat. 

SPD-Tabus ,,Standortu 
und Finanzen 

Die härtesten sozialdemolcratischen 
Tabus lagen (und liegen) in der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik. Wo immer 
Kapitaiinteressen am .Standort NRW" 
tangiert sein konnten, wurden ökologi- 
sche und soziale Reformansprüche blok- 
kiert. Dies gilt nicht nur bei der Bekämp 
fung der Steuerhinterziehung oder beim 
Thema Öko-~b~ahen,  sondern auch'2.B. 
für die Luftverkehrspolitik, die aus SPD- 
Sicht nicht unter ,Verkehru, sondern 
unter ,Wirtschaftu einzuordnen ist. Das 
,Standortu-Tabu trieb am Ende auch 
seltsame Blüten: Weil die SPD den 
.wirtschaftsrelevanten" Bereich der 
Landesplanung nicht in die Hände einer 
grünen Ministerin fallen lassen wollte, 
kostete es allein 12 Stunden Verhand- 
lung, bis die Grünen das nach der Land- 
tagswahl von Matthiesen geräumte Um- 
weltministerium komplett übernehmen 
konnten. 

Die grüne Niederlage in der Finanz- 
politik (Personal, Haushalt, Oko-Abga- 
ben) zählt sicherlich zu den größten 
Belastungen einer "erfolgreichen Re- 
formkoalition" in spe. Sie bedeutet. daß 
die Krise der Unterrichtsversorgung an 
den Schulen kaum gebremst weiterläuft; 

- 
mes ,Investitionsprogramm Arbeit und 
Umwelt" ausfallen. 

Dafür steht Rot-Grün die Exekution 
einer rigorosen Sparpolitik bevor - ein- 
schließlich des Abbaus von bis zu 22.000 
Stellen im landesöffentlichen Dienst, was 
die Glaubwürdigkeit der Bekenntnisse 
zur Bekämpfung der Erwerbslosigkeit 
nicht gerade erhöht. Da vieles in den aus- 
gabewirksamen Politikfeldern (z.B. Ar- 
beit/Soziales/Gesundheit, aber auch För- 
demng des ÖPNV oder rationeller En- 
ergienutzunglregenerative Energien) 
letztlich von den verfügbaren Haushalts- 
mitteln abhängt, sind SÖ manche reform- 
politischen "Akzente" der Koalitionsver- 
einbarung noch ungedeckte Schecks. 
Allerdings gelang es, über eine Anlage 
zum Protokoll eine Option auf die vor- 
rangige ßerücksichhmg vereinbarter rot- 
grüner Projekte bei den künftigen Haus- 
haltsberatungen durchzusetzen. 

Grüne Erfolge 
Die SPD wollte das Ziel in die Ver- 

einbarung aufnehmen, die Länderkom- 
petenz für befristete Abschiebestopps 
zugunsten gefährdeter Flüchtlingsgmp- 
pen aufzugeben und gänzlich Herrn 
Kanther zu übertragen. Es hat Mühe 
gekostet, ihr zu verklaren, daß das mit 
Grünen nicht denkbar ist. Auch in der 
Drogenpolitik verhandelte sie von Posi- 
tionen aus, die deutlich näher bei der 
CDU als bei ihrer eigenen Bundestags- 
fraktion liegen. Punktuell mußten wir ihr 
Versprechungen ihres eigenen Regie- 
mngsprogramms "abhandeln". 

Natürlich gibt es auch eine Reihe 
grüner Erfolge, denn ohne gäbe es kei- 



ne Koalition. Wir haben recht weitrei- 
chende politische Vereinbarungen zur 
stärkeren Förderung des Energiesparens, 
rationeller Energienutzung und regene- 
rativer Energien, ein Verbandsklagerecht 
für Naturschutzverbände, eine OPNV- 
Vorrangpolitik erreicht. Insbesondere in 
der Frauenpolitik, aber auch in der In- 
nen- und Rechtspolitik ist der Reformge- 
halt des Koalitionsvertrages unüberseh- 
bar. In der Arbeits- und Sozialpolitik 
wurden einige Türen geöffnet oder ent- 
riegelt, die bisher verschlossen waren. 
Dazu gehört insbesondere die Aussicht 
auf die Schaffung einer solidarischen Fi- 
nanzierungsgmndlage für die Berufsaus- 
bildung, um der sich anbahnenden struk- 
turellen Lehrstellenmisere und dem 
Rückzug der Arbeitgeber aus der dua- 
len Berufsausbildung entgegenzutreten. 

Insgesamt aber spricht viel dafür, daß 
Rot-Gnin zur Koalitionsverhandlung in 
Permanenz werden wird, wann immer 
die Lyrik des Vertragstextes in politi- 
sches Handeln übersetzt werden muß und 
entsprechende konkrete Richtungsent- 
scheidungen anstehen. Der Kompromiß 
zum Braunkohletagebau Garzweiler 11, 
einem energie- und klimapolitischen 
Wahnsinnsprojekt des Energiemonopo- 
listen RWE, nehen dem Shells Brenr 
Spar eher als umweltpolitische Fußnote 
erscheint, ist dafür nur das augenfällig- 
ste Beispiel. 

Bündnis '!%/Die Grünen werden die- 
se Auseinandersetzungen zudem aus ei- 
ner Position machtpo6tischer Schwäche 
im Kabinett heraus~fuhren müssen. Ver- 
elichen mit den Ministerien. die der FDP 
bei deutlich schwächeren ~ a h l e r ~ e b n i s -  
sen in Koalitionen zufielen und -fallen, 
Iäßt sich mit der Kombination von Um- 
welt- und Wohnungsbauministerium nur 
wenig Staat machen. Gemessen an grü- 
nen Kriterien sind wir unter'm Strich 
zum Billigsttarif ins Koalitionsbwt ge- 
stiegen. 

.Gründe für Rot-Grün 
Dennoch hat der grüne Landespartei- 

tag in Kevelaer die Koalition mit über- 
wältigender Mehrheit gebilligt. Die Ge- 
genstimmen kamen überwiegend nicht 
vom linken Rand, sondern von „Ultra- 
realos". Die Zustimmung galt nicht der 
politischen Qualität des Koalitionsvertra- 
ges. Wäre es allein d a ~ m  gegangen, die 
Landesdelegiertenkonferenz hätte dan- 
kend abgelehnt. Es sind überwiegend 
andere Motive, die das Ja zu Rot-Grün 
plausibel machen. 

Das populärste Argument ist sicher- 
lich. das Gespenst einer Großen Koali- 
tion zu bannen. Ohne Frage hätte diese 
„Alternative" weitreichende reaktionä- 
re Folgen in vielen Politikfeldern gezei- 
tigt und zugleich die Position der Kohl- 
Regierung im Bundesrat deutlich ge- 
stärkt. In verabsolutierter Form ist dies 
allerdings ein Totschlag-Argument ge- 
gen jede qualitative Mindestanforderung 
an rot-grüne Regierungspolitik. Denn 
selbst ein nacktes sozialdemokratisches 

„Weiter so" wäre immer noch besser als 
die Übergabe fast der Hälfte der landes- 
politischen ,Machto an die Hauptpartei 
von Kapital, Patriarchat und Reaktion. 
Der reale Effekt der rot-schwarzen 
Angst-Alternative in den Reihen der 
grünen und (links-)sozialdemokratischen 
Wählerschaft besteht deshalb eher dar- 
in, den reformpolitischen Wert von Rot- 
Grün ni drücken. 

Vor dem Hintergrund der unmißver- 
ständlichen Erwartung des Großteils der 
Grün-WählerInnen und auch der eigenen 
Mitgliedschaft, daß ,Rot-Grün jetzt 
klappen.mußU ist für mich die entschei- 
dende Uberlegung, daß Rot-Grün jen- 
seits der in der Koalitionsvereinbamng 
fixierten Momentaufnahme ein gesell- 
schaftlicher Prozeß ist, dessen Verlauf 
nehen Risiken auch Chancen birgt, die - 
vielleicht -genutzt werden können. Die- 
se gesellschaftspolitische Dynamik be- 
gleitete bereits die Verhandlungen: Da 
waren die dräuenden Warnungen der 
Arbeitgeberlobbies vorRot-Grün in der 
nicht ganz unbegründeten Sorge, daß die 
Landespolitik ihre bisherige Dienstlei- 
stungsfunktion für ihr Klientel einbüßen 
könnte. Da waren aber vor allem die 
nach dem Muster früherer „Atomfilz"- 
Mobilisierungen gestrickten Proteste der 
„Beutegemeinschaft Braunkohle" von 
RWE und IGBE gegen eine ernsthaft mit 
uns verhandelnde SPD-Führung. Sie 

deuteten an, daß hier über Jahrzehnte 
zementierte Verhältnisse aufbrechen. 
Auch wenn man sich fragen mag, ob der 
ausgehandelte Text solche Aufgeregthei- 
ten rechtfertigt, konstituieren Vorgänge 
wie diese ihre eigene Realität und Dy- 
namik. 

Klima für Veränderungen 
mobilisieren! 

Tatsachlich ist m.E. ausgerechnet der' 
vom BUND (nicht ganz zu Unrecht) als 
,faulu apostrophierte Garzweiler-Kom- 
promiß der einzige, bei dem beide Sei- 
ten bis an die äußerste Grenze ihrer 
Möglichkeiten gingen. Auch wenn es 
Wolfgang Clement und Johannes Rau auf 
dem SPD-Landesparteitag in Hagen ge- 
lang, die Abspaltungstendenzen des 
Kohlefilzes auszubremsen und ein über: 
zeugendes Votum für Rot-Grün durch- 
zusetzen, ist die konservative Kohlefrak- 
tion im Ergebnis erstmals innerparteilich 
in die Defensive geraten. Die kommen- 
den Jahre bis zum planmäßigen Geneh- 
migungstermin des Garzweiler-Rahmen- 
betriebsplans 1998 können und müssen 
genutzt werden, um einerseits das öffent- 
liche Meinungsklima noch stärker als 
bisher zugunsten einer ökologisch ver- 
träglichen Energiepolitik sowie zugun- 
sten einer beschäftigungsorientierten 
Konversion des Bergbaus zu verändern. 
Im Ergebnis könnten der Widerstand 
gegen Garzweiler I1 landesweit wachsen 
und die Pläne der Klimakiller politisch 
undurchsetzbar werden. 

Ebenso besteht die Chance, an den 
zahlreichen Stellen, wo die FormuiieniII- 
gen des Koalitionsvertrags reformpoli- 
tische Veränderungen nicht verbieten, 
diese in Kooperation mit Initiativen und 
Verbänden sowie den reformorientierten 
Kräften innerhalb der SPD auch tatsäch- 
lich zu realisieren. Alle, für die Rot- 
Grün mehr sein muß als Mehrheitsbe- 
schaffung für "Weiter so", die daran 
Erwartungen für soziale, ökologische 
und emanzipatorische Veränderungen 
des alltäglichen Lebens knüpfen, sollten 
sich jetzt aufgerufen fühlen zur gemein- 
samen Instandbesetzung der Landespo- 
litik. 

Dann haben wir eine Chance in Düs- 
seldorf und verstärken den wind of chan- 
ge für Bonn 1998. Allerdings - nur dann. 



Koalition in NRW: Reformbündnis? 
oder ,,Kaum vereinbart - schon zerredet?" 

D ie meisten SPD-Mitglieder in verabredete Strategie für die Verhand- 
Nordrhein-Westfalen reagierten lungen. Sie liefen nach dem pädago- 
auf das Wahlergehnis am 14. gisch bewährten Muster von "learning 

Mai mit tiefer Enttäuschung, etliche aber bei doing" und funktionierten durch die 
auch mit Euphorie. Dazwischen gab es (unausgesprochene) Hoffnung, die Ver- 
praktisch nichts. handlungsführer würden es schon richtig 

machen. 

von Gabriele Behler und Axel Horstmann* 

Warum es zu diesen gespaltenen 
Reaktionen kam. ist gesondert zu ana- 
lysieren. Auf jeden Fall erklären sie 
auch, warnm es in der NRW-SPD kein 
Szenario für diesen Wahlausgang gab. 
Entsprechend gab es  auch keine klar 

Gabrlele Behler, otallv. Landesvorsltrende dar 
SPD NRW. und Axel Horstrnann. Barirksvor- 
ritzender dar SPD Ortweltfalen-Li~pe, waren 
Mng edel der Verhandlungrkommision dsr SPO 
bei den NRW-Koalit~ansvernandl~ngen 

Einige 
der ,Jum- 
bos" (Ver- 
handlungs- 
jargon) un- 
serer Seite 
h a t t e n  
erklärter- 
maßen den 
Eindruck, 
auf Wesen 
von einem 
a n d e r e n  
P o l i t i k -  
Stern zu 
s t o ß e n .  
S o l c h e  Faktoren 

sind nicht 
ZU unter- 
schätzen, 
aber die 
Besonder- 
heit der 
N R W -  
GRÜNEN 
m a c h t e  
manchmal 
auch die 
a n d e r e n  
fassungs- 
los: von,. Die den 

GRUNEN 
voreeleete 

Themediste reichte vom ~achko6aüger 
das Kleegras und das Beanglungsgebot 
in Naturschutzgebieten bis hin zur offe- 
nen Hochschule: Skurrilitäten und ge- 
sellschaftspolitische hoblernlagen waren 
eine seltsame Mischung eingegangen. 
Auch dies mag die lange Dauer der Sach- 
verhandlungen erklären, die wir im üb- 
rigen als gmndsätzlich positiv ansehen, 
denn wo gab es sonst eine so ernsthafte 
Sacharbeit in Koalitionsverhandlungen 

ohne die Überschamuig mit Personalspe- 
kulationen? 

Chancen für Zukunfts- 
projekte 

In der Süddeutschen Zeitung wur- 
de das gemeinsame Regiemngspro- 
gramm als vernünftig und tragfähig 
bezeichnet. Rot-grün sei weder eine 
.Notgemeinschaft" noch ein "Wende- 
hündnis". eher ,eine pragmatische 
Lösung zwischen Not und Wende". Die 
Chance ist jedenfalls da, über Zukunfts- 
projekte in den nächsten fünf Jahren 
zu qualifizierter Reformpolitik zu ge- 
langen: 

. 

z.B. das Zukunftsinvestitionspro- 
gramm Arbeit und Umwelt: Es wird 
alle Ressorts umfassen und in der Le- 
gislaturperiode Mittel für investive Maß- 
nahmen in Höhe von rd. 13.1 Mrd. DM 
umfassen. Dazu gehört die Aufstockung 
des REN-Programmes zur Fördemng 
neuer und erneuerbarer Energien und 
von energiesparender und rationeller En- 
ergievenuendung, Fördemng regiona- 
ler und kommunaler Energieversor- 
gungskonzepte (was nicht nur angesichts 
der Rolle von RWE spannend sein 
dürfte), neuer technischer und organi- 
satorischer Lösungen für Ahfallvermei- 
dung und Ahfallverwertung, die Ent- 
wicklung und Erprobung innovativer 
umweltfreundlicher Produkte und Pro- 
duktionsverfahren, die Förderung des 
Baus von energiesparenden Sozialwoh- 
nungen usw. 

2.B. Vereinbarkeit von Familie und 
Benif: Das konkret verabredete Pro- 
jekt der verläßlichen Halbtagsschule ist 
ja gesellschaftlich überfällig. Es gehört 
zum Fordemngsbestand von GRUNEN 
und SPD, im ersten Schritt wenigstens 
im Primarschulhereich verläßliche An- 
fangs- und Schlußzeiten gewährleisten 
zu können. Hier für jede Grundschule 
im Land flächendeckend einen Zuschuß 
zu verabreden, ist ein wichtiger Schritt 
auch deshalb, weil so quasi flächendek- 
kend im Land ein hautnah erlebbarer 
Erfolg der Regierung vermittelt wer- 
den kann. 



REFORMB~NDNIS? 

2.B. die Initiative "Jugend-Beruf- 
Zukunft': Sie greift die Diskussion um 
die Ausbildungsplatzabgahe und damit 
die Finanzierung von Ausbildung auf, 
führt sie aber auch qualitativ weiter mit 
der Verabredung, eine bundesgesetzliche 
Neuregelung zur dualen Ausbildung zu 
entwickeln. Auch wenn hier gerade zur 
Finanzierung nicht alle Fragen geklärt 
sind, ist der Zwang zur Entwicklung 
neuer Ansätze festgeschrieben, der auch 
eine Auflösung von festgefahrenen und 
erstarrten Positionen bewirken wird. 

2.B. moderne Verwaltung: Dies hat 
mehr mit der Zukunft des Wirtschafts- 
standortes NRW zu tun, als in der öf- 
fentlichen Diskussion oft wahrgenom- 
men wird. Die Verabredungen zum Per- 
sonalmanagement und zur Dezentrali- 
sierung von Veranhvomg sind beispiel- 
haft, wenn sie denn sachkundig und en- 
gagiert in die Praxis umgesetzt werden. 

zu wollen. aber gleichzeitig wurde 
immer wieder latentes Mißtrauen ge- 
genüber Mitgliedern der Verhandlungs- 
kommission geäußert, die angeblich zu 
schnell nachgäben, zu offensichtlich auf 
einen Kompromiß hinaus wollten. An 
manchen Stellen schimmerte durch, daß 
entscheidend nicht war, worin der Kom- 
promiß inhaltlich bestand, sondern wer 
den Kompromiß erarbeitete und ein- 
brachte. 

tik, Gleichstellungspolitik etc.) zu un- 
terstützen. Damit ist es gelungen, den 
Strukturwandel zugleich zu befördern 
wie sozial zu flankieren. Dieser An- 
satz ging und geht über klassische So- 
zialpartnerschaftsmodelle hinaus und 
verfügt mit dem Modell der regionali- 
sierten Strukturpolitik über ein wir- 
kungsvolles konsensstiftendes Politik- 
muster. das seine Potentiale noch lan- 
ge nicht ausgeschöpft hat. 

Die NRW-SPD hat sich darüber eine 
wirtschafts- und zugleich sozialpoliti- 
sche Kompetenz und damit den entschei- 
denden Vorsprung vor der Union er- 
worben, und sie hat konsensstiftend in 
breite Kreise der Gewerkschaften und 
Unternehmerschaft, Verwaltung und 
Kultur hineinwirken können. Die NRW- 
SPD hat im Gegensatz zur Bundes-SPD 
das Image, sowohl Wertschöpfungs- wie 
Verteilungspartei zu sein. Jede zukünf- 
tige Politik muß so angelegt werden, 

Widersprüche in der So konnten durchaus gebotene stra- daß dieses Modell und der Kompetenz- ..-.., --- tegische Chancen. etwa demonstrativ vorsorune nicht gefährdet wird. was zu- IUKVV-bru 
Und hier beginnt es mit der eige- 

nen Skepsis: Die Bereitschaft der NRW- 
SPD, sich auf ein zukunftsweisendes 
Reformprofil einzulassen, ist mehr als 
unterentwickelt. Denn schon vor Be- 
ginn der Koalitionsverhandlungen wur- 
den Garzweiler I1 und die Nordwan- 
derung der Steinkohle über die gege- 
benen und eingegangenen Verpflichhin- 
gen hinaus zur Zukunftsfrage des Ver- 
hältnisses von SPD und Industriearhei- 
terschaft schlechthin hochgeredet und 
hochgeschrieben. Dies fand seinen vor- 
läufigen Höhepunkt auf dem Hagener 
Parteitag. So wichtig die Kohlefrage 
auch in wirtschaft- und sozialpolitischer 
Hinsicht noch immer ist: Wer die Koh- 
lefrage zur Frage nach dem Industrie- 
standort NRW hochstilisiert, verkennt 
die tatsächlich angemessenen und zu- 
nehmend auch subjektiven Erwartungen 
der Menschen an die ökonomische Zu- 
kunft NRW's. Berichte in der Akiuel- 
len Stunde im Fernsehen, wo die NRW- 
SPD wieder vom Bergmann mit den 
Brieftauben im Hintergrund repräsen- 
tiert wurde, zeichnen zunehmend eine 
mit der Realität immer weniger über- 
einstimmende soziale Idylle, die den Le- 
bensverhaltnissen der breiten Mehrheit 
der Arbeitnehmerschaft nicht mehr an- 
gemessen ist. 

Die Auseinandersetzung darüber, ob 
diese Koalition wirklich gewollt war, 
blieb auch während der Verhandlungen 
unter der Decke. Alle beteuerten. sie 

unterstützende Äußerungen von DGB 
und IG Metall zugunsten eines arbeit- 
nehmerorientierteu Zukunftsprofils der 
NRW-SPD aufzugreifen, nicht genutzt 
werden. 

G. Hofmann schrieb am 30. Juni in 
der Zeit: ,Man zögert doch, sich mit 
den Sozialdemokraten noch eingehend 
zu befassen, weil ein Hauch von Alt- 
modischem und Blässe auf ihnen liegt, 
mit Ansteckungsgefahr." Wenn man 
diesen Eindruck nicht noch verstärken 
will, sind erhebliche Änderungen er- 
forderlich: Es geht um nicht weniger, 
als die NRW-SPD auch in Zukunft als 
Reformpartei des ökonomischen Wan- 
dels, der ökologischen und sozialen 
Verantwortung zu profilieren. Dies ist 
eine inhaltlich-thematische, kulturelle 
und organisatorische Herausforderung. 

~eraus' forderun~en für 
zukünftige Politik 

Die langjährige Hegemonie der 
NRW-SPD (,Wir in Nordrhein-West- 
falen') hat bisher ihre soziale und po- 
litische Grundlage darin gehabt. ein sehr 
erfolgreiches Modell des Interessen- 
ausgleichs zwischen Industriearbeiter- 
schaft und Unternehmerschaft zu 
organisieren, gleichzeitig innovative 
Ansätze in der Wirtschaft (Entwicklung 
neuer Wirtschaftssektoren, neuer Pro- 
duktlinien, Technologie- und Innova- 
tionsfördemng) und Politik (erfolgrei- 
che Ansätze in der Arbeitsmarktpoli- 

gleich e&e wesentliche ~ r e n i z i e h u n ~  
zu den Grünen bedeutet. 

Ernsthafte Herausforderungen in Ge- 
genwart und Zukunft sind dem nord- 
rhein-westfälischen Politikmodell durch 
allgemeine gesellschaftliche Entwick- 
lungen des letzten Jahrzehnts (Indivi- 
dualisierungsprozeß, gesellschaftliche 
Ausgrenzungen durch Arbeitslosigkeit, 
Armut etc.) und die Bonner Politik der 
Gesellschaftsspaltung erwachsen: Die 
soziale Basis der NRW-Politik wird un- 
terminiert. Atomisierungs- und Ausgren- 
zungsprozesse sind durch landespoliti- 
sche Initiativen auf Dauer nicht zu be- 
wältigen. Die Wählerschaft differenziert 
sich in ihren Lebenslagen und Milieus 
aus. Deshalb muß es ein ureigenes Inte- 
resse daran geben, die Politik der näch- 
sten Jahre als Schritt zu einem Wech- 
sel der Bonner Politik zu gestalten und 
sich stärker in die Bundespolitik ein- 
zuschalten. 

In NRW selbst geht es d a ~ m ,  die 
Ablösung des Politikparadigmas .Korn- 
pensationspolitik" zu forcieren. Ange- 
sichts leerer öffentlicher Kassen geht 
es um eine neue Art und Weise des Po- 
litikmachens, die unausweichlich gewor- 
denen andersartigen Problemlösungen 
näherbringt, anstatt auf immer schma- 
lerer Basis in notdürftige Interessenbe- 
friedigung zu verfallen. Das birgt Kon- 
flikte mit eigenen liehgewordenen Po- 
litikstrukiuren wie auch mit Teilen der 
Grünen und ihrer klassischen Klientel- 
politik in sich. 
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Auf gaben f fir cozialde- ditions- und Modemisierungsdehatte in hier aus müssen sich die wesentlichen 
die Irre führen. Reformpolitiken entwickeln: ökolo- 

mokratische Mehrheits- Unter Koalitionsbedingungen ist eine gisch- und arbeitsorientierte Steuerre- 

fähigkeit eigenständige Profiliemng notwendiger form, Effizienz und Qualität des Staats- 
als bisher. Arbeitsteilung und Arbeits- handelns. Stärkung sozialer Chancen 

Damit sind zwei Hauptschwierigkei- 
ten der Politik der nächsten Jahre ange- 
deutet worden, die eine Herausforderung 
sowohl an Programm, Politikmodell wie 
auch Kommunikations- und Handlungs- 
kompetenz nikllnftiger. Reformpolitik sind. 
In den Schwierigkeiten liegt auch die 
verführerische Gefahr, sich in einem 
schmmpfenden Wählermarkt einzurich- 
ten (Hans Eichel Iäßt grüßen). 

Eine Weiterführung der Reformpo- 
litik verlangt, nicht eine der potentiel- 
len W ä h i e r g ~ ~ ~ e n  abzuschreiben oder 

weise zwischen ~ a n d e s r e ~ i e r u n ~ ,  Lan- 
despartei, Landtagsfraktion werden sich 
aufgmnd der neuen Bedingungen unter 
SPDlGRUNEN verändern. In diesem 
Konzert muß die Partei eine eindeutig 
eigenständige Rolle einnehmen, zum 
großen Teil erst neu hinzugewinnen. 
Dabei muß die Profiliemng der Partei 
über die Regiemngspraxis und die dort 
produzierten Sachzwänge hinausweisen. 
Das schließt .Programmüberschuß" ein. 
Thematisch kann es keine Arheitstei- 
lung mit den Grünen geben. Das be- 

im ~ i l d & ~ s -  und B&chäfiigungssystem, 
besonders auch für die Frauen. 

E i  Schlüssel für die Weiterentwick- 
lung der Gesamipartei ist dabei aus unse- 
rer Sicht die Verhüpfung der inhaltlich- 
thematischen Profile mit organisations- 
politischen Anstrengungen zur Parteire- . . 
form. 

Zu konstatieren war in den Wahl- 
kämpfendes Jahres 1994 etc., dai3 SPD 
2000 nach wie vor eine Ahsichtserklä- 
mng darstellt und von der Partei nicht 
gelernt ist. Es geht in den IiTichsten Jah- .. 

dcr Konkurrenz zu überlassen. Eine deutet nicht nur die ~ e s e i z u n ~  aller The- ;en um ein ~ukunhs~rojekt NKW-SPD, 
Weiterfuhrung der Reformpolitik ver- menfelder. sondern auch die Offenheit das gleichzeitig inhaltliche Posiiionsbe- 
langt zu vermeiden, daß sich die SPD 
selbst oder von außen das Etikett ei- 
ner fortschrittsskeptischen Kraft oder 
des Nur-Betriebsrates der Gesellschaften 
anpappen und die grüne Mittelschicht 
der Modernisierungsgewinner zum 
Trendsetter avancieren läßt. Ob wir für 
diese Herausforderungen aktuell schon 
gerüstet sind, ist zu bezweifeln. Das 
betrifft gleichermaßen Programm, Po- 
litikrnuster wie den Zustand unserer Or- 
ganisation. Es besteht in unseren eigenen 
Reihen ein erheblicher Erneuemngsbe- 
darf - wobei die Cmx darin besteht, 
die Modernisierung zu fördern, ohne 
die Bindung an klassische Milieus zu 
verlieren bzw. diese zum Teil erst wie- 
derherzustellen (Nichtwählerbereich in 
klassischen Arbeiterschaftsmilieus). In- 
sofern würde jede unversöhnliche Tra- 

für Innovationen auf denselben und deren 
konzeptionelle Verknüpfung. 

Dies betrifft insbesondere die Zen- 
tralthematiken Arbeit, Wirtschaft und 
Umwelt. Diese drei Aspekte müssen eine 
inhaltliche Einheit bleiben, die Zielkon- 
flikte sind nicht einseitig zugunsten ei- 
nes Aspektes auflösbar. Dies beinhal- 
tet das nachdrückliche Eintreten für Ar- 
beit für alle wie für das qualitative 
Wachstum sowie die Weiterentwicklung 
und Systematisierung der Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, die den finanzpo- 
litischen Erfordernissen genügt, in dem 
sie über reine Subventionstatbestände 
hinauskommt. Hierin liegt der notwen- 
dige Kern der sozialdemokratischen Zu- 
kunftsarbeit, wenn verhindert werden 
soll, daß die Unterstützung der SPD 
weiterhin an allen Ecken bröckelt. Von 

stimmung und organisationspolitische 
Reform mläßt. Dieses Projekt soll die 
Ausgangsvoraussetzungen dafür schaf- 
fen, daß die NRW-SPD ihre Position bei 
den nächsten Wahlen wieder ausbaut. Es 
ist anzustreben, ein solches Projekt in 
Kampagnenform anzupacken und dabei 
die Erarbeitung, Überp~fung und Dis- 
kussion von Inhalten und Zielen auf noch 
zu bestimmenden Themenfeldem mit 
organisationspolitischen Reformen kon- 
kret zu verknüpfen. Ziel der Kampagne 
ist auch eine offensive Mitgliederwer- 
hung und die Ausschöpfung von Mitglie- 
derreserven (Allensbach-Untersuchung). 
Dies erfordert auch die Anpassung von 
S t m h r e n  und die Definition von Auf- 
gaben. 

Diese Diskussion ist jetzt zu füh- 
ren, ohne zeitlichen Verzug. 

»Das wichtigste Buch des Jahres ...« 

>So scharfsinnig und zugleich lei- 
denschaftlich, wie einst Edward 

.; Gibbon den Verfall Roms beschrieb, 
durchleuchtet Afheldt die destruk- 
tiven Kräfte schrankenloser Konkur- 

. . : . . .  , . 
renz, die den Sozialstaat mit dem 

. . 
270 Seiten, gebunden, ,,~.. ': :.. . ~ qli:@t ,uazai - !  1 Beifall der Marktideologen Stück für 

DM 39,80 , . ~ 1 . . 
! L , ,  1 Stück sprengen und niederrennen. 
/ . 
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Der Osten Deutschlands 
meldet sich zurück 

von Hans-Jochen Tschiche* 

Verlorene Träume 

D ie Schar der Oppositionellen in 
der DDR, die in den achtziger 
Jahren sich unter dem Dach der 

Kirche bildete, war sehr klein. Der 
Staatssicherheitsdienst rechnete mit etwa 
3000 Personen. Etwa 60 Frauen und 
M ä ~ e r  zählte er zum harten Kern. Die 
Sicherheitsbehörde beschim~fte sie als 
Sozialismus- und Friedensieinde. Sie 
würden den Frieden im allgemeinen und 
den sozialistischen Staat im besonde- 
ren aufs höchste gefährden. Die lächer- 
liche kleine Zahl auf der einen Seite 
und die unglaubliche Aufgeregtheit der 
Sicherheitskräfte auf der anderen Sei- 
te standen in überhaupt keinem Ver- 
hältnis zueinander. Die Opposition woll- 
te den DDR-Staat überhaupt nicht ab- 
schaffen. Niemand drängte in den frü- 
hen achtziger Jahren aus diesem Um- 
feld auf die Vefeinigung der nach dem 
zweiten Weltkrieg entstandenen beiden 
deutschen Staaten. Sie wurde zuerst in 
der Öffentlichkeit im Zusammenhang 
mit den Raketennachrüstungen im Jahre 
1983 als Friedensbewegung unter dem 
Dach der Kirche wahrgenommen, aber 
eigentlich war sie immer eine Menschen- 
rechtsbewegung. Sie stritt um die De- 
mokratisierune. des ostdeutschen Staa- - 
tes. 

Im Jahre 1986 schrieb ich an den 
damaligen Staatssekretär für Kirchen- 
fragen einen offenen Brief, in dem es 
unter anderem hieß: „Die Frage nach 
der staatlichen Praxis im Umgang mit 
seinen Bürgern. der absolute Führungs- 
anspmch einer Weltanschauungsgemein- 
schaft, die sich des Staatsapparates be- 
dient, bedeutet immer eine bedenkliche 
Bedrohung für die Würde und Rechte 
des einzelnen. Gesellschaftliche und po- 
litische Disziplinierung zur Durchset- 
zung einer Utopie der gerechten und 
befreienden Gesellschaftsordnung erhält 
den Vorrang vor den Freiheitsrechten 
des einzelnen. Der staatlichen Willkür 
ist der Bürger ohnmächtig ausgeliefert. 

Hanr-Jochen Tsehicha MdL, Fraktionsvorsit- 
zendar von Bündnis 9OIDia Grünen im Land- 
tag von Sachsen-Anhalt 

... Größere Freiheitsrechte des ein- 
zelnen schränken staatliche Willkür ein." 
Wir wollten die Annäherung der Rea- 
lität an die Utopie. Es war die Rede 
von dem verbesserlichen Sozialismus. 
Wir hofften immer noch, daß Freiheit 
für den einzelnen und Verantwortung 
für die Gesamtheit sich in der soziali- 
stischen Gesellschaft verwirklichen lie- 
ßen. 

Als der Herbst 1989 heraufzog, wa- 
ren viele aus der Mini-Opposition der 
Meinung, in Ostdeutschland und Ost- 
mitteleuropa werde das freiheitliche so- 
zialistische Staatswesen heranreifen. 
Niemand glaubte damals, daß das gan- 
ze System verfault war und es keine 
Reparaturmöglichkeiten mehr gab. Die 
DDR löste sich auf und die Mehrheit 
ihrer Bürgerinnen und Bürger wollten 
das westliche System. Sehr schnell sollte 
es gehen. Es kam zur Sturzgeburt des 
Einigungsvertrages. Für die Ostdeut- 
schen änderte sich erst einmal fast al- 
les, für die Westdeutschen blieb alles 
beim alten. 

Eine neue Situation 
Vier Jahre dauerte die Schreckse- 

kunde. dann meldeten sich die Ostdeut- 
schen zurück in der Politik Gesamt- 
deutschlands. Die Wahlen 1994 zeig- 
ten plötzlich, daß da noch einige Zeit 
vergehen wird, bis das, was angeblich 
zusammengehört, auch zusammen- 
wächst. Die Rückmeldung trägt den 
Namen PDS. Das kann man bedauern, 
lauthals schimpfen über die Störung 
der westdeutschen Politikiandschaft. Es 

hilft aber nichts. Nicht die Partei der 
Bürgerrechtler, sondern die PDS ist 
gestärkt worden. Die dritte politische 
Kraft in Deutschland - nach dem un- 
aufhaltlichen Verfall der F.D.P. -trägt 
im Westen im Augenblick einen ande- 
ren Namen als im Osten. Die Grünen 
eilen im Westen von Erfolg zu Erfolg. 
In Ostdeutschland hat sich die PDS als 
18%-Partei erst einmal etahliert. Riick- 
~~ ..-... 

kehr in den Bundestag und Wiederer- 
starkung in den ostdeutschen Ländern, 
das war ihr erklärtes Ziel. Auferstan- 
den aus den Ruinen ihrer schuldhaften 
Vergangenheit mauserte sie sich zur drit- 
tenpolitischen Kraft in Ostdeutschland. 

Während die PDS im Bundestag noch 
munter dem Slogan "Demokratie be- 
ginnt mit Opposition" frönen kann, 
kommt sie in Ostdeutschland in eine 
schwierige Situation. Plötzlich macht 
sich bemerkbar. daß sie als ostdeutsche 
Volkspartei sehr viele widersprechen- 
de politische Kräfte in sich vereinigt. 
Fliigelkämpfe stehen der PDS unab- 
wendbar bevor. Da sind die alten Ka- 
der, die sich die DDR schön reden, und 
die verschreckten Kleinbürger, die 
zwischen Schalmeienkapellen und Brat- 
wurst heimatlichen Gefühlen huldigen. 
Aber wir sollten uns nicht einreden 
lassen, daß die Partei ausschließlich von 
Ostalgikern gewählt wird. Gerade un- 
ter den Intellektuellen hat sie einen hohen 
Sympathiewert. Sie sind von der So- 
zialismusidee tief geprägt worden, auch 
und wenn sie keine Hofschranzen im 
feudalen Herrschaftssystem der DDR 
waren. 

Für die Biindnisgriinen ist im Au- 
genblick im Osten die politische Ent- 
faltungsmöglichkeit gering. Die gesell- 
schaftliche Entwicklung der sechziger 
und siebziger Jahre hat hier nicht statt- 
gefunden. Die antietatistische und eman- 
zipatorische Grundüberzeugung, der 
starke Individualismus, die das grüne 
Wählerklientel des Westens bestimmen, 
waren im Osten nicht prägend. Die Ost- 
deutschen sind eigentlich konservativ. 
Die alte Wertehierarchie der Diszipli- 
nierung des Individiums zum Wohle der 
Allgemeinheit und der Sehnsucht nach 
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stabilen und übersichtlichen Lebensver- 
hältnissen bestimmen entscheidend ihr 
Lebensgefühl. In diesem Lebensgefühl 
spiegelt sich die protestantische Prägung 
der Ostdeutschen wider, die moralisch 
und autoritätsgläubig bestimmt ist. Wir 
haben es also mit einem schwierigen 
Nährboden für eine antiautoritäre, selbst- 
bestimmte und ökologisch orientierte 
Politik zu tun. Kritische Ostdeutsche 
wählen lieber eine Partei, die der sozi- 
aldemokratischen Mentalität entspricht. 
Hundert Jahre Tradition, darauf kann 
man sich verlassen. 

Viele PDS Wählerinnen und Wäh- 
ler sind von dieser Überzeugung geprägt. 
Deshalb wird sich die PDS zunehmend 
zu einer linken sozialdemokratischen 
Partei entwickeln, die versuchen wird, 
sich auf ganz Deutschland auszudehnen. 
Mit einem Absterben der PDS ist also 
im Osten nicht zu rechnen. Viele.ost- 
deutsche Sozialdemokraten bereiten sich 
deshalb auch innerlich auf Koalitionen 
mit der PDS in den nächsten Wahlpe- 
rioden vor. Nur so können sie verbin- 
dern, daß die SPD Juniorpartner der 
CDU bleibt. Nur so können sie errei- 
chen, daß die SPD in Mecklenburg-Vor- 
pommern, Thüringen und langfristig 
auch weiter in Sachsen-Anhalt den Mi- 
nisterpräsidenten stellen kann. Am Ende 
wird das auch die B o M ~ ~  Baracke noch 
begreifen. 

Das Magdeburger 
Modell 

Aber begreifen es auch die Bund- 
nisgrünen, die sich im Osten schließ- 
lich im gleichen Szenario bewegen 
(müssen)? Zum Beispiel Magdeburg: 
Nach den Wahlen im Juni 1994 bedräng- 
te die SPD-Basis ihren Spitzenkandi- 
daten Höppner, nicht mit der großen 
Koalition zu liebäugeln. Es kam - für 
alle überraschend - die rot-grüne Min- 
derheitsregierung, von der PDS tole- 
riert. Ein Vorgang, der in Westdeutsch- 
land zu Wutgeheul und Vemnsichemng 
führte und doch ohne Alternative ist, 
es sei denn. man will noch mehr. 

Seitdem spielen die Bündnisgrünen 
die entscheidende Moderatorenrolle. Un- 
sere Kraft liegt im Augenblick nicht nur 
in grünen Inhalten. sondern vor allem 
in dieser Funkrion des Magdeburger Mo- 
dells. Bündnis 901DIE GRÜNEN bil- 
den das Scharnier: wir  tragen dazu bei, 
daß sich eine strukturelle Mehrheit S i  
von der CDU in Ostdeutschland etabliert 
und auch von den Westdeutschen als 

Ergebnis der Wende akzeptiert werden 
kann und wird. Wir haben uns in die- 
ser Rolle als handlungsfähig erwiesen, 
zum Beispiel als der Haushalt 1995 an 
der Finanziemng des Verfassungsschut- 
zes zu scheitern drohte. Die Bündnis- 
grünen haben SPD und PDS dazu ge- 
bracht, ihre einander ausschließende 
Haltung zu verändern und unserem Kom- 
promiß, der einen Abbau von 50 Plan- 
stellen in drei Jahren vorsieht, zuzu- 
stimmen. Wir haben also einen Abbmch 
der ostdeutschen Entwicklung verhin- 
dert und die Grenzen einer kleinen Partei 
in der deutschen Provinz weit überscluit- 
ten - bis in die PDS-gefärbte Tabu-Land- 
schaft. 

Insofern bedeutet das auch Versöh- 
nung in der ostdeutschen Gesellschaft. 
Wohl deshalb möchten uns beide Par- 
teien in der nächsten Wahlperiode gern 
wieder in dieser Rolle sehen. D~M-nur 
das Mittun der einstigen kleinen DDR- 
Opposition bei dieser gesellschaftlichen 
Versöhnung im linken Spektrum ver- 
schafft beiden Parteien die notwendi- 
ge politische Legitimation. 

Politische Partner 
finden 

Nun bin ich mir sicher, daß eine sol- 
che Funktion zwar über einen gewis- 
sen Zeitraum wirken k a ~ ,  aberiatür- 
lich keine dauernde politische Zukunft 
ermöglicht. Denn Bündnis 90/DIE GRÜ- 
NEN leben davon, daß sie langfristig 
den ökologischen Umbau der Gesell- 
schaft, den bürgernahen Staat und die 
Annäherung an soziale Gerechtigkeit im 
Lande und in der Weltgemeinschaft vor- 
anbringen wollen. 

Wir müssen also umgehend die Dis- 
kussion eröffnen, wie und mit wem wir 
auch im Osten für grüne Inhalte genü- 
gend Wählerinnen und Wähler und po- 
litische Partner fmden. Natürlich müssen 
Bündnis 90IDIE GRÜNEN versuchen, 
ihre Partei-Organisation flächendeckend 
aufzubauen. Aber genau so wichtig ist, 
wie man das linkssozialistische Wäh- 
lerpotential in Ostdeutschland so mit den 
westdeutschen Grünen bündeln kann, 
daß sie sich nicht gegenseitig hlockie- 
ren und Ostdeutschland zur Heimstät- 
te konservativer Kräfte und lavieren- 
der Sozialdemokraten machen. 

Die aufregende Diskussion über diese 
politische Organisation der innovativen 
ostdeutschen Wählerinnen und Wähler 
hat gerade erst begonnen. Dazu brau- 
chen wir beides: Konkrete und kontrol- 

lierbare Politikangebote ohne Tabus im 
kommunalen und landespolitischen All- 
tag, aber auch strategische Allianzen 
ohne falsche Vomrteile, die sich in der 
gesamtdeutschen Parteienlandschaft be- 
haupten können. 

Die schlimmen Verirrungen und Ver- 
brechen der DDR-Wirklichkeit sollen 
mit dieser Einladung nicht bagatellisiert 
werden. Aber wer die Auseinanderset- 
zungen mit der Vergangenheit betreibt, 
muß auch ein Angebot für die Zukunft 
eröffnen, das die Veränderung in 
Deutschland mit Hilfe neuer politischer 
Mehrheiten durchsetzen will. Die ehe- 
malige DDR-Opposition hat das Recht, 
in diesem Prozeß als Katalysator zu 
wirken. Magdeburg ist der Anfang. 
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Bremer SPD: Von der absoluten 
Mehrheit in den 30%-Turm 

von Carsten Sieling* 
.Klare Verh5ltnisseU, damit "Bremen 
gewinnt" - so lauteten die beiden Wahl- 
slogan der Bremer SPD, mit denen das 
Wahlziel,40%-plus" in deutlich verfehlt 
wurde. Mit den erzielten 33,4% konnte 
gerade noch ein 0,8 % Vorsprung gegen- 
über der CDU gehalten werden. Drama- 
tisch sind die Vergleichszahlen: Von 
50.5% bei der Bürgerschaftswahl 1987 
ist die Bremer SPD über 38,8% 1991 

bei der Losung der Verschuldung, der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik usw. dar. 
Gleichfalls schmolz der Sympathievor- 
spmng des SPD-Spitzenkandidaten We- 
demeier gegenüber seinem CDU-Her- 
ausforderer auf nur noch 7%. 

Einen wesentlichen Grund iiir diese 
Beurteilungen stellte offensichtlich die 
Rolle der SPD in der Ampel-Koalition 
mit den Grünen und der FDP dar. Die 

meinschaft ,Arbeit für Bremen und Bre- 
merhaven" (AB), die auf Anhieb 10.7% 
der Stimmen erzielen konnte. Die Haupt- 
initiatoren der AfB sind durchweg ehe- 
malige Sozialdemokraten, die allesamt 
in den fünf Monaten vor der Wahl aus- 
getreten oder dem laufenden Ausschluß- 
verfahren der SPD-Landesorganisation 
durch Austritt mvorgekommen sind. Bei 
der AfB und ihren Unterstützern handelt 

auf das jetzige Ergebnis gesunken und 'Ampel' hat sich nicht zu einem ,Mo- es sich um durchaus bekannte Personen: 
hat damit in nur acht Jahren 17%-Punk- dell für Bonn"entwicke1t. wie der Grü- einen ehemalieen Wirrschaftrscnator. 
te verloren. Ein weiterer Vergleich 
macht deutlich, daß es die SPD in Bre- 
men und Bremerhaven ist, die die Ver- 
luste zu verantworten bat: Noch im 
Oktober 1994 bei den Bundestagswah- 
len wählten 180.000 Menschen und da- 
mit über 45% sozialdemokratisch. Dem- 
gegenüber wollten knapp sieben Mona- 
te später nur 115.000 Wählerinnen und 
Wähler die SPD in der Bürgerschaft se- 
hen. Fazit: Lediglich zwei von drei po- 
tentiellen SPD-Wählerinnen und Wähler 
konnten am 14. Mai mobilisiert werden. 

Bremer SPD hat die 
Bodenhaftung verloren 
Der Niedergang der SPD im kiein- 

sten Bundesland ist keine neue Erschei- 
nung, sondern stellt einen roten Faden 
in der Wedemeier-Ära seit 1985 dar. 
Diese Zeit war geprägt durch anhaltend 
hohe Arbeitslosigkeit, heftigen Bran- 
chen- und Untermehmenskrisen, zuneh- 
mender Armut, sich verschlechternder 
öffentlicher Infrastruktur und wachsen- 
der Verschuldung. Trotz der politischen 
Bemühungen zur Sanierung der Landes- 
finanzen, einer (zumindest in den acht- 

ne Ralf Fücks zu ~ e g i k  der Koalition 
verkündet hatte, sondern erschöpfte sich 
in politischen Blockaden. Die SPD stand 
dieser Situation weitgehend hilflos und 
hauptsächlich nur moderierend gegen- 
über. Hinzu traten eine Reihe von Skan- 
dalen und Skandälchen, in die SPD-Re- 
Präsentanten verwickelt waren und im- 
mer wieder sind. 

Die Ampel-Koalition hatte schnell die 
- von Beginn an fragile - Unterstützung 
in den beiden Städten des Landes und 
auch innerhalb der SPD eingebüßt. Der 
Verlust der absoluten Mehrheit nach 
mehr als 40 Jahren in Verbindung mit 
den heftigen innerparteilichen Kontro- 
versen führte zum Rückzug einer gan- 
zen Reihe von Funktionären der Partei - 
auf der Linken und auf der Rechten. 
Noch bedeutender aber war und ist die 
Einflußerosion in den politisch-gesell- 
schaftlichen Stnikt~ren des Zwei-Städ- 
te-Staates. Die VeraIIkening der Partei 
in den verschiedenen sozialen Gmppen 
und Institutionen hat dramatisch abge- 
nommen. Schon in den achtziger Jahren 
ist eine Distanz zwischen Partei und Ge- 
werkschaften eingetreten, mit der Fol- 
ge, daß eine nicht unerhebliche Zahl von 

m~~~ - - ~  

einen Sparkassendirektor, einen ehema- 
ligen Bundestagsabgeordneten, die Frau 
des SPD-Bundestagsabgeordneten Krö- 
ning, ehemalige SPD-Bürgerschaftsab- 
geordneten, einen DAG- und GdP-Funk- 
tionäre sowie Kleinunteruehmer und 
Personen aus dem Kulturmilieu. 

Auf artikulierte Unterstützung und 
Sympathie traf die AfB vor allem bei den 
,,Machern" in der Stadt und bei Leuten, 
die den Einflußverlust der SPD als ih- 
ren eigenen Einflußverlust erfuhren, die 
die Handlungsblockaden der 'Ampel' als 
Blockaden für ihr Tun empfanden und 
die sich durch Statusverlust bedroht sa- 
hen und sehen. Stimmen bekam die AtB 
aus allen politischen Lagern und in al- 
len Stadtteilen, schwerpunktmäßig aber 
in eher gutsituierten Wohngebieten so- 
wie bei Beamten und Angestellten mitt- 
leren Alters. Während bei der Wahl am 
14. Mai das eher konservativ ausgerich- 
tete Wählerpotential der SPD verloren 
ging oder nicht wählte, gab es kaum noch 
Verluste an die Grünen. Dieser Prozeß 
scheint in Bremen vorläufig an ein Ende 
gelangt zu sein. Allerdings haben die 
Grünen in einigen innerstädtischen Wohn- 
quartieren die SPD mittlerweile als 

ziger Jahren) aktiven Arbeitsmarkpoli- Betriebsräten und Betriebsratsvorsirzen- ~ehrhei t s~ar te i  abgelöst. Sie verfügen 
tik und umfanereicher wirtschaftsstmk- den - vor allem in wichtieen Großbetrie- hier teilweise über ein festes Potential 
turpolitischer Aktivitäten spricht die Be- 
völkemng der örtlichen SPD genau zur 
Lösung dieser Probleme die Kompetenz 
ab: Nach Befragungsergebnissen der 
Forschungsgmppe Wahlen wird der 
CDU sogar beim Thema Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit mehr Vertrauen 
entgegengebracht als der SPD. Ebenso 
stellt sich die Kompetenzzuschreibung 

Csmen Sieling. BOrgasehatlsabgaoidnetei und 
Mitglied des SPO-Landsrvaistandei Bramen 

ben -nicht mehr der ~ ~ ~ ~ a n ~ e h ö r t e n  und 
teilweise auch andere Parteiorientiemn- 
gen hatten und haben. Auch auf dieser 
Flanke ist die Bremer SPD zu einer Par- 
tei des öffentlichen Dienstes geworden. 

Hinzu traten Eiußverluste in Sport- 
vereinen, der Projekteszene, dem Bil- 
dungssektor, aber auch der Wirtschaft 
und den Netzen von Institutionen und 
Verbänden. Darin liegt eine wesentliche 
Ursache für die Gründung der Wählerge- 

~ ~~~~ - - ~ -  --  ...... . 

von gut 35 %, wohingegen die SPD ge- 
rade noch über 20 % der Stimmen erzielt. 

Mitgliederbefragung zur 
Koalitionsfrage 

Unmittelbar nach der Wahl bestimm- 
te der von zwei Unterbezirken schon vor 
der Wahl eingebrachte und eher aus den 
Reihen Paneirechter unterstützte Vor- 
schlag, die Koalitionsfrage per Mitglie- 



derbefragung zu entscheiden, die Diskus- 
sion. H i i u  kam, daß einige SPD-Abge- 
ordnete angesichts der knappen rot-gni- 
nen Mehrheit (51 zu 49 Sitze) unnveifel- 
haft andeuteten, sie würden bezüglich 
der Koalitionsfrage nur das Ergebnis ei- 
ner Mitgliederbefragung als verbindlich 
akzeptieren. Hierzu hatte die Bremer 
SPD in der vergangenen Legislaturperi- 
ode genügend Erfahrungen gesammelt: 
Die Art von Abweichlern, die in der 
Frankfurter SPD als "Schweine" tituliert 
wurden, sind in Bremen wohlbekannt 
und werden „Heckenschützen" gerufen. 

Zugespitzt hat sich die Lage durch 
den Rücktritt von Klaus Wedemeier als 
Kandidat für den Bürgemeisterposten. 
Wedemeier hatte dies im Falle eines 
schlechten Wahlergebnisse in kleinem 
Kreise schon Wochen vor der Wahl ver- 
lauten lassen. Die Diskussion, die über 
die Verantwortung des Spiizenkandidaten 
dann im Landavo~~tandund in der Öffent- 
lichkeit geführt wurden, waren letzter 
Auslöser für diesen Schrittt -gleichwohl 
versuchte Wedemeier in den Wochen da- 
nach immer wieder, eine Dolchstoßle- 
gende gegen den iadesvmtand und ins- 
besondere die Vorsitzende zu verbreiten. 

Die Mitgliederbefragung wurde somit 
doppelt angelegt: Als Befragung zur 
Koalitionspräferenz und zur Wahl eines 
neuen SPD-Spitzenkandidaten, wofür 
sich eine ganze Reihe von ernsthaften 
und auch Spaß-Kandidaturen fanden. Um 
klare Alternativen und klare Entschei- 
dungen zu ermöglichen, schickte der 
Landesvorstand - nicht unumstritten, 
aber im Einvernehmen mit allen Kandi- 
daten - nur zwei Personen ins Rennen: 
Henning Scherf für Rot-Grün, aber von 
vornherein bereit, die Regierungsbetei- 
ligung der SPD auch in einer Großen 
Koalition zu sichern, und Hans-Helmut 
Euler, früher Leiter der Senatskanzlei bei 
Wedemeier und jetziger Medienunter- 

fragung veröffentlicht werden sollten. Im 
letzten Sondiemngsgespräch allerdings 
legte die CDU ein Veto gegen die Veröf- 
fentlichung der Ergebnisse ein. Die Er- 
gebnisse bildeten - trotz einiger gravie- 
renden Dissense wie bei der Privatisie- 
rung öffentlichen Eigentum -die vielfäl- 
tige programmatische Übereinstimmung 
zwischen GrüIIen und SPD ab, wohinge- 
gen die CDU taktisch motiviert auf ver- 
schiedene Forderungen verzichtete und 
sich so als Koalitionsparmer möglich ma- 
chen wollte. Es wäre nun die Aufgabe 
des Landesvorstands gewesen, zu einer 
Bewertung zu kommen und auch eine 
Empfehlung auszusprechen -gerade weil 
nur hier die Detailergebnisse bekannt 
waren. Doch ein entsprechender Antrag 
aus der L i e n  wurde im Landesvorstand 
mit dem Hinweis auf die große Autori- 
tät einer Mitgliederbefragung, die nicht 
.manipuliert" werden dürfe, abgelehnt. ' 

Die Ausgangslage für den zweiwö- 
chigen innerparteilichen Wahlkampf war 
damit klar: Der Landesvorstand hatte 
sich politisch selbst entwaffnet und eine 
politische Diskussion zur Koalitionsfra- 
ge fand nur auf dem Niveau statt, Rot- 
Grün für nicht mehrheitsfähig und Rot- 
Schwarz für das Ende von Politik zu 
erklären. Im Mittelpunkt standen die 
Kandidaten, die durch die Unterbezirke 
tingelten. In dieser Tendenz zur Perso- 
nalisierung und Entpolitisierung bestehen 
deutliche Parallelen zur Urabstimmung 
der Berliner SPD (vgl. A. Wehr in spw 
82). Weniger ausgeprägt als in der 
Spreemetropole war hingegen die Kam- 
pagnenführun~, die sich im Kern auf die 

nehmer, der ausschli&lich als Bürger- 
meister für eine rot-schwarze Koalition ~~-~~ - -~~~~ ~ . ~ - ~ - ~  ~ ~~ 

antrat. Erheblich kom~iizierter stellte 

teten eine kostspielige Rot-Schwan-An- 
zeige in der Lokalpresse. Rot-Grün-Un- 
terstiitzung spielte sich im wesentlichen 
innerparteilich ab. Eine positive Ausnah- 
me bildeten eine breite Betriebsräte-Ini- 
tiative sowie die IG Metall und der DGB, 
die offen für Rot-Grün warben. 

Im Ergebnis wurde Scherf am 11. 
Juni mit zwei Drittel der Stimmen ge- 
wählt und eine denkbar knappe Mehr- 
heit von 2.427 zu 2.389 Mitgliedern 
sprach sich für Schwarz-Rot aus. Die 
Wahlbeteiligung lag bei 55%. Verlauf 
und Ergebnis der folgenden Koalitions- 
verhandlungen können an dieser Stelle 
nicht ausführlich dargestellt werden. Aus 
Sicht vieler Parteilinker wurde kritisiert, 
daß wesentliche investitionsstarke Res- 
sorts wie Wirtschaft, Bau und Verkehr 
an die CDU gingen, wogegen die SPD- 
Senatorlmen die unter Bedingungen des 
Bremer Sanierungsprogramms verein- 
barten Kürzungen in den konsumtiven 
und personellen Bereichen werden um- 
setzen müssen. Und in weiten Teilen des 
Vertrages (2.B. Verkehrsplanung, Pri- 
vatisierung) findet sich CDU-bestimm- 
te Programmatik, wohingegen die SPD- 
Verhandlungserfolge vor allem mit - 
keinesfalls unwesentlichen - fechnokra- 
tiscb-pragmatischen Detailregelungen 
begründet werden, deren politische Aus- 
strahlungskraft jedoch fraglich ist. Ein 
großer Teil der L i e n  hat den Vertrag 
daher abgelehnt. Der Landespaneitag, 
nur knapp beschlußfähig, stimmte der 
Vereinbarung mit einer guten Zweidrit- 
telmehrheit zu. 

Zukunft der SPD - mit 
allen Risiken behaftet 
Die Lage der Parteiorganisation aber 

muß nach diesen Wochen und Monaten 
aufreibender Auseinandersetzungen als 
beängstigend bezeichnet werden. Der 
schon lange anhaltende Trend der Mitglie- 
derverluste -von 1980 bis Ende 1994 re- 
duzierte sich die Zahl der eingetragenen 

sich die Befragung bezüglich der Koali- Auftritte und einige Interviews der Kan- SPD-Mitglieder von 16.000 aÜf 9.700 - 
tionsfrage dar. Schon im Vorfeld war in- didaten beschränkte. setzt sich unverändert fort und hat in den 
nerpanAlich stark umstritten, ob die Be- Anders allerdings das politische Um- vergangenen sechs Monaten zu weiteren 
fraeune zu einer Sachfraee Sinn machen feld: Das so7ialdemokratische Establish- Verlusten von 500 Mitnliedem eelühn - 
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würde. Doch die Dynamik der Entwick- 
lung und die Tatsache, daß ein einheitli- 
ches Verhalten der Fraktion für Rot- 
Grün ohne Befragung wohl kaum her- 
stellbar sein würde, ließ im Landesvor- 
stand keine andere Entscheidung zu. 

Es wurden Sondiemgsgespräche mit 
den Grünen und der CDU eingeleitet, 
deren Ergebnisse für die Mitgliederbe- 

ment warb mit allen Methoden für Rot- 
Schwarz. So erklärte Hans Koschnick 
Rot-Grün zur .tödlichen Gefahr", We- 
demeier deutete an, Rot-Grün im Parla- 
ment nicht unterstützen zu können und 
prominente Sozialdemokraten von Wer- 
der Bremen Manager Willi Lemke über 
ehemalige Senatoren bis zum Bundes- 
tagsabgeordneten Konrad Kunick schal- 

troa neuer Eintritte, i n s l&ondere re~d  
der Mitgliederbefragung. Eim großer Teil * 
der Aktiven der Partei ist demotiviert, ein 
Unterbezirksvorsitzender hat sein Amt 
niedergelegt, drei Landesvorstandsmitgiie- 
der sind zurückgetreten und die Landes- 
vorsitzende Time Wischer mußte ihr Amt 
niederlegen. weil sie in den neuen Senat 
eingezogen ist. 



Die ,,materiellen" Fragen und die 
Krise der SPD 

Zur Reforrndebatte arn Beispiel Finanzen 

Die SPD in der 
Führungskrise 

"Einer Öffentlichkeit. die nach er- 
kennbarer Opposition ruft, " ist nicht 
sichtbar, "was die SPD will". Gunter 
Hofmann, Die Zeit vom 30.6.95 

udolf Scharping hat ein Problem: R Die Partei, der er vorsitzt. steckt 
in einer tiefen Krise. Im Zusam- 

menhang der jüngsten Fehde mit Schrö- 
der u.a. sieht er sich in fast sämtlichen 
überregionalen Medien mit Parallelen zu 
Engholms Rücktritt konfrontiert. 

Es stimmt leider: Die Partei hat eine 
zugespitzte Führungskrise. Allerdings 
Iäßt sie sich mitnichten auf persönliche 
Eitelkeiten reduzieren, auch wenn diese 
in der Partei eine nicht gerade unerheb- 
liche Rolle spielen. Sie hat ihren tiefen 
Grund in der Tatsache, daß die Partei 
nicht in der Lage ist, die strukturellen 
Veränderungen in Wirtschaft und Gesell- 
schafi adäquat zu verarbeiten und in ein 
konsistentes Projekt der Reformalterna- 
tive zu übersetzen. Scharping selbst be- 
stätigt im Gmnde mit seiner Zustands- 
beschreibung der Partei als einem ,dis- 
harmonischen Chor ohne gemeinsame 
Partitur", daß es um Tieferes geht: Die 
Partitur fehlt. 

Dem parlamentarischen Geschäfts- 
*er der Bundestagsfraktion Wilhelm 
Schmidt ist zuzustimmen mit seiner 
Warnung, es drohe ein Abrutschen zur 
20%-Partei. Wer die tieferen Ursachen 
der aktuellen Kontroversen nicht besei- 
tigt, darf sich nicht wundern, daß es 
Streit gibt. Was muß noch passieren, 
damit endlich erkannt wird, daß eine 
schonungslose Bilanz von 13 Jahren 
Opposition in Bonn und einer Kette von 
Wahlniederlagen der letzten Jahre über- 
fällig ist? 

Was gehört zu dieser Bilanz? Ohne 
Zweifel spielt eine Rolle, daß, wie 

MdEP Karin Jöns fragt, "wir langsam 
zu einem Selbstbedienungsladen kurz vor 
dem Ausverkauf geworden sind."' 

Aber es gibt noch tieferliegende Ur- 
sachen. Zum einen ist da der Umstand, 
daß die SPD - wie Erhard Eppler rich- 
tig konstatiert - von den Landesfürsten 
regiert wird, bed'igt vor allem durch das 
Gewicht der SPD im Bundesrat. Dieses 
Gewicht muß aber nicht zwanzsläufiz die 
derzeitigen Zustände mit sich bringen. 
Die Tatsache, daß Heide Sinonis im Zu- 
sammenhang mit ihrer Warnung, die 
Fordemng der SPD-Bundestagsfraktion 
zum Jahressteuergesetz nach einem Exi- 
stenzminimum von DM 13.000 und ei- 
nem Kindergeld von DM 250 sei von den 
Ländern nicht zu finanzieren, ganz all- 
gemein auf fehlende 23 Mrd. bei der Ge- 
genfinanzierung etlicher Forderungen 
des Regiemngsprogramms der SPD hin- 
weist, liefert einen Fingerzeig. Die ge- 
nerelle Kritik der fehlenden Reform- 
Partitur zugespitzt auf die Finanzen heißt 
dies: Verfügte die Partei über ein kon- 
sistentes Konzept der Steuer- und Fi- 
nanzreform, gäbe es nicht den Aufstand 
der Landesfürsten. 

Man kann diese Argumentation auf 
die Ereebnisse der letzten Wahlen rück- 
bezieh&. Egal wo man hiichaut, über- 
all der gleiche Befund: In Bremen in 15 
Jahren ein Mitgliederschwund um 50% 
und ein Stimmenverlust von 20%-Punk- 
ten, in Frankfurt ein ähnlicher Auszeh- 
rungsprozeß mit Wahlbeteiligungen in 
Unterschichtstadtteilen von annähernd 
40%. in Hessen überwiegend Verluste 
von Stammwählerstimmen an die Nicht- 
wähler2 - ein Phänomen. das erstmals 
besonders kraß bei den hessischen Kom- 
munalwahlen 1993 festzustellen war3, 
bei den Landtagswahlen in NRW laut 
Infas ein Stimmenverlust von 500.000 an 
die Nichtwähler im Vergleich zu 
150.000 an die Grünen, in bestimmten 
sozialen Brennpunkten in Köln Wahlbe- 

von Horst Arenz* 

vernehmende Parole abwegig, mit der 
rot-grünen Koalition in NRW und dem 
Niedergang der FDP sei der rot-grüne 
Machtwechsel nun auch in Bonn vor- 
programmiert. Beim gegenwärtigen Zu- 
stand der Partei mit dem immer drei- 
steren Bruch ihres rechten Flügels mit 
der "Beschlußlage"' und mit Gmnd- 
sätzen demokratischer innerparteilicher 
Willensbildung wäre eine rot-grüne Bun- 
desregierung bei ihrer zu erwartenden 
knappen Mehrheit kaum handlungsfä- 
hig, weil sie ständig mit der Sabotage 
des rechten Flügels der SPD rechnen 
müßte. 

Die SPD, die es sich inzwischen ge- 
fallen lassen muß, von den NRW-GN- 
nen öffentlich als "sterbende Partei" 
abqualifiziert zu werden, hat nur dann 
eine Chance, aus dem Tief herauszu- 
kommen und Rot-Grün als machbare 
Alternative nach vorne zu bringen, wenn 
sie sich auf ihre klassischen Felder rück- 
besinnt. Das bloße Abkupfern grüner 
Positionen, die weitere Öffnung in Rich- 
tung Ökologie allein wird nur in einem 
"Nullsummenspiel" (Verbeugen) enden. 
Allerdings hat die SPD dringenden 
Handlungsbedarf in Sachen Glaubwür- 
digkeit ihrer umweltpolitischen Konzep 
te, die 2.T. von den Spezialisten (auch 
auf Seiten der Parteilinken) bis in die 
feinsten Ziselierungen ausgearbeitet sind 
- um dann in einem unsäglichen Eier- 
tanz um Tempolimit, Mineralölsteuerer- 
höhung, Ökosteuern, Transrapid, Müll- 
verbrennungsanlagen etc. etc. seitens 
führender Parteivertreter dementiert zu 
werden. 

Drängende materielle 
Fragen 

Im Gegensatz zu den sogenannten 
postmateriellen Fragen kann bei den 
materiellen Fragen (mit der einzigen 
Ausnahme der Arbeitsmarktpolitik) nicht 

teiligungsquoten von unter 40% ... 
Horst Arenr. wissenschaftlicher Abgeord- davon gesprochen werden, daß die Par- 
netsn.Mitarbeiter bei der sPo.Bundestags. Angesichts des gegenwärtigen Zu- tei (inkl. der Parteilinken) sich durch 
fraktion stands der SPD ist die nun vielerorts zu innovative Vorschläge hervortut. Gera- 
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de auf den "klassischen" Feldern haben 
sich im Vergleich zu den 80er Jahren 
(und auch zu Zeiten des Grundsatzpro- 
gramms) gravierende Veränderungen 
ergeben: 

Explosion der Massenarmut; 
anhaltende Massenarbeitslosigkeit 

bei Verfestigung der Langzeitarbeitslo- 
sigkeit; 

weitere Vertiefung der Spaliung der 
Gesellschaft in allen zentralen Bereichen, 
insbesondere bei Einkommen, Vermögen 
und Bildungschancen5 bei gleichzeitiger 
massiver Verschärfung der Angriffe 
gegen die Grundsäulen des Sozialstaates; 

zunehmende Homogenisierung der 
Lebensverhältnisse in den Unterschich- 
ten;' 

Deindustrialisierung in den Neuen 
Bundesländern; 

Strukturhruch in der materiellen 
Produktion („Postfordismus", ,,leanpro- 
duction", „Stoffsmommanagement"); 

erneuter qualitativer Sprung im Aus- 
hau der Informations- und Kommunika- 
tionsstnikturen; 

hoher Nachholbedarf im Ausbau des 
Dienstleistungssektors im internationalen 
Vergleich; 

zugespitzte Krise der öffentlichen Fi- 
nanzen; 

Glohalisiemng der internationalen 
Kapitalstmkturen; 

weitere Verselhständimui~, Globa- 

Hans Eichel hat bislang das Problem 
am treffendsten auf den Punkt gebracht: 
.Die SPD klammert sich an das, was sie 
in den letzten Jahren erreicht hat. Wir 
dürfen uns nicht in die Verteidigung des 
Sozialstaates begehen, wie er jetzt ist. 
. .. Wir müssen bei den hohen Einkom- 
men mehr Beiträge für eine solidarische 
Gesellschaft einfordern. ... Das ist ein 
neuer Verteilungskampf. . . . Irgendwann 
müssen die Einkommens-Verhältnisse, 
die immer weiter auseinanderdriften, 
wieder stärker zusammengeführt wer- 
den, sonst sind die Vermögenden bald 
gezwungen, sich mit Privatarmeen zu 
schützen. ... Uns fehlt die Traute, eine 
fundamentale Auseinandersetzung zu be- 
ginnen über . . . soziale und globale So- 
lidarität."g 

Im folgenden soll anhand der vorherr- 
schenden finanzpolitischen Vorstellun- 
gen der Partei der von Eichel angespro- 
chenen hohe Innovationshedarf verdeut- 
licht  erden.^ 

Rückgewinnung von 
Finanzkompetenz 

In einer Umfrage von Emnid. wel- 
cher Partei mehr Kompetenzen in Sachen 
Staatsfinanzen zugetraut werden, spra- 
chen sich42% der Befragten für die SPD 
aus und 53 % für die CDU, bei der Fra- 
ge nach der Kompetenz in sozialen An- 

ren Profils in Abgrenzung von der herr- 
schenden Regienrngskoalirion gefordert 
ist. Wer ständig die Formeln von der 
Senkung der Staats- und Abgabenqnote 
und vom Abbau der Staatsverschuldung 
herausstellt, darf sich nicht wundern, daii 
die Menschen die Partei nicht wählen, 
weil es für sie keine (finanzierbare) Al- 
ternative zu entscheiden gibt. 

Staats-, Steuer und Ab- 
gabenquote: 

Verdrehunaen über 
Staatsfinanzen 

Die in Zusammenhang mit solchen 
Maßnahmen stets einsetzende Debatte 
über die Staats-, Abgaben- und Steuer- 
quote und die Staatsverschuldung zielt 
an den entscheidenden Problemen vor- 
bei: 
Erstem: Die Notwendigkeit der Konso- 
lidierung der Staatsfmanzen ist unbestrit- 
ten. Dennoch darf nicht aus den Augen 
verloren werden, daß Deutschland selbst 
unter Benicksichtigung der noch bevor- 
stehenden Belastungen sich allenfalls im 
Mittelfeld des internationalen Vergleichs 
der Staatsschuldenquote bewegt. Das 
DIW hat zur Staatsschuldendebatte das 
nötige gesagt." 
Zweitem: Die Staatsquote kann nicht ein- 
fach für sich genommen werden. Die all- - - 

lisiemng und Destahilisiemng der Fi- gelegenheiten ergab sich ein umgekehr- gemeine ~taais~uote umfaßt nämlich so- 
nanzmärkte; tes Bild.'o Viel zu sehr herrscht im All- wohl den staatlichen Verbrauch als auch 

Innovationsschwäche der Strukturen tagsbewußtsein noch das Bild vor, Sozi- die über die Öffentliche Hand vermittel- 
der Öffentlichen Hand. aldemokraten seien zwar der Betriebs- ten sozialen Transfers und die Subven- 

Die SPD ist auf diese neuen Heraus- rat der Gesellschaft, könnten aber nicht tionen, also Größen, die in Konsum und 
fordemngen bis heute die Antwort schul- mit Geld umgehen. Es ist keine Frage: Investitionen der Privaten und damit 
dig Die Partei ist daher ge- 
genwärtig gut beraten, sich rn konzen- 
trieren auf 
1. . die primären, "materiellen" Fragen 
(im Unterschied zu den sogenannten 
"postmateriellen"); 
2. bei diesen materiellen Fragen auf die 
Erarbeitung und Propagiemng glauhwür- 
diger und unmißverständlicher Reform- 
alternativen zur gegenwärtigen Bundes- 
regierung. 
3. Dies setzi die Bereitschaft voraus, 
den Menschen zum einen die Innovati- Die SPD muß ihr wirtschafts- und fi- 

nicht in den Staatsverhrauch eingehen. 
Unter Abzug der Vorleistungen von Pri- 
vaten hetmg die spezielle Staatsquote, 
die den staatlichen Verbrauch im ein- 
gentlichen Sinne widerspiegelt, nur 10,9 
% des Bmttosozialprodukts (in 1989).'1 
Drittens vergißt der allseitige Protest 
(auch der Parteifühmng) gegen die Ent- 
wicklung der Steuer- und Abgabenlast 
die monetären und realen Transferlei- 
stungen, die die Durchschnittshürgerl- 
innen aus den Steuern und Abgaben von 
der Öffentlichen Hand zurück erhalten - ~ - -  - -.......--- --... .---... - ~ -  -~ .-. ~~~- - ~ - 

onsfähigkeit auf den eigenen klassischen nanzpolitisches Erscheinungsbild verän- (574 Mrd., also fast 213 von ca. 900 
Feldern unter Beweis zu stellen.' und dem. Die Debatte ist indessen, ob dies Mrd. gezahlten Steuern und Abgaben). 
zum anderen sich in ganz neuer ~"alität in Richtung weiterer Anpassung an kon- Zur &alyse der tatsächlichen ~dashuig  
um die Frage zu kümmern, wie eigene sewative Ideologien (Sozialmißhrauch, müßte also die Ahgahenlast gegen die 
Politik und Programmatik mit dem All- Entlastung der angeblich zu hohen Un- erhaltenen Transfers aufgerechnet wer- 
tagsbewußtsein der Menschen zu vermit- ternehmenssteuern und Lohnnebenko- den. Außerdem ist die Steuerquote, der 
teln sind und welche bewußtseinsorien- sten. Privatisierung und Dereguliemng Anteil der Steuereinnahmen am Bmtto- 
tierende Rolle die Partei in der öffentli- etc.) stattzufmden hat, oder ob nicht im sozialprodukt, zwischen 1974 und 1994 
chen Meinungsbildung spielen will. Gegenteil die Herausarheitung eines kla- mit ca. 24.5% annähernd konstant ge- 



blieben. Schließlich bleibt vielfach au- 
ßer Betracht, daß bei gesunkener Lohn- 
quote und konstanter Sozialleistungsquo- 
te die durchschnittliche Abgabenlast der 
Arbeitnehmereinkommen steigen muß. 
Ein zentraler Zusammenhang wird sei- 
tens der Parteifiihning in der Debatte 
kaum thematisiert: Die erhebliche Ver- 
schiebung im Steuerauikommen zu La- 
sten der Lohn- und Umsatzsteuer und zu- 
gunsten der Einkommens- und Unterneh- 
menssteuern." 
Kenem spielt bei den Sozialabgaben die 
Verteilung der Belastung und Transfers 
eine entscheidende Rolle. Beide zusam- 
mengenommen ist festzuhaiten: "Verteilt 
wird nicht von reich zu ann, sondern von 
jung zu alt, von Frauen zu Männern, von 
Familien zu Kinderlosen und auch von 
arm zu reich."" Würde die Verteilung 
der Transfers .stimmen", wäre auch die 
Akzeptanz der Steuern und Abgaben in 
breiten Teilen der Bevölkerung wesent- 
lich größer. Dieser Aspekt größerer 
,ZielgenauigkeitW ist viel ausschiagge- 
bender als etwa der Mißbrauch von So- 
zialleistungen. 

Elemente einer 
Steuerreform 

Unser Fiskalsystem ist in zentralen 
Elementen verfassungswidrig. Steuerbe- 
freiung des Existenzminimums, Zinsab- 
schiaggesetz, Immohilienbewertung auf 
Basis viel zu niedrig angesetzter Ein- 
heitswerte sind die Stichworte. Steuer- 
reform ist eine Zukunftsaufgahe ersten 
Ranges, die Partei ist auf diese Heraus- 
forderung nur sehr unzureichend vorbe- 
reitet. 

Kurzfristig sind dringende Reformen 
gefordert, die nicht auf einen Steuerpar- 
teitag verschoben werden können. Die 
Stichworte sind: Erhöhung der Erh- 
schaftssteuerls; Abgabe auf'Geldvermö- 
gent6; Lastenausgleich Deutsche Ein- 
heit''; konsequente Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung, und zwar bei den 
Knackpunkten, von denen kaum gespro- 
chen wird: die Zuweisung der entspre- 
chend höheren Bundesmittel an die Län- 
der zur Erhöhung der Personalmittel und 
die Herausnahme dieser zusätzlichen 
Mittel aus dem Länderfinanzausgleich; 
Erhebung von Ökosteuern auf alle end- 
lichen Energieträger und auf Abfall (in 
Kombination mit Abgaben und ord- 
nungspolitischen Maßnahmen), die so- 
wohl zur Entlastung der Lohnnebenko- 
sten als auch für Umweltinvestitionen 
verwendet werden, wobei besonders en- 

ergieintensiven Branchen die Steuern 
zweckgebunden für Energiesparmaßnah- 
men vollständig zurückgegeben werden 
sollten. 

Im folgenden soll auf drei Aspekte 
näher eingegangen werden. 

Die Steuerbefreiung des 
Existenzminimums 

und der ,,Zwei-Klassen- 
Steuerstaat" 

Die SPD muß bei der Steuerbefrei- 
ung des Existenzminimums deutlich 
machen. daß es nicht bloß um die Ge- 
genfinanzierung der Steuerentlastung und 
um Gerechtigkeit für Geringverdiener 
geht - so wichtig sie auch ist. Damit ist 
vielmehr die ganz gmndsätzliche Frage 
nach Herstellung von Steuergerechtigkeit 
aufgeworfen. ,,Abbau von Steuervergün- 
stigungen", "Ersatz durch Abzug von der 
Steuerschuld" etc. sind Schritte in die 
richtige Richtung, stoßen aber noch nicht 
zum Kern des Problems vor: das 
"Zwei-Klassen-Steuerrecht" (Stern vom 
16.9.93). ,,Arbeiter-, Angestellten- und 
Beamtenhaushalte versteuern mnd 213 
ihres Einkommens, Selbständige nur die 
Hälfte."" Der Grenzsteuersatz für Ein- 
kommen ab 120.000 jährlich beträgt 
nominal 53%. effektiv laut ZEW ab 

Grundlage einer entsprechenden Reform 
wäre dann nicht nur die F'inanZiening 
der Steuerbefreiung des Existenzmini- 
mums gesichert, vielmehr könnten zu- 
sätzliche Finanzmittel für Reformmaß- 
nahmen mobilisiert werden.I9 

Unternehmenssteuern: 
innovative Struktur- 

politik oder Ladenhüter 
Steuersen kung 

Die Bundesregiemng plant die Ab- 
schaffung der Gewerbesteuern und auf 
längere Sicht auch die Abschaffung der 
Vermögenssteuer. Begründet wird erste- 
res mit einer angeblich zu hohen Steu- 
erbelashmg der deutschen Wirtschaft im 
internationalen Vergleich. 

Dies ist schlicht und einfach falsch. 
Der frühere Präsident des Bundesfnanz- 
hofs, Franz Klein, spricht ungeschminkt 
das aus, worüber in der deutschen Öf- 
fentlichkeit und auch in der SPD kaum 
gesprochen wird: .Eine Untersuchung 
der OECD in Paris stellt fest, daß in 
keinem Industrieland der Welt die no- 
minale Belastung gegenüber der realen 
so weit auseinanderfällt wie in der Bun- 
desrepublik Deut~chland."'~ 

In der Tat hat Deutschland 2.B. bei 
der Körperschaftssteuer nominal nach 

80.000 DM im ~ & t t  aber nur 32% und Japan (! jden höchsten Steuefsatz, effek- 
sinkt dann auf annähernd 30% für Ein- tiv jedoch mit 14.5% mit Abstand den 
kommen von 160.000. Die Debatte um niedrigsten Satz - bedingt durch groß- 

zügigste Regelungen bei Abschreibun- 
gen, Pensionsrückstellungen und kaum 
kontrollierte Verrechnungspreise zwi- 
schen K~nzerngesellschaften~~, die ca. 
150 Mrd. hinterzogenen Steuern gar 
nicht eingerechnet. Auch in der Gesamt- 
steuerhelastung liegen nach einer Unter- 
suchung des DIW die deutschen Unter- 
nehmen spätestens nach dem Standort- 
sichemngsgesetz keinesfalls in der Spit- 
zengmppe.2' Nach beträchtlichen Steu- 
ersenkungen für die Unternehmen durch 
die Regiemng Kohl gibt es überhaupt 
keinen Grund für pauschale Steuerent- 
lastungen für die Wirtschaft, allerdings 

die Steuerbefreiunr! des Existenzmini- für eezielte Fördemne von Zukunftsfel- 
mums unterstellt gkndsätzlich falsche 
Voraussetzungen, wenn sie nicht bereit 
ist, von den effektiven Sätzen auszuge- 
hen. 

Die Partei hätte offensiv die Chance 
ergreifen müssen, die Debatte zum Jah- 
ressteuergesetz zum Anlaß für eine 
gmndsärzliche Auseinandersetzung mit 
dem System der Steuewergünstigungen 
und Steuerschlupflöcher nehmen. Auf 

der; bei Investitionen und Forschung 
und Entwi~klung.~~ 

Eine ganz andere Frage der Bela- 
stung der Wirtschaft ist die nach der 
Höbe der Zinsen. "Phasen der Hoch- 
zinspolitik machen Anlagen in Finanz- 
titeln zu immer stärkerer Konkurrenz 
gegenüber risikobehafteten Investitio- 
nen."' Laut DIW spielt die Zinsent- 
wickiung eine zentrale Rolle für die In- 
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E-e Unterschiede 
DrHiglicBeii ermächtigt werden, die Daten über 
einer Ge- Zinseinnahmen an die Strafverfol- 

-+i- meindefi-  gungsbehörden weiterzugehen. Dabei 
nanzreform bleibt das Bankgeheimnis grundsätzlich 

Selbständige g e s t o ß e n  gewahrt. 
wud, m der 

Beamte sie nun weit- 

Angestellte gehend un- F ~ - I _ - & A  vorbereitet --....- ~~~ 

Landwirte. 1 I 1 1  H S t e h g b e -  
ziehen muß, 

Penslonäre~ verdeutlicht 

A r b e i t e r m  ' : : I 

nur die In- 
Durchschniiilic 5 novations- 

Rentner verfügbares und Mana- -Monatseinkommen 1994 5 

Arbeitslose in Westdeutschland je 
3 gementdefi- 

Haushalt (sämtliche ' zite in der 
Sozialhilfe- ~ i ~ k i j ~ ~ ~ ~ l l ~ ~  a Parteifüh- 

I empfänger 
Haushaltsmitglieder) 

I I 

Quelle: DIW d 

FR 14.6.95 
Vgl. MenglSehacht. In: FR 1 1  3 . 9 5 :  .Oie SPD 
wird zur Zeit weniger durch Abwanderungsn 
2" den Grünen. sondern ma'ssiv durch die Ab- 
wanderung in die Wahlenthaltung geichwacht. 
Die SPD bekommt ihre riuittung so oder so 
gerade von den Stammwahlern." Ein Blick über 
die Grenzen macht das Problem noch deutli- 
cher: Nach den Kommunalwahlen in Frankreich 
bilanziert das Umfrageinrtitut SOFRES: .Oie 
Nationale Front ist zu Frankreichs Arbeitsrpar- 
tei geworden" ISüddeutschs Zeitung vom 
27.6.951. Bei den Präsidentsihaftswehlen 
häne Le Pen mit 3 0 %  mit Abstand den häch- 
stsn Arbeiterrtimmenanteil erzielt. Ähnliches 
gilt auch für Jötg Haider in bsterreich. 

Vgl. hierzu 
ArenzlPetar: Anpassung oder Alternative? - Die 
SPD auf dem Weg zu Petersbern 117, in: spw 
A I 0 1  

vestitionskonjunktur. Das Institut loka- 
' S. unlängst die Abstimmung im Bundestag 

lisiert in einer Betrachcune der letzten Kapitalflucht und inter- über Bundaswehreinsätzs in Bosnien, s. den 
Versuch Kloser. ohne Abrtimmuno mit der 

20 Jahre den Beginn des ~rrtschaftsauf- 
schwungs jeweils am Tiefpunkt des Zins- 
zyklus'. weil dann die Unternehmen 
nicht mehr mit weiter fallenden Zinsen 
rechnen. "Dadurch wurden die Sachka- 
pitalrenditen im Vergleich zu den Ren- 
diten für Geldkapital wieder attrakti- 
ver. "% 

Diese Relation zwischen Geld- und 
Sachkapitalrendite, das hohe Niveau der 
Zinsbelastung ist ein Stmkturproblem 
der Ökonomie der westlichen Industrie- 
Iänder, das für die unzureichende Inve- 
stitionsneigung eine große Rolle spielt. 
Um mit R. Scharping zu sprechen: .Auf 
Dauer k m  es nicht gut gehen, wenn mit 
Geldanlage ohne jede realwirtschaftliche 
Basis mehr verdient wird als mit jeder 
Inves t i t i~n ."~~ Diese Renditenrelation 
muß zugunsten der Sachinvestitionen 
verbessert werden. Hier ist zu allererst 
die Bundesbank gef~rdert.?~ Steuerpoli- 
tisch bietet sich dazu an, die Unterneh- 
menssteuern maßvoll anzuheben und die 
zusätzlichen Mittel zur Förderung von 
ökologischen Zukunftsinvestitionen ein- 
zusetzen. Insbesondere ist nicht einzu- 
sehen, w m  die Forderung des Grund- 
satzprogramms nach einer Sonderbe- 
steuerung nicht-investierter Gewinne 
beerdigt werden soll. Bei der Parteifüh- 
rung sucht man solche Kernelemente der 
in der Tat überfälligen Reform der Un- 
temehmenssteuem vergeblich." 

Dringend reformbedürftig sind auch 
die Kommunalfinanzen. Daß die SPD 
erst durch die Pläne der Bundesregierung 
zur Ahschailimg der Gewerbesteuer auf die 

nationale Spielräume 
Die Zisabschiagsteuer hat den ver- 

fassungswidrigen Zustand der zu nied- 
rigen Besteuerung von Zinseinkünften 
nicht aus der Welt schaffen können. Das 
Ifo-Institut schätzt, dai3 in 1993 ca. 500 
Mrd.. DM an Vermögen der Zinsbe- 
steuerung entgingen. 

Einer konsequenten Zinsbesteuerung 
wird die Kapitalflucht entgegengehalten. 
Dieses Totschlagargument gegen jede 
nationale Gestaltung der Steuer- und 
Finanzpolitik muß seitens der SPD de- 
nunziert werden -leider auch hier Feiii- 
anzeige. 

Deutschland nimmt in der EU bei 
der Kapitalflucht eine Spitzenstellung 
ein. Zwar ist Kapitalflucht nie gänz- 
lich aus der Welt zu schaffen. Es kann 
stets nur um den Grad der Eindäm- 
mung gehen. Das wichtigste Instru- 
ment hierzu ist dem deutschen Finanz- 
minister - unabhängig von der in wei- 
ter Ferne liegenden Einigung auf EU- 
Ebene - mit der Angleichung an die 
Praxis der Kontrollmitteilungen ande- 
rer Länder in die Hand gegeben. Kon- 
trollmitteilungen gibt es in Frankreich, 
den Niederlanden. Dänemark und 
USA. Es ist bis heute kein Argument 
in der öffentlichen Diskussion zu hö- 
ren, warum dies nicht auch bei uns 
funktionieren soll. In einer Reform des 
9 30a Abgabenordnung muß das Bank- 
geheimnis eingeschränkt werden, da- 
mit gezielte Kontrollmitteilungen statt- 
finden können und die Betriebsprüfer 

Parteiführung durch eine ~ b s p r a c h e  mit 
Schäuble einen abgeschwächten Antrag der 
Regierungskoalition zu erreichen, dem mög- 
lichst viele SPD-Abweichlerlinnsn zustimmen. 
Vgl. Georg Kionawinar. in: Die Woche vorn 
2.6.95: .Nach 13 Jahren Amtszen Kohl sind 
wir w sder raws t. Gletche B ld~ngschancen 
f¿1 .I e stehan nLr noch auf ocm Papier. Dei 
d cke Gelaoe~te das Vaters entscheidet w e. 
der übe? Schula, Bildung. Ausbildung und Be- 
ruf - jedensfalls mehr als die Begabung. Die 
B ddngPe~pnOrie. B ne große A ~ f o r ~ c h s t  m- 
mvng oer 608, Lna 70si  Jahrs. rl verflogen. 
.. D88 Dre -i<larren.Gerellschatr schafft rieh 

ihr adäquater Bildungrsyrtem." 
Diese Entwicklung scheint bis zur SPD-Zen- 
rrale noch nicht durchgedrungen zu sein. So 
scheint Barnd Schappe. Abteilungrleiter Be- 
reich Wahlen. mit reiner Betonuno der Indivi- 
dualisierung das Problem der n&en Armut 
ncht zu kennen. s. i . ~ .  vorwans 7/95, Vgl. 
dagegen etwa Uta Meier. Bundervo<r tiends 
von Pi0 Fam s. ~ n :  FR vom 9.5.94. 'So rts- 
hen den ~oderkrierunasthesen von der fort- 
schre tenaen Ausgl euer-ung aer Ind vidden 84s 
nevkomml chen Kisooenoind~ngen rowie ads 
Fami en- .no Verwand?chaftrz~rammenhan. 
gen und der Annahme von wachsender räum- 
licher Mobilitat in der westlichen BRD die 
empirisch erhärteten, aber in der Öffsntlich- 
keit der "ergangenen Jahre kaum diskutierten 
Befunde der Lebensverlaufstudie des Bsrliner 
Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung 
gl~6chsam an, pod,rch gsgenubcr Sle oera. 
gen. daß . der Einfluß der K arsenrtiuktur 
Xe neswaos veircnwnaet. rondcin nach wie 
vor als zentrale ~tsuerungsinstanr für Beichäf- 
tigungsveriaufeundLsbenschancensnzusehen 
sei, Klassengrenzen hierzulande sogar zuneh- 
mend bedeutungsvoller geworden sind. - die 
erreichten Bildungrabschlüsss ... durch die 
Schlcht- bzw. K a~s~en2~g~här igke i t  2nd das 
B oungsnveau der he ik~nf ts fam i e  best mmt 
sind. - oksle lmmoo ! A l  xoenommen hat. 
voneiner Pluialirlerung der ~&sn;faimen und 
einem Zugewinn an Optionsspielräumen kann 
lediglich dort die Rede sein. wo auf Kinder 
verrichtet wird. Und das ist vorzugsweise bei 
jüngeren Angehörigen der gebildeten Mittel- 
schichten dar Fall.' Es wäre sicherlich lohnend. 
die in den 80ei Jahren such in der SPO-Un- 
ken sehr positiv aufgenommenen Thesen Ur- 
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rich Becks von der individualisierten Risikage- 
sellschaft einer schichtbazoganen Aktualitäts- 
prüfung zu untatzishen. ' Die Fähigkeit zur Innovation setzt allardings 
die Mö~lichksit zur Kritik ohne falsche Rück- - 
richten voraus. ' Süddeutsche Zeitung vom 22.6.95: Eichel an 
anderer Stelle: .Die soziale Kompetenz der 
SPD ist ein Stück in Zweifel. ... Wir müssen ~ ~ 

Mehrheiten bewegen und nicht nur warten. 
was Mehrheiten wollen." Interview in FR vom 
27.6.95. 
Der Erfolg von Schröder mit seinem Anpas- 
~ungskurs an konservative Win~chaf ts~o l i t i k  
ist &r m6glich. weil die Paneiführung ;ich in 
der Tat z u  wenig Lm d s Produktion k~mmen-  
ISchrodsri Ein Beiiisg zur Rcfoimalternativs 
ist e n rolchor K ~ i r  a aioinas n cht - '' laut ntv vom 22.1.95. 

" "Aller in allem war die Zunahme der Staats- 
verrchuldung in den "ergangenen zwei Jahr- 
zehnten wohl kaum ein Hemmschuh für die 
wirts~haftliche Entwicklung. EherdasGegen- 
teil war der Fall.' DIW-Wochenbericht 21194. 

" Vgl. Horst Peter: Die Staatrquote als Tot- 
schlegargument, in:: Sozialdemokratischer 
Pressedienst vom 27.10.94. ' So hat sich der Anteil der veranlagten Einkom- 

senden Revision der steuerlichen Bemessungs- 
gnindlage im Einkommensteueirecht verbun- 
den wird. ... Eines der Grundprobleme der Ein- 
kommens-Besteuerung ist neben oer Unüber- 
schtllchlett die Inkongruenz von nominellan 
Steuersatzsn uno realer Steuarbslartuno ... 
Die nominellen Stauersatzs verschleiern. daß 
d e Effert vbelastung gerade be den hohen 
E "kommen daullich n cdr ger irl. ... Dte ef- 
fekl ve Grsnrrte~erDelart~no lobwohl nomi. ~ ~ 

neli bis auf 53% ansteigenil knk t  mit stei- 
gendem Einkommen und erreicht bei hohen 
Emkommcn eins Hochstbelart~ng von etwa 
30% Dieser Ho~hstsatz W rd aber ncht  von 
den S~itzsnveroienern asiahlt. sondern von 
den ~i.kommen um etw. 80 T& Veramwort- 
lich dafür sind neben den illegalen Möglichkei- 
ten der Steuerhinterziehung die legalen Steu- 
arsubventionen. die dazu führen. daß Haushal- 
te  aus dem oberen Zehntel der~inkommens- 
Hierarchie von einer zusätzlich verdienten Mark 
lediglich 70 Pfennig versteuern." 
Was schon die FAZ in Sachen Steuergarach- 
tigkeit anprangert, sollte Sozialdemokraten ei- 
genti8cn Di l g i s n :  .D,e Steuergeretze haben 
De~ t~cn land  n oen etzlcn "ahrsn vor a lem 
~ J I  Beslerverd ensnde zu einem Sieueroara- 
dies gemacht." B. Schmittenbecher: Deutsch- 

menrte~er am ~ t s ~ s r s v f k o m m s i  sich in oen land easr e n Steueipaiaa er. M n  r t s i  Wai- 
letzten 30 danien sdf n~nmehr 6.5% nalbert. ge b e g r ~ ß i  die h e  mkshiei. in FAZ vom 
der 001 U b r o ~ r ~ ~ n a f t ~ s t e ~ e r  km menr a s aln 19 6 95 ~~ ~ ~ ~~~ ~ ~ ~~ 

Drittel vernhden. während sich der Anteil der " Fram Klein. Interview in Rheinischer Merkur 
Lohnsteuer auf über 32% verdoppelt hat. Im vom 29.4.94. 
dbiigsn .recntfsitigt d e Entw cr  .ng der Ko. '' S DIW Wochenberlcht 32/94. D s Bestem 
rten der Sol  alrtaatss %sineswsgr eine hek- r ~ n g  aer Unlernshmenrgsw nna n rieben In- 
t I C ~ O  Debatte a erd nor bere tet d e Larlsn- oustr~e andern - eins Ns~berschndno f ~ i  den 
Verschiebung zwischen den Trägern (zu Lasten Rechtsstand 1994. Laut ~sr te i lun~rber ich t  
der Kommunen - H.A.1 erhebliche Probleme'; 1994 des WS1 betrug die Stsuerbslastung der 
Deutschland liege laut Eurostat mit einer So- Unternehmen~gewinns 1993 18%. 1982 da- 
z i a l l e i s t ~ n g ~ q ~ ~ t e  von knapp 26% in dar EU . gegen 30%; S.O. die Bundesbank in ihem 
nur im Mittslfsld. H.J. Krupp, in: Dis Zeit vom Monatsbericht von Oktober 1994: .Durch 
9.6.95. drastische Verringerung des Aufwands für 

" J-rgen Borchen. So2 a experte. in stern Steuern vom EK und Ertrag um 37.5% sind 
'Be der Generation der ~ o a r  65-jdhf gsn steht o B Gewlnnrechnungen oer Lnletnehmen ganz 
s n Geramlvo  man von naneir. 1.8 B,o DM mass v o e l t ~ t z t  worden. W.9 doe Bdn0.l- 
zur Vererbung an. Bis zum Jahr 2000 wird bsnk un&schminkt ausspricht. sucht man bei 
nacn seiioren~Berscnn~ngsn olssas Potanlia der ~ a r t i  f ~ n r ~ n g  usigebsnr. 
a ~ f  2.7 B o. anwacnren' iW itrcnatts*ocne >> Das DIW nat vo  lrommen iacnt: Er gtbt ka ns 
21195,. D s Eio~chaft rste~er macht n 1992 Kostenkr I<) d ~ r  dedtvcn~n W ttschaft. L ~ O  
in De~tochsno mit ca. 3 M d .  DM 0.25% am damit auch keine Aoermaßige Ste~erbe artLng. 
S t e ~ s r a ~ f r o m m s n  aLr .  n GroßD<ftann en " kerben Ehrenberg. n: F o c ~ o  6194 
0.57%. n Franrrsch 1.63% 114.5 Mrdi. in *' Zinrwenae 2nd 1nvestitonrg.ternachfrage. in: 
JSA 1.01%. n a p a n  1.84% 140.81 Mrd. o I W . W ~ ~ n e n ~ e l  chl 40 94 
DM,. >' R~do l f  Scham no. Gesorach in der NRZ vom . -  . '* Die Geldvermögen sind seit 1950 vier mal so 13.3.95. 
schnell gestiegen wie die verfügbaren Einkom- " Dar  DIW hat kürzlich trotz aller intsrnationa- 
msn. Nach der inzwischen vorliegenden Ein- len Verflechtungen erhebliche Spielräume na- 
kommenr- und Verbrauchsstichprobs von tionaler Geldpoltik aufgezeigt: "Kann es rinn- 
1993. in der die Vermogen für Haushalte mit voll sein, daß die amerikanische Zentralbank 
einem Monatseinkommen von menr als 25 a ~ f  oßr Grund sge ameiiran scher Kon unktur 
TDM nocn gar n cht erfaßt r nd. oeritzt dar daten ndre6t 0ai:bei mitentrcheaet. ob in 
oberste Lehntal der or vaten Haushalte n De~tscnlano n s ~ e  Albelfro btzasntrtahen, .. ~~. ~ ~~~~ ~ ~ 

Wertdeutrchland ca. die Hälfte aller Geldver- Auf mittlere Sicht ist eine größere Eigenstän- 
mögen; vgl. DIW-Wachenbeiicht 25195. und digkeit der deutschen Geldpolitik notwendig. 
E.U. Huster (Hg.): Reichtum in Deutschland, Die Globalisieiung der Finammärkts steht dem 
FrankfurtlM. 1993. nicht entgegen.' DiW-Wochenbericht 11195. 

" S. den Vorschlag dar früheren Bund is~r t r i -  " Stattdessen Drofiliart r ich r.0. Schröder durch 
dsntsn von ~ e ' i r ä c k a r ,  die unvsrochuldet das ~achplaipern von Arbsitgeberpositionan: 
erlittene Benachteiligung der Menschen in den Er wirft der SPD-Bundertagrfraktion anläßlich 
Neuen Bundesländern durch einen Lastenaus- des Jahresste~ergesetzes vor, mit ihren PIä- 
qleich ZU Lasten der hohen Geldvsrmosen zu nen der höheren Verzinruno der Pensionsrück- - - 
mindern. rtellungen der Unternehmen und der teilwei- 

" 01 uer Lang. Zentialinstitut für EuiopSischs Sen ~bscha l fung der ste~eil ichcn Absctlbai- 
W rtrchaFtrtorrchung IZEWi Mannheim. i i t e n  ke t von lnresri~ionen im Ausland d c Stcuei. 
in r ts in vom 19.9.93: s. auch das DIW-Gut. Delastuno der W rtrchaft zu veirchsifen. Vol. 
achten: Be- und ~ntlaitungswirkungen alter- Der Spiegel 23/95. 

" 

nativer Steuertarife nach Einkommensklassen " Das gleiche Defizit an strategischem Projekt- 
und ihre finanziellen Auswirkungen für den management in der Paneifühiung zeigt sich 
Staat. MBm 95: .Eine Stauarrtraterris. die zu anläßlich der völlio unvorbereiteten Fordenina 
etnem gerechteren Steuersystem fuhren soll. Lafantainer nachintegratlon elner ~ k o r t e u &  
cann ."dessen nicht alle n an nomincl sn Stau- in dar ~ah ie i r t e~e rg~ss t z .  die Pressebeiich- 
erratzen orient ert ss n sondern m~ßzuglsich tsn &folge zu einet heft gen AuseinanderSet 
an der Korrektbi oef rteuei chen Aurnanm- zuno m Panei0iar.dt~m luhns 
etatbestände ansetzen. ... Deshalb ist es not- 
wendig. daß die Tarifrafaim mit einer umfar- 
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Jusos - Troika - Zukunft 
von Stefan Schostok und Thomas Wesphai* I 

D ie Resonanz auf den vergangenen 
Bundeskongreß der Jusos in 
Gera war vernichtend. Die Ju- 

sos hatten sich mit ihrem Kongreß ni 

dem Zeitpunkt außer Gefecht gesetzt. als 
in Nordrhein-Westfalen die Lichter auf 
Rot-Grün schalteten. Viele der Akteure 
wissen die Zeichen der Zeit bis heute 
noch nicht zu deuten. weil doch schon 
die strategischen Diskussionen auf dem 
Bundeskongreß fast ausschließlich mit 
innerverbandlichem Kalkül geführt wur- 
den. 

Eine isolierte Betrachtungsweise der 
Jusos führt aber nicht weiter, sondern 
muß durch die Beantwortung der Fra- 
uen erhellt werden: Was hat die SiNati- 

Allerdings ist 
ebensowenig ein 
durch die Parteilinke 
vertretenes radikal- 
reformerisches Pro- 
jekt in Sicht. Die rot- 
grüne Regiemngsbil- 
dung in Nordrhein- 
Westfalen stellt 
keine strategische 
Grundentscheidung 
für eine reformpoli- 
tische Richtung mit 
einem offensivem 
gesellschaftspoliti- 
schem Projekt dar, 
wie sie von vielen -.....---- ~~ - - - - - -  ~ ~~ 

on der Jusos mit der SPD und ihrer Füh- erhofft wird. In dieser Situation eröff- menhang der Zukunft der Automobilin- 
rung und datüberhiiaus mit der Gesamt- nen sich jedoch Chancen für eine Ver- dustrie für den ,,Standort Deutschland" 
situation der Linken zu tun? Welche wirklichung von ,radikalreformeri- mit der Perspektive der Arbeitsplätze der 
Schritte bieten sich in dieser als ver- schen" Ansprüchenund Projekten. Auf Menschen (, ... sonst können wir hier 
zwickt vorausgesetzten Situation an und die innerparteilicbe Situation und die bald den 27. Arbeitsmarkt aufma- 
werden die Jusos sie überhaupt gehen? Lage der Parteilinken finden sich zur chen!"). In seinem stark .sozialpatrio- 

Zeit keine Anknüpfungspunkte. Der tisch" ausgerichteten Konzept grenzt er 

Entwicklungsblockaden 
in der SPD ... 

Die Steuerdebatten, der Bosnien- 
streit, die Diskussion um den Ausstieg 
aus der Kernenergie dienen zu einem 
über die Medien geführten Personenstreit 
um die Führung der SPD. Hinter der 
Fassade des Streits in der ,,Troikaa ver- 
birgt sich aber ein RichNngskampf un- 
terschiedlicher Strömungen innerhalb 
der SPD. deren programmatische und 
strategische Ausformuliemngen bisher 
nur sehr verdeckt geschehen. Das Sam- 
meln von Bündnispartnern ist deshalb 
auch noch nicht begonnen worden. 
Scharpings Konzeption für den Bundes- 
tagswahlkampf 1994 mit einer Mischung 
aus .sozialpatriotischer" und ,ökolibe- 
raler" Politik' führte in den wesentlichen 
politischen Feldern der Wirischdk-, Um- 
welt-, Sozial- und Außenpolitik immer 
wieder in die Nähe neoliberaler und 
konservativer Politik. Diese Allianz der 
heiden ,Philosophien' bricht gegenwär- 
tig wieder auseinander. Ebenso schwer 
tat sich die Parteifühmng in der Suche 
nach der sozialen Basis für ein solch 
schwach konturiertes Projekt. 

Stefan Schostok. Mitglied das SPD-üeziiksvu- 
standr Hannover. Thomar Wesfphsl, Bundes- 
vorsitzender der Jusos in der SPD 

- - .  
Parteilinken fehlt das konzeptionelle und 
personelle Vermögen, um sich überhaupt 
in die Auseinandersetzung mit dem 
Mainstream zu begeben. Anstatt sich 
ständig das Schauspiel der .drei Partei- 
vorsitzenden" anzuschauen und sich je- 
desmal anders zu plazieren, sich für 
Friedensstiftung einzusetzen oder mit 
Meinen Erfolgen wie zuletzt beim Re- 
giemngsprogramm zu begnügen, wäre 
der beschleunigte Aufiau einer radikal- 
reformerischen Strömung mit Wirkung 
nötig. Davon ist aber zur Zeit nichts in 
Sicht. 

Schröders Standort- 
modernisierung und 

Lafontaines 
Ökoliberalismus 

Die Hauptauseinandersetzung f ide t  
gegenwärtig aber im Mainstream der 
SPD und ihrer .Enkel"-Riege um den 
zukünftigen Kurs statt. Insgesamt ist für 
die SPD und ihre L i  eine strategische 
Entwicklungsbl6ckade zu beobachten, 
die sich in den Figuren Schröder und La- 
fontaine und ihrem Streit widerspiegelt. 

Schröders Kurs der Standortmoder- 
nisierung betont in den wesentlichen in- 
dustriepolitischen Fragen den Zusam- 

die ~ewerkschaften ebenso wiedie Öko- 
logiebewegungen und -initiativen aus, 
bzw. weist ihnen nur eine begrenzte 
Funktion zu. Die umweltpolitische und 
arbeitsplatzbezogene Verantwortung der 
Unternehmen wird durch ihn ebenso ein- 
gefordert wie der Verzicht auf Lohn und 
Freizeit auf der Arbeitsseite. So will er 
die Verkörpemng der wirtschaftspoliti- 
schen Kompetenz einer rot-grünen Re- 
giemgsbildung für die Zukunft darsteI- 
len. 

Auf der anderen Seite steht Lafontai- 
ne, dessen ökoliberales Konzept von 
1990 auf dem Geraer Bundeskongreß der 
Jusos eine fröhliche Wiedergeburt fei- 
erte. Seine Eckpunkte hat er in den ver- 
gangenen Wochen ausgiebig dargestellt: 
Rückkehr der SPD zu einer friedlichen 
Außenpolitik ohne Wenn-und-Aber, der 
Ausstieg aus der Atomenergie verbun- 
den mit dem sofortigen Eistieg in den 
Solaren Umbau und die Eifühnuig der 
Ökosteuer. Eine Antwort auf die öko- 
nomischen Fragen und das Gmßthema 
Zukunft der Arbeit bleibt er nach wie 
vor schuldig. Die selbstauferlegten Be- 
schränkungen des Regierungsprogramms 
1994, die mit der Hoffnung auf einen 
konjunkturellen Umschwung begründet 
waren, ebenso wie die begrenzten Um- 
baumöglichkeiten eines Okosteuerkon- 



zepts, machen den Schwachpunkt seines wieder in das Vakuum der Eniwicklungs- Die Unterschiede in programmatischen 
Konzeuts deutlich. Der Ansnmch. auch blockade eineesoeen. Der iüneste Bun- Fraeen sind Ncht sehr eroß. so muß es ~. 
konfliktreicher den umging mit der 
Natur deutlich zu korrigieren und eine 
andere Entwickiungsrichtung einzuschla- 
gen wird sichtbar. aber der ökonomische 
Kern dieser Konzeption fehlt, bzw.wird 
allein in marktförmigen Steuerungssyste-. 
men gesehen. Hier ist eine Weiterent- 
wicklung seiner .Fortschritt 90"-Pro- 
grammatik ausgeblieben. 

Fazit: nicht 
vor und zurück 

Ihrem Streit könnte Positives abge- 
wonnen werden, wenn er in eine offene 
Auseinandersetzung um ein reform- 
politisches Projekt der SPD münden wür- 
de, in dem eine L i e  aufgefordert wäre, 
nicht den .besserena Antrag für einen 
Bundesparteitag zu formulieren, sondern 
ein eigensiändiges Konzept N formulie- 
ren. So stehen sich oberflächlich gese- 
hen die Konzepte der .Sozialen 
Wirtschafts(förder)parteiU und des ,so- 
zial abfedernden ökologischen Umbau- 
partei" gegenüber. Das Gmndproblem 
der SPD aber ist. daß gegenwärtig kei- 
ne strategische Richtungsdebatte und - 
entscheidung zu erwarten ist. Absehbar 
sind genausowenig der Durchbmch und 
Aufbau einer rot-grünen Reformpolitik 
auf der einen Seite, wie auf der anderen 
Seite ein Durchmarsch der Parteifüh- 
rung, wie er gegenwärtig in der hbour- 
Party unter Blair praktiziert wird. Ver- 
schärft wird diese Blockade durch die 
schon seit Schmidt und fortgesetzt durch 
die .Enkel" der 70er Jahre bestehende 
Personal- und Rekrutierungsproblematik 
in der SPD: Der Verlust vieler Mitglie- 
der Anfang der 80er Jahre an die „Grü- 
nen" und die Versäumnisse und Verhin- 
derungen der verantwortlichen .Enkel"- 
Generation. die Jusos der 8Oer indie Par- 
teie~twicklung einzubauen und sie zu 
etablieren, stellt sich jetzt als ein großes 
.innerparteiliches Generationsloch" dar. 

Alle diese Dimensionen tragen in der 
SPD zu einer strategischen Blockadesi- 
tuation bei, in der nichts mehr vor und 
nichts mehr zurück geht. 

Im Resultat fallt der Tanker SPD als 
reformpolitische Führungskraft aus. 
Spürbar ist dies auch innerhalb der SPD, 
bei den kleinen Beibooten. wie zum 
Beispiel bei den Jusos. Nur eine eigen- 
ständige Entwicklung könnte sie von der 
innerparteilich ungeklärten strategischen 
Gesamtsituation unabhängig machen. 
Stattdessen werden die Jusos immer 

deskongreß einVBeleg dakr, hier spie- 
geln sich die Blockademomente - aller- 
dings auf andere Art und Weise - wider. 

Exkurs: ... und 
die bundesrepublikani- 

sche Linke 
Dies gilt allerdings nicht nur für die 

Situation der Sozialdemokratie. Ähnliche 
strategische Blockaden für radikalrefor- 
merische Kräfte herrschen auch bei den 
beiden anderen Linksparteien Grüne/ 
Bündnis '90 und PDS vor. Belege für die 
Einmauerung radikalreformerischer 
Kräfte in allen Linksparteien sind hier: 
Auf der einen Seite entsteht in rasantem 
Tempo eine "Schwarz-Grün" Debane im 
Zuge der ,Ökologisierung" der CDU 
und der Versuche der Programmanpas- 
sung an die neuen Regierungsaufgahen 
der Grünen. Bei der PDS ist es Resultat 
der mißlungenen Westausdehnung mit 
den Folgeauseinandersetzungen in der 
PDS auf der anderen Seite sind die . 

Die offeneFrage der 
Strategie der Jusos 

Vor dem Bundeskongreß traten mit 
den drei Kandidaten auch drei unter- 
schiedliche Vorstellungen von der stra- 
tegischen Positionierung der Jusos an. 
"Strategische Positionierung' soll hei- 
ßen, wie die Jusos sich zu den gesell- 
schaftlichen Veränderungen der letzten 
Jahre stellen und welche Rolle sie inner- 
halb fortschrittlicher Kräfte in der Bun- 
desrepublik oder in internationalen Zu- 
sammenhängen spielen wollen. Bei al- 
len dargebotenen Konflikten um die 
Vorsitzfrage und die Debatten um die 
"kampagnenpolitische Orientierung" auf 
dem Bundeskongreß ist im programma- 
tischen Bereich an sich ein Grundkon- 
sens für die reformpolitische Praxis fest- 
stellbar. Dieser Konsens stellt eine Ver- 
besserung gegenüber der Situation der 
80er Jahre dar. 

Grundkonsens reform- 
politischer Praxis .. . 

Programmatisch geht es allen um eine 
Politik gegen soziale Spaltungen, Mas- 
senarbeitslosigkeit, die Bedrohung des 
Sozialstaats. die ungelösten umweltpo- 
litischen Bedrohungen und die interna- 
tionalen Konflikte und Ausgrenzungen. 

~ - -  . ~ 

niemanden wundern, daß dann auf dem 
Bundeskongreß letztendlich ein Arbeits- 
Programm verabschiedet wurde, das die 
zentralen Projekte in den Bereichen 
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit/ 
Jugendausbildung und der Energiepoli- 
tik mit dem Solaren Umbau enthält. 

Diese stellen für die Perspektive ei- 
nes sozial-ökologischen Umbaus .stra- 
tegische Reformen" dar. Ziel muß es 
sein, anhand dieser Schlüsselprojekte 
den sozialökologischen Neoliberalismus 
in der SPD zurückzudrängen. Dies mit 
der weitergehenden Perspektive, die 
Produktions-, Arbeits- und Lebenswei- 
se als demokratisch-gemeinschaftliche 
Aufgabe zu begreifen und die Perspek- 
tive einer demokratischen, ökologischen 
und sozialen Kontrolle an die Stelle pri- 
vatwirtschaftlicher ~ntscheidun~e' zu 
setzen. Konkret wlitisch heißt dies. der 
Formierung eines ,Standortblocks" die 
Herausbildung eines ,Umbaublocks" 
entgegenzusetzen. 

... aber ein strategischer 
Grunddissens! 

Was die Umsetzung, also die strate- 
gische Frage betrifft, geht es 

um das Fehlen von Antworten und 
Problemlösungen der Parteien insgesamt 
und die Perspektive des Parteiensystems, 

die Blockade innerhalb der L i e n .  
sprich: um die Blockade der radiialre- 
formerischen Kräfte innerhalb der SPD, 
der Grünen und der PDS, 

insbesondere aber auch um die Füh- 
rungsrolle der SPD für eine neue Re- 
forrnpolitik, 

und darüberhiinaus den Charakter 
der kapitalistischen Entwicklung. 

Darin eingebenet stellt sich dann die 
Frage, welche Aufgaben sich die Jusos 
als Jugend- und sozialistischer Rich- 
tungsverband vornehmen. Bei diesem 
Bundeskongreß dienten die Arheitspro- 
grammentwürfe dem Aufbau der ,La- 
ger" um die Kandidaturen. Aus ihnen 
ablesbar und aus der Diskussion auf dem 
Bundeskongreß zu entnehmen war aller- 
dings die unterschiedliche Richtung: 

Das bayerischlsüd-hessische Papier 
definierte mit .Um die SPD kämpfen" 
die Hauptaufgabe der Jusos in einer in- 
nerparteilichen Auseinandersetzung mit 
der SPD-Führune um fortschrittlichere 
Politik, somit diegesamte Ausrichtung 
der Jugendorganisation auf die Binnen- 
situation in der SPD. In der Frage der 

26 ZEITSCHRIFT FOR SOZIALISTISCHE POLITIK UNO WRTSCHAFT. HEFT 84.1996 



rot-grünen Reformorientierung zeigte politischen Kompetenzen junger Frauen der bildet den Kern der karnpagnenpo- 
sich schon auf dem Bundeskonereß 1994 und Männer durch konkrete Initiativen litischen Orientiemne. I -.. - 
in Herne, daß hier die Einschätzung für ein sozialökologisches Umbauprojekt Die nüchtern zu Gtrachtende Reali- 
vorherrscht, daß eine reformpolitische gesammelt werden. Dieses Projekt stel- tät zeigt aber, daß gegenwärtig kein sol- 
Orientierung auf die ,verbürgerlichten len sie gegen die standortpolitische Lo- cher Durchbmch für eine strategische 
Grünen" nicht mit ihrer Vorstellung für gik der neokonservativen Politik. Neuplazierung der Jusos herstellbar ist. 
die SPD vereinbar ist. Die SPD stellt in Es geht damm, eigenständig als poli- 
ihrer Sicht die soziale Kraft dar, für die tische Kraft jetzt die Freisetmng r a d i -  
die Mehrheit errungen werden muß. reformerischer Politik für ein sozialöko- 

Perspektive 
Letztendlich reduziert sich die Aufgabe logisches Umbauproiekt ZU erreichen. r a d i k a l r e f  ormerischer 
der Jusos auf das innerparteiliche ~ i ~ a -  
gement für die .bessereu Programma- 
tik und die Durchsetzung unserer Vor- 
stellungen. Die jugendpolitische Orien- 
tierung, wie sie Mitte der 80er Jahre 
auch in diesem Spektnim mitformuliert 
wurde, also in die soziale und politische 
Generationsentwicklung bewußt einzu- 
greifen, um die gesellschaftlichen Kräf- 
teverhäitnisse der Zukunft zu beeinflus- 
sen, ist aufgegeben und als unpolitisch 
gekennzeichnet worden. 

~ k s e  politische ~ i n d s t r ö m u n ~  ist in Verständigung 
Eine Alternative zu einer übergrei- 

fenden Verständigung radikalreformeri- 
schen Kräfte besteht allerdings nicht. 
Rot-Grün in Nordrhein-Westfalen und 
Sachsen-Anhalt bieten Ansatzpunkie im 
parlamentarisch-paneipolitischen Raum 
fir eine solche Öffnung. Um Blockaden 
im ersten politischen (parlamentarisch- 
politischen) Raum angehen zu können, 
müssen in den kommenden Jahren re- 

Das Programm .Gemeinam sind wir 
stark" des undogmatisch/reformsoziali- 
stischen Lagers äußert kein politisches 
Projekt für die Jusos. Es wird darauf 
sogar noch besonders hingewiesen, da 
es nicht dem politschen Selbstverständ- 
nis entspreche („zentralistische Vorga- 
ben"). Hier wird die Rolle der 
Jusos auf die Verhindemng weiterer 
Schritte der SPD wie beim 'Asylkom- 
promiß'; dem 'Lauschangriff' und den 
'sich vollziehenden sozialpolitischen 
Rückschritten beschränkt - sie be- 
schränkt sich also in der Konsequenz auf. 
das Anrennen gegen die "Enkel", von 
denen man aber eigentlich .besseren Po- 
litik erwartet. 

Diese zu starke Fixiemng auf die 
.BessemngU der SPD-Spitze bedeutet 
schließlich nur noch wertemäßig "sozia- 
listisch-demokratische" Politik machen 
zu wollen, allerdings nicht den ehemals 
formulierten „Bmch mit den Enkeln" 
durch eine radikal-reformerische Politik 
der Jusos wahrzumachen bzw. zu unter- 
mauern und eine eigenständige gesell- 
schaftspolitische Rolle einnehmen zu 
wollen. 

allen Parteien des linken Spektmms vor- 
handen, aber eben auch darüberhinaus in 
vielen gesellschaftlichen Initiativen, Pro- 
jekten und der kritischen Wissenschaft. 

Die Jusos müssen durch das Ablegen 
parlamentarisch-parteipolitischer Bor- 
niertheiten und Fixiemngen und durch 
ihre konkrete Praxis in zentralen Schlüs- 
selprojekten wie der „Energiepolitikl 
Solaren Umbau" und der Jugend- und 
Ausbildungspolitik" zeigen, daß sie 
selbst in der Lage sind, Bewegung, In- 
itiativen und soziale Interessen von Ju- 
gendlichen aufzunehmen und mit ihren 
Vorstellungen einer reformpolitischen 
Perspektive für die Bundesrepublii und 
Europa zu verbinden. Ein Verrennen 
ausschließlich in innerparteilichen Ori- 
entiemngen Iäßt ihre Kräfte verpuffen. 
Deshalb muß eine .Öffnung" und Neu- 
orientierung konkret anhand solcher 
Schlüsselprojekte verwirklicht werden, 
die auch den Anspmch sichtbar machen, 
jenseits von Parteigrenzen Jugendliche in 
der Ausbildung, der Arbeit, im Studium 
und in kulturellen Projekten für die Ar- 
beit und Perspektive einer neuen linken 
reformpolitischen Zeit zu gewinnen. 

Es Iäßt sich nur betonen, daß mit der 
Verabschiedung eines Arbeitsprogramms 
nicht die eine oder andere strategische 
Vorstellung gesiegt oder verloren hat. 
Die kampagnenpolitische Orientiemng 
der beiden letzten Jahre bleibt weiter ein 
Muß für die Entwicklung von organisier- 
ter gesellschaftlicher Handlungsfähigkeit. 
Die Öffnung zur realen Welt der sozia- 
len Kämpfe und Kompromisse im Ju- 
gendalltag entlang zentraler Reformfel- 

formpolitische Projekte in einem zwei- 
ten (subpolitischen) Raum mit Initiati- 
ven, Organisationen, Wissenschaft und 
Kultur geschaffen werden. Eine Ver- 
ständigung radikalreformerischer Kräf- 
te ist dafür in den wesentlichen Fragen 
reformpolitischer Natur notwendig und 
möglich. Eine länger andauernde Blok- 
kade dieser Kräfte hätte verheerende 
Folgen für das Fundament einer bundes- 
politischen, parlamentarischen rot-grü- 
nen Konstellation. Eine entsprechende 
Verschiebung gesellschaftlicher Kräfte- 
verhältnisse und ein darauf aufbauendes 
,UmbauprojektU wäre von vornherein 
wenig aussichtsreich und würde auf spä- 
testens halber Strecke stehen bleiben. 

Eine Rolle, die Jusos als Antrieb für 
einen Aufbmch radikalreformerischen 
Kräfte in der Bundesrepublik wahmeh- 
men könnten, ist aber nicht in Sicht. 
Verbandsbornierte Kräfte innerhalb der 
Jusos, die dargestellten strategischen 
~ntwicklun~sb~ockaden innerhalb der 
SPD und die Megablockade der Linken 
insgesamt wirken noch zu stark. 

Erste Schritte einer Verständigung 
über Parteigrenzen hinweg könnte aber 
die notwendigen Kräfte und reformpo- 
litische Phantasie freisetzen. Dann könn- ,,Jugend, Umbau, 

Sozialismus" ten diese benannten Hindernisse aus dem 
Weg geräumt und eine selbstbewußte ra- 
dilreformerische Linke in der Bundes- 
republik endlich sichtbar geschaffen 
werden. 

Das Programm "Jugend, Umbau, 
Sozialismus" der J ~ L i n k e n  umschreibt 
die Entwicklung der Jusos zu einer ge- 
sellschaftlichen Kraft, deren Aufgabe es 
ist, in den Prozeß des Generationswech- 
sels und der Herausbildung der Klassen- 
landschaft dadurch einzugreifen. dai3 die 
verstreuten technischen, sozialen und 

' ZU dnn Strdmmgsbegriffan vgl. Uwe Kremer: 
Zur aktuellen Piogrammetik derSPD. In: 2. 
Zeitschrift marxistische Erneuerung Nr. 19, 
September 1994. S. 18ff.  
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Aufbruch in die Vergangenheit! 
Anmerkungen zu den arbeitszeitpolitischen Vorstößen 

von Gerhard Schröder und Alfred Tacke 

ngehörige der sozialdemokrati- 
schen Fühmngsriege sind immer A wieder für Überraschungen gut. 

In letzter Zeit sind es meistens unangeh- 
me. Ein besonderes Beispiel lieferten 
hierfür der niedersächsische Misterprä- 
sident Gerhard Schröder sowie sein eng- 
ster wirtschaftspolitischer Berater Aifred 
Tacke, Staatssekretär im niedersächsi- 
schen Wirtschaftsministerium. Beide 
plädieren abgestimmt Ende Juni gegen- 
über dem "Stern" (Schröder-Interview) 
bzw. dem ,Handelsblatt" (Gespräch mit 
Tacke) für die Einfühning des Samstags 
als Regelarbeitstag und machen im 
Trend zur Arbeitszeitverkürzung der 
letzten 10 Jahre einen wesentlichen 
Faktor der Gefahrdung des Standortes 
Deutschland aus. „Der Trend in der 
Arbeitszeit muß umkehrbar sein", wird 
hierbei ebenso markig erklärt, wie der 
Schuldige schnell und präzise ausge- 
macht: „Das, was die IG Metall an 
volkswirtschaftlichen Argumenten vor- 
trägt und was auch plausibel klingt, ist 
betriebswirtschaftlich ein Desaster" 
(Tacke). Es gehe um eine Verbessemng 
der Kostenstmkturen, um die Abwande- 
mng von Fertigungen ins Ausland zu 
verhindern. 

Derartige Attacken auf die gewerk- 
schaftliche Tarifpolitk waren wir bisher 
aus einem ganz anderen Lager gewohnt. 
Die Überraschung ist umso gelungener, 
als diese Blockaden aufbauende Polari- 
siemng gegen die IG Metall genau von 
der Spitze der SPD-geführten Landes- 
regiemng betrieben wird, die noch vor 
14 Monaten das IG Metall-IVW-Arbeits- 
zeitmodell der 28.8-SNnden-Woche em- 
phatisch als einen solidarischen und krea- 
tiven Weg begrüßt hat. Dieses positive 
Echo war nicht zuletzt mit volkswirt- 
schaftlichen Argumenten der Verhinde- 
rung gesellschaftlicher Kosten durch die 
Sicherung von Beschäftigungsverhältnis- 
sen begründet worden, die heute angeb- 
lich zu einem ,Desaster" führen. 

Was also ist passiert, daß unmittel- 

bar im Vorfeld einer Tarifmnde bei 
Volkswagen zu einem Rundumschlag 
gegen die gewerkschaftliche Arbeitszeit- 
politik ausgeholt wird, der sich in sei- 
ner Einseitigkeit der Schuldmweisung an 
die IG Metall nahtlos in jeden Argumen- 
tationskatalog von Hardlinern aus Ar- 
beitgeberverbänden einreihen kann? Eine 
Antwort: Wenn die Kultur des Umgangs 
mischen führenden Vertretern der So- 
zialdemokratie und der Gewerkschaften 
soweit auf den Hund gekommen ist. daß 
der notwendige Dialog über die Zukunft 
des Standortes Deutschland durch ver- 
bale Rundumschläge ersetzt wird, dann 
scheint die Bedeutung eines konstmkti- 
ven Miteinanders und noch mehr der 
gemeinsame Vorrat an gesellschaftpoli- 
tischen Zielsetzungen als nicht mehr ent- 
scheidend angesehen zu werden. Wer 
ernsthaft Stmkturen und Herangehens- 
weisen kooperativ verändern will, stellt 
den Partner nicht in dieser Weise an den 
Pranger. Das enthebt aber nicht von ei- 
ner argumentativen Auseinandersetzung 
mit den Positionen Schröders und Tak- 
kes, die sicher keine Einzelmeinungen, 
sondern eine politisch ernstzunehmende 
Strömung auch in der Sozialdemokratie 
repräsentieren. ' 

Arbeitszeitflexibilität und 
das ,,Standortproblem" 

Die Fordemng nach einer generellen 
Umkehr des Trends der Arbeitezeit hät- 
te für viele Branchen einen zusätzlichen 
Abbau von Arbeitsplätzen zur Folge. In 
der Automobilindustrie, um ein Beispiel 
zu nennen, verzeichnen wir nach wie vor 
Überkapazitäten, und auch bei verkiirz- 
ten Arbeitszeiten einen nachhaltigen 
Dmck auf die Beschäftigung, der völlig 
losgelöst von Konjunkhuzyklen zu sehen 
ist. Die heute realisierbaren Steigerungs- 
raten der Produktivität (ca. 10% pro 
Jahr) liegen weit über dem zu erwarten- 
den Wachstum auf den traditionellen 
Märkten. 

von Werner Widuckel-Mathias* 

kelteres Niveau erreicht, als es die holz- 
schnittartige Betrachtungsweise von Tak- 
ke erscheinen Iäßt. Allein bei Volkswa- 
gen im Werk Wolfsburg haben wir 150 
unterschiedliche Arbeitszeitmodelle und 
Schichtsysteme etabliert, die zugeschnit-' 
ten auf die Erfordernisse derjeweiligen 
Bereiche sind. Bezogen auf die 6 west- 
deutschen VW-Werke ist in Abhängig- 
keit von Marktbedingungen im Jahr 1994 
eine Bandbreite in der jahresdurch- 
schnittlichen Wochenarbeitszeit pro Be- 
schäftigten zwischen Ca. 29 und 32 Stun- 
den gearbeitet worden, wobei die At- 
mungsmöglichkeiten über Mehrarbeit 
mit anschließender Freizeitentnahme 
bereits rechnerisch saldiert worden sind. 
In Abhängigkeit von Nachfragespitzen 
und zur Abfedemng technischer Restrik- 
tionen ist auch bei verkürzten Arbeits- 
zeiten unvermindert auf den Samstag zu- 
rückgegriffen worden. 

Das heißt: Mit der Verkürzung der 
Arbeitszeit sind nicht verringerte, son- 
dem gewachsene Flexibilitätsspielräume 
entstanden, die auch in der Praxis ge- 
nutzt werden. 

Ein weiterer Argumentationsstrang 
bezieht sich auf die Notwendigkeit sai- 
sonal schwankender Arbeitszeiten unter 
Einbeziehung des Samstags, um Lager- 
kapazitäten abzuhauen und Lieferzeiten 
zu verkürzen. Das Konzept der .atmen- 
den Fabrik" (2.B. Volkswagen) oder 
,saisonaler Arbeitszeiten" @.B. Opel) 
ist längst Gegenstand der betriebspoliti- 
schen und tarifpolitischen Debatte. Noch 
gut dürfte in Erinnemng sein, daß die 
IG Metall in der letzten Tarifrunde ein 
Konzept von Arheitszeitkonten für Be- 
schäftigte angeboten hat, worauf die 
Arbeitgeber nicht eingegangen sind. Al- 
lerdings haben diese Debatten auch im- 
mer einen beschäftigungspolitischen 
Bezug, der zum Beispiel bei Volkswa- 
gen durch den Gesamtbetriebsrat und die 
IG Metall die Fortführung des Verzichts 
auf betriehsbedingte Kündigungen und 
standomichernde lnvestionen einfordert. 

Wernal Widucksl-Mathias, Oipl0m-S0ziaI~llf 
Die Flexibilität der Arbeitszeit ist Es ist ein bezeichnendes Zeugnis von 

und Kon2srnbstrisbr: hierbei eine wirklich entscheidende Fra- Einäugigkeit, daß man diesen Aspekt 
rat der Volkswagen AG ge. sie hat aber bereits ein weit entwik- einer kooperativen Standortsichemngs- 
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politik, von der bisher bei Vollcswagen 
auch das Land Niedersachsen erheblich 
profitiert hat, in beiden Beiträgen ver- 
geblich sucht. 

Sowohl Schröder als auch Tacke 
betonen ,das Standortproblem", wobei 
sich meiterer auf die Uberlegenheit der 
Kostenstrukturen in Fernost auf Gmnd 
längerer Arbeitszeiten konzentriert. 
Auch hierbei handelt es sichum eine un- 
zulässige Vereinfachung. Gerade Japan 

' . ist derzeit ein Paradebeisuiel dafür. daß 
Arbeitszeiten längst nick der alleinige 
Faktor zur Bestimmung der Konkurrenz- 
position auf dem Weltmarkt sind. 
Wechselkursverschiebungen führen zu 
sinkenden japanischen Marktanteilen in 
Europa und Nordamerika, während der 
lmportmarktanteil vor allem deutscher 
Fahrzeuge in Japan steigt und der größ- 
te Importeur in Japan japanische Auto- 
mobiluntemehmen aus ihren amerikani- 

punkt in der bisherigen Debatte um den 
Samstag darstellt. 

Damit haben beide die Chance ver- 
passt, sich in einem perspektivischen 
Diskussionszusammenhang einzubrin- 
gen, der heute schon bei den realen Ar- 
beitszeitverhialtnissen wesentlichen dif- 
ferenzierter ist und zukunftsbezogen 
noch differenzierter werden wird. 

Die Möglichkeit einer Schaffung aucb 
differenzierter arbeitszeitpolitischer 

träge zur Arbeitslosen- und Rentenver- 
sicherung? Stattdessen wäre es wirklich 
konstniktiv gewesen, die Verantworiung 
der Politik für die Ausgestaltung von 
Rahmenbedingungen anzumahnen und 
mit konkreten Vorschlägen zu verlaüp- 
fen, um nicht zuletzt auch die Tarifpoli- 
tik von beschäftigungspolitischem Hand- 
lungsdmck zu entlasten. 

Gewerkschafter und Gewerkschafte- 
rinnen, die tagtäglich dem Dmck einer 
wachsenden konzerninternen und markt- 
bezogenen Standortkonkurrenz ausge- 
setzt sind, brauchen sich jedenfalls nicbt 
den Vorwurf gefallen zu lassen, die Ver- 
ursacher eines .,betriebswirtschaftlichen 
Desasters" zu sein, weil sie in vielen 
Bereichen und Feldern aktiv daran mit- 
wirken. Effizienzsteieemne und Be- 
schaftigungssicherung in oftmals mühe- 
voller Kletnarbeit in Einklang zu brin- 
gen. 

schen Produktionsstätten geworden sind. Tatsache aber ist: Auf Konkurrenz- 
Die Tatsache von Überkapazitäten stellt Bandbreiten bildet heute einen wesent- standorte mit Stundenlöhnen von 3 bis 4 
gegenwärtig auch die japanische Auto- lichen Kernbereich der tarifpolitischen DM, die seit dem Fallen des "Eisernen 
mohilindustrie vor starke Probleme. Diskussion bei Volkswagen, sowohl auf Vorhangs' frei zugänglich geworden 

Die ausschließliche Fokussierung seiten der IG Metall als auch auf Seiten sind, köruien wir tarifpolitisch an einem 
standortpolitischer Strategien auf die des Managements. Dies gilt für den von Hochkostenstandort wie Deutschland 
Arbeitszcirfraee ist deshalb irreführend Tacke aneesorochenen Produktentwick- kaum antworten. Standort- und Beschäf- .--- ~ - ~ - ~ ~  - ~ ~ ~ - ~ ~ ~  -~~ ~~- 

und verkürzt. Was gut klingt, ist darüber 
hiiaus politisch ein Desaster. weil es den 
notwendigen engen standortpolitischen 
Dialog zwischen Gewerkschaften und 
Sozialdemokratie blockiert. Wie eine sol- 
che Vorgehensweise zur Mehrheitsfähig- 
keit der Sozialdemokratie im Bund füh- 
ren soll, bleibt das wohl gehütete Ge- 
heimnis der Initiatoren. 

Mitbestimmung und 
soziale Gestaltung 

sichern! 
Im Kern beinhaltet die Frage der ar- 

beitszeitpolitischen Behandlung des 
Samstags natürlich auch einen zentralen 
betriebspolitischen Aspekt der Mitbe- 
stimmungsmöglichkeiten des Betriebsrats 
und tarifpolitisch der Bindungswirkung 
von Tarifverträeen. Wenn ein Bekennt- 

lungsberAch' genauso wie für die Pro- 
duktionsbetriebe. Entscheidend werden 
hierbei allerdings die sozialen und ma- 
teriellen Bedingungen der Ausgestaltung 
derartiger Modelle sein, die weder die 
Mitbestimungsposition des Betriebsrats 
in Arbeitszeitfragen aushöhlen, noch 
jede Form von Planbarkeit der persön- 
lichen iebensgestaltung infrage stellen 
dürfen. 

Niemand wird sich ernsthaft gegen 
Konzepte wehren, die niedrigere Lager- 
bestände ermöglichen und dafür den 
Spielraum für arbeitsplatzsichemde In- 
vestitionen schaffen. In einem derarti- 
gen Prozeß helfen allerdings nicbt pola- 
risierende Querschüsse weiter. sondem 
iiisungsansätze, mit denen alle Seiten im 
Interesse der Belegschaft. des Untemeh- 
mens und der Regionen der betroffenen 
Standorte leben können. 

tigungssichemng in den industriellen 
Kernbereichen wie z.B. der Automobil- 
industrie ist bei einer dermigen Konstel- 
lation nur durch innovative und techno- 
logische Kompetenz möglich. Verkehrs- 
und umweltpolitische Rahmenbedingun- 
gen müssen hierauf genauso gerichtet 
sein, wie eine entsprechende Infrastmk- 
tur für Forschung und Ausbildung. Es 
ist kein Geheinmis, daß gegenwärtig auf 
diesen Feldern die wesentlichen Vorteils- 
positionen des Standortes Deutschland 
verschleudert werden. 

Die lnnovationsgeschwindigkeit bei 
der Entwicklung umweltgerechter Ver- 
kehrsstmkturen und Mobilitätskonzepte 
ist schlicht zu langsam. Hierzu wäre eine 
nötige Provokation sicher eher ange- 
bracht gewesen und hätte wesentlicher 
besser dem Ausweis wirtschaftpoliti- 
scher Kompetenz im eigenen Verantwor- 
tunesbereich nedient. Positive Ansätze. 

U 

nis zur Bedeutung und Bewahrung der Notwendig sind Innova- das  olln nicht verschwiegen werden, sind 
Mitbestimmung in Deutschland nicht nur hierfür in Niedersachsen durchaus vor- 
für Sonntagsreden taugen soll, dann ge- tion und Kooperation! handen. Das klingt nicht nur gut, son- 
hört hierzu auch für die Zukunft, den Das Spanungsfeld betnebswirtschaft- dem wäre es auch fiir das Verhältnis von 
Samstag als besonderen Reeelunesbe- licher Handluneszwänee und deren Gewerkschaften und Sozialdemokratie. ., ~~~- ~ ~-~ ~ - U ~~-~ 
reich der Mitbestimmung des Betriebs- volkswirtschaft~cher Äuswirkungen Dies wäre die politische Basis für eine 
rats tariflich abzusichern. Daß dieser kann niemals dadurch gelöst werden, kooperative Strategie zwischen Staat, 
Aspekt sowohl bei Schröder als aucb bei indem das eine gegen das andere ausge- Unternehmen und Gewerkschaften, die 
Tacke ausgeblendet wird, erzeugt Miß- spielt wird. Oder senkt man die Lohn- auf betriebswirtschaftlichundvolkswirt- 
trauen. Dies ist umso unverständlicher. nebenkosten durch einen weiteren An- schaftlich gleichermaßenpositive Stmk- 
weil dieser Aspekt einen zentralen Streit- stieg der Arbeitslosigkeit und der Bei- turverändemngen gerichtet ist. 
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Wege zur Zukunftsfähigkeit der Stadt 
Zukunftskonarel3 der SPD Hannover am 23. Se~tember 1995 

von Arno Brandt* 

sich lohnt, persönliches beschrieben: .Die Solidarische Stadt", 
Engagement undiireati- die .Ökologische Stadt' und die .Inno- 
vität einzubringen. vative Stadt". Zu den großen Kongreß- 

Im Sommer 1994 foren haben unter anderem bislang der 
haben 80 europäische frühere französische Kulturminister Jack 
Städte in Aalborg die Lang und die EU-Kommissarin für Re- 
'Charta der europäi- gionalpolitik Monika Wulf-Mathies so- 
schen Städte und Ge- wie Daniel Gouedevert zugesagt. Dar- 
meinden auf den Weg über hinaus werden Initiativen, Verbän- 
zur Zukunftsbestän- de und Unternehmen sowie Facharbeits- 
digkeit' beschlossen. kreise der hannoverschen SPD ihre Pro- 
Die Städte bekennen jekte in insgesamt 24 workshops präsen- 
sich darin zur Verant- tieren. Eme große Zahl weiterer Projekte 
wortung für die Zu- sollen in einem Markt der Möglichkei- 
kunftsentwicklung. In ten vorgestellt werden. Weitere Informa- 
den kapitalistischen In- tionen und Anmeldungen zu dem Kon- 

D ie SPD der Stadt Hannover wird 
am 23. September 1995 den 

Kongreß .Zukunftsfahiges Han- 
nover -Wege zur nachhaltigen Entwick- 
lung einer Großstadtregion" veranstal- 
ten. Im Mittelpunkt steht die Leitfrage, 
wie Großstadtregionen zukunftsf'ahig 
werden können. Internationalen Fachleu- 

sind vor allem auf natio- 
naler, europäischer und internationaler 
Ebene vorzunehmen, wie,beispielswei- 
se die längst überfällige Oko-Steuerre- 
form. 

Aber es macht wenig Sinn. die Zu- 
kunftsfähigkeit den übergeordneten 
Handlungsebenen wie dem Nationalstaat 
oder der Europäischen Union allein zu 

ten, regionalen Initiativen und Projekten überlassen. ~ k h  die kommunale und re- 
sowie gesellschafilichen Organisationen gionale Ebene bieten vielfach Ansatz- 
wie Gewerkschaften und Umwelwerbdn- ounkte. um die akmellen Probleme der 
de. vor allem aber interessierten Bürge- 
rinnen und Bürgern werden Foren des 
Austausches geboten. Sie können über 
mögliche Zukünfte der großen Städte be- 
raten und kommunal-politische Vorsor- 
gestrategien erörtern. 

In Workshops werden Wege zur 
nachhaltigen Entwicklung realitätsnah 
erörtert. Dort werden auch wünschens- 
werte Zukunftsvisionen und verantwort- 
bare Lebenswejsen behandelt, für die es 

Arno Brandt Ist Mitglied des SPD-Untsrbszirko- 
vomtands Hannover-Stadt und Organisator des 
Kongresses 

Sozialeh ökologischen und wirtschaftli- 
chen Entwicklung anzugehen. In diesem 
Verständnis sind große Städte die Expe- 
rimentierfelder, die soziale und techni- 
sche Innovationsprozesse beschleunigen. 

In Hannover hat die SPD deshalb 
einen Prozeß initiiert, in öffentlichen 
Diskussionen unter breiter Mitwirkung 
von Bürgerinnen und Bürgern Leitbilder 
für den eigenen Weg in die Zukunftsfa- 
higkeit zu entwickeln. Brennpunkt wird 
am 23. September 1995 ein Zukunfts- 
kongreß sein. In drei großen Foren wer- 
den die Leitbilder der Stadtentwicklung 

greß bei: SPD Hannover-Stadt, Odeon- 
str. 15/16. 30159 Hannover. 

I 50 JAHRE I 
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spw-Leserlnnenforum Rheinland 
von Hans Günter Bell* 

emeinsam zu versuchen, einen Auf der Gründungsversammlung im 3. gelte es, in der Ökologie endlich die 
.Diskussionskreis linker Sozi- Juni 1995 sprach Horst Peter. der Vor- Beschlußlage der SPD in konkrete Poli- 
aldemokratInnen zu gründen, sitzende des HerausgeberInnenkreises tik umsetzen;  G 

dessen Mitglieder gemeinsam daran ar- der spw, über die "Perspektiven der 4. sei eine bildungspolitische Offensi- 
beiten, den weiteren Rechtsruck in der sozialdemokratischen L i e n " .  ve notwendig, um endlich Chancen- 
Gesellschaft und in der SPD zu stoooen eleichheit herzustellen. 
und linken Perspektiven wieder ~ & c b -  

,I seizungschancen zu eröffnen" - das ist 
der Anspruch von (bisher) 41 Sozialde- 
mokratInnen im SPD Bezirk Mittelrheii, 
die sich jetzt zusammengefunden und ein 
.spw Leserlnnenforum Rheinland" ge- 
gründet haben. 

Mehrere Vorsitzende von SPD-Orts- 
vereinen, Mitglieder des Bonner und des 
Kölner Stadtrates und der Bundestags- 
abgeordnete Konrad Gilges sind ebenso 
beteiligt wie Juso-Unterbezirksvorsitzen- 
de, Mitglieder des Juso-Bezirksvorstan- 
des, ~ÜnktionärInnen der Arbeitsge- 
meinschaft sozialdcmokratischer Frauen 
(AsF) und der Arbeitsgemeinschaft für 
Arbeitnehmerfragen (AfA), sowie meh- 
rere Redakteurinnen der Zeitschrift spw. 

Ein Forum für die Linke 
in der SPD 

Mit diesem  FON^ soll die sozialisti- 
sche Linke in der mittelrheinischen SPD 
eine gemeinsame inhaltliche und orga- 
nisatorische Plattform erhalten, mittels 
der sie wieder stärker Einfluß auf die 
Politik der SPD und die gesellschaftli- 
chen Debatten gewinnen kam. Erste 
Erfahrungen zeigen, daß für ein solches 
 FON^ auch Linke zu gewinnen sind, die 
sich bereits enttäuscht von der aktiven 
Mitarbeit in der SPD abgewendet hat- 
ten, jetzt aber ihre Kompetenz wieder 
einbringen können (und wollen). Ein Zu- 
bzw. Rückgewinn, den die Linke in der 
SPD dringend benötigt. 

Ebenso dringend benötigt wird der 
Gedankenaustausch zwischen den unter- 
schiedlichen Generationen in der SPD. 
Die gemeinsame Diskussion und Positi- 
onsentwicklung von JungsozialistInnen 
und älteren Sozialistlnnen ist für die Zu- 
kunftsfahigkeit sozialistischer Positionen 
in der SPD von großer Bedeutung. Auch 
hierzu will das .spw Leserlnnenfomm 
Rheinland" einen Beitrag leisten. 

Hans GGntei Bell, Juso-Bezirksvorsrifsnd Mii- 
tslrhein, Köln 

Aufgaben der sozialde- 
mokratischen Linken 
Er forderte die Linke auf, der Be- 

liebigkeit und Profillosigkeit der SPD 
klare Positionen entgegenzusetzen und 
sich dabei bewußt auf das Berliner 
Grundsatzprogramm der SPD zu be- 
ziehen. Denn dieses Grundsatzpro- 
gramm sei einem Politikverständnis 
verpflichtet, das nicht nur auf den 
Staat, sondern auch auf gesellschafr- 
liche Akteure setze, und in dem eine 
umfassende Demokratisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft eine 
Schlüsselrolle einnähme. Hier läge 
eine Basis für die politische Zuspitzung 
durch die Linke. 

Einen zweiten Akzent setzte er dar- 
auf, daß eine linke Strategie die inter- 
nationale Entwicklung verstärkt einbe- 
ziehen müsse. In einer knappen Ana- 
lyse widmete er sich daher auch stark 
der internationalen Ebene und wies auf 
den Versuch der kapitalistischen Me- 
tropolen hin, die Aufteilung der Welt 
zwischen ihnen auch militärisch abzu- 
sichern. Hieraus ergäbe sich auch eine 
veränderte Aufgabenbeschreibung der 
Bundeswehr, die nicht mehr der Lan- 
desverteidigung, sondern der Verteidi- 
gung deutscher Interessen überall in 
der Welt dienen solle. Dieser Heraus- 
forderung müsse sich die Linke stel- 
len und ihrerseits die Rolle Deutsch- 
lands in der Welt jenseits der militäri- 
schen Option neu bestimmen. 

Andererseits rief er dazu auf, natio- 
nale Spielräume der Politik auszunutzen 
und nannte vier Bereiche, in denen die 
Linke gefordert sei: 
1. müsse die ungleiche Vermögensver- 
teilung thematisiert und die Forderung 
gesellschaftlicher Solidarität offensiv 
diskutiert werden; 
2. dürfe es keine Gewöhnung an die 
Arbeitslosigkeit geben, statt dessen sei- 
en initiativen wie das Arbeits- und Struk- 
turförderungsgesetz mit Nachd~ck  zu 
verfolgen; 

- 
Die Realisierung einer solchen Poli- 

tik sei natürlich nicht in einer großen 
Koalition möglich. Es ginge statt dessen 
darum, ein ökologisch-soziales Bündnis 
zu bilden, das seinen parlamentarischen 
Ausdmck in einer rot-grünen Koalition 
f iden  miißte. 

Umfassende Aufgabenstellungen 
also, die Horst Peter den versammelten 
linken Sozialdemokraünnen mit auf den 
Weg gab. Eine Herausforderung, der 
sich das .spw LeserInnenfom Rhein- 
land" in seiner weiteren Arbeit wird stel- 
len müssen. 

Aufruf zur Beteiligung 
Schon einige Zeit zuvor hatten sich 

die GründungsaufruferInnen auf Struk- 
turen und Arbeitsweise des LeserInnen- 
forums verständigt. Auf den Treffen 
sollen sowohl aktuelle als auch grund- 
sätzliche Fragen sozialistischer Politik 
für alle, politischen Ebenen behandelt 
werden - ein breit gefächertes Angebot 
also. Wobei die Treffen durchaus unter- 
schiedlichen Charakter haben können 
(und sollen). Angedacht sind interne Ar- 
beitstreffen im kleineren Kreis, partei- 
öffentliche Veranstaltungen oder öffent- 
liche Veranstaltungen mit prominenten 
ReferentInnen. Die Themenauswahl 
richtet sich auch nach den Heftschwer- 
punkten der spw. So diente ein Arbeits- 
treffen Anfang Juli der Auseinanderset- 
zung mit der "Zukunft der be~fl ichen 
Bildung". 

Für das zweite Halbjahr sind weiter 
monatliche Treffen geplant, die in einem 
Halbjahresprogramm zusammengestellt 
und veröffentlicht werden sollen. Lese- 
rInnen, die Interesse. am „spw LeserIn- 
nenforum Rheinland" haben, können 
eine Postkarte an folgende Adresse sen- 
den: 

spw-Leserlnnenforum Rheinland, 
C / O  Kulturverein, Postfach 210606,. 
50531 Köln. Sie erhalten dann die Ei- 
ladungen zu den Treffen des LeserInnen- 
f0nimS. 
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Milieuübergreifende Solidarmentalität? 

Rezension zu: Soziale Milieus in Ost- 
deurschiand. Gesellschaftliche Struktu- 
ren zwischen Zerfall und Neubiidung, 
herausgegeben von MichaeI Vesrer. 
Bund-Verlag 199.5 

,Die Lage der arbeitenden Klasse ist 
der tatsächliche Boden und Ausgangs- 
punkt aller sozialen Bewegungen der 
Gegenwart, weil sie die höchste, unver- 
hüllteste Spitze unserer bestehenden so- 
zialen Misere ist". Als F. Engels 1845 
im Vorwort seiner Frühschrift ,Die  
Lage der arbeitenden Klasse in England" 
dies feststellte, gab sich der Fünfund- 
zwanzigjährige kaum der Illusion hin, 
diese These habe nur Geltung für seine 
Gegenwart des Manchestertums. Doch 
weiter: ,...um allen Schwärmereien und 
Phantastereien pro und Contra ein Ende 
zu machen, ist die Erkenntnis der pro- 
letarischen Zustände deshalb eine unum- 
gängliche Notwendigkeit" (MEW B.2, 
s. 232). 

- 

Dieser Notwendigkeit werden die 
Autorinnen der vorliegenden Untersu- 
chung weitgehend und im wesentlichen 
gerecht. Die Schwierigkeit der Aufgabe 
wird bereits im Untertitel deutlich: Es 
ist eine Untersuchung zu den sozialen 
Verwerfungen als Folge der überstürz- 
ten Reproduktion der alten Klassenge- 
sellschaft; der durch den Eigungsver- 
trag per Ukas verfügten Zerschlagung 
einer nichtkapitalistischen Gesellschafts- 
stmktur und zwangsläufig deshalb miß- 
lungenen Umwandlung in kapitalistische 
"Blühende Landschaften". Wie die Au- 
torInnen feststellen, sahen sich schon in 
der DDR viele durch den Realsozialis- 
mus getäuscht, mehr aber und stärker 
jetzt noch als neue Bundesbürger, die aus 
dem Erwerbsleben geworfen, unter den 
neuen Bedingungen sich um alles geprellt 
sehen, was ihren herkömmlichen wie 
erwarteten Vorstellungen von Gerechtig- 
keit und Billigkeit entsprach. Nach der 
Wende entdeckten sie ihre DDR-Identi- 
tät (,Als Mauer in den Köpfen", .Aus- 
einanderdriften" usw. von Konservati- 
ven und Nachbetem phraseologisch be- 
klagt) als "Schatten, über den man nicht 
springen kann" (M. Vester). Doch daß 
der Behamngseffekt der in Jahrzehnten 
gewachsenen Mentalitäten so starr wei- 

Josef Didier, Sehwarisnberg 

ter wirkt, überrascht mich - den gelern- 
ten DDR-Bürger -, im Unterschied zu 
M. Vester, nicbt. Historische Erfahrung 
bestätigt die fundamentale Erkenntnis, 
daß Bewußtsein dem gesellschaftlichen 
Sein nachhinkt. Beispiele langwieriger 
lntegrationsprozesse (in welchen menta- 
litäte Transformation wichtigster Be- 
standteil ist) in den Industrieregionen, 
z.B. dem Ruhrgebiet, sind hinreichend 
geläufig. In Japan, wo kein Integrations- 
dmck fremder Altbevölkemng wirkte, 
dominieren nach über hundert Jahren 
erfolgreichem Kapitalismus immer noch 
zählebige feudale Mentalitäten in fast 
allen iebensbereichen. 

Die sozialen Mentalitä- 
ten der DDR-Milieus 

Zur Klärung der Ursachen dieser 
Systeme überdauernden ,longue durke" 
sozialer Mentalitäten (denen in allen 
Milieus die DDR-Identität anhaftet) er- 
kannten die Autorinnen, daß sie sich bei 
ihren Untersuchungen nicht auf bloße Ist- 
Beschreibung beschränken konnten, son- 
dem auf geschichtliche Vergangenheit, 
lange vor der Existenz der DDR zurück- 
greifen mußten. Ebenso mußten sie bald 
bemerken, daß die Typologie der her- 
kömmlichen Sinusmuster für den Osten 
2.T. versagte oder sich erheblich unter- 
schied. Einige Milieus, auf der westli- 
chen Seite vorhanden, fehlen auf der 
östlichen oder lassen sich nicht so typi- 
sieren wie auf der westlichen. Dabei 
entdeckten sie im Osten, mit Hinzurech- 
nung des bäuerlichen Milieus ,eine noch 
erstaunlich große traditionale Arbeiter- 
klasse" (M. Vester). Da in die weitge- 
hend industrialisierte Landwirtschaft der 
DDR viele Handwerker und Industrie- 
arbeiter eingewechselt, aber noch mehr 
Bauernabkömmiiige zu Handwerk, In- 
dustrie, Verwaltung und in höhere Be- 
mfe abgewandert waren, ist das bäuer- 
liche Milieu - wiewohl in der DDR aus 
dogmatischen Gründen als gesonderte 
Klasse eingestuft - nach Tätigkeit und 
Mentalität eindeutig dem traditionsver- 
wurzelten Arbeitetmilieu (TRAB) zuzu- 
ordnen. Ich halte es „nach eigener An- 
schauung und authentischen Quellen" 
(um Engels noch mal zu strapazieren) für 
angebracht, wenn M. Vester die Mög- 

von Josef Didier* 

lichkeit erwägt, das DDR-spezifische 
kleinbürgerlich-materialistische Milieu 
(KLEIMAT) den Milieus vom Arbeiter- 
habitus hinzuzurechnen. Das entspricht 
weitgehend meiner Einscbätzung vom 
Vorhandensein eines sozial und menta- 
litär bestimmten, linken Wählerpotenti- 
als von über 60%. Dazu dürften die 
Mentalitätsimterscbiede im Osten äußerst 
unscharf, wohl auch insgesamt nicht so 
gravierend wie im Westen sein. Insofern 
darf ich vermuten, daß die VerfasserIn- 
nen ihre Schwierigkeiten mit der Ab- 
grenzung hatten. Psychologisch scheint 
mir eine milieuübergreifende Solidar- 
mentalität erkennbar. Sprachpsycbolo- 
gisch fällt der Nichtgebrauch milieuspe- 
zifischer, saturierter Gang- und Gäbe- 
redensarten auf. 

Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte 

Westsachsens 
Obwohl die Untersuchungen sich auf 

Fallstudien ausgewählter Industrierevie- 
re beschränken, dürften Abweichungen 
in den übrigen östlichen Ländern nur 
gering ausfallen. Mentalitätsunterschie- 
de wären lediglich urwüchsig mundart- 
licher, weniger jedoch sozialer Art. 
Wohl deshalb hat sich Michael Hofmann 
bei einem großen Teil seines Parts der 
Untersuchungen nicht mit einem einfa- 
chen historischen Abriß begnügt, son- 
dem auch die Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte der jeweiligen Region detail- 
liert recherchiert und reflektiert. 

Nun ist dies für den linksgeprägten 
Sozialhistoriker in Sachsen eine sehr 
dankbare Aufgabe; durch die Lektüre 
erschlossen sich auch mir bemerkens- 
werte Erkenntnisse zur Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte Westsachsens. So 
2.B.. d a  bei der extensiven Ausweining 
des Esoenhain-Böhlener Braunkohlere- 
viers nach 1933vornehmlich Ärbeitslo- 
se der Textilindustrie des Cbemnitzer 
Raums rekrutiert und angesiedelt wur- 
den. Erstaunlich ist, daß 60% davon in 
der Folge der NSDAP beitraten, was 
vermuten Iäßt, daß es sich um Langzeit- 

' arbeitslose handelte. Solche waren viel- 
fach anfällig für völkisch-moralische 
Aufmöbelung, SA-Kameradschaft dito 

' . 
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schmucker Uniform; als handfeste Zu- gung 2.T. noch über die Nazizeit hin- bezeichnet seine Firma wiedemm als 
gahe Arbeit, Brot, Werkswohnung bnv. aus. weltweit größten Hersteller von Eisen- 
Siedlungshäuschen und nicht zuletzt bahnkränen. Beschäftigt werden 2.Z. nur 
noch ~hestandsdarlehen. Sie empfanden 
manchmal geradezu religiös anmutende 
Dankbarkeit für ihren Führer. Auf die 
näherwohnenden SPD-geprägten Arhei- 
ter Leipzigs wurde bewußt verzichtet, 
obwohl auch dort die Arbeitslosigkeit 
enorm war. Das hatte sicher nicht nur 
vordergründig politische Gründe, wie M. 
Hofmann schreibt, sondern es kann an- 
genommen werden, daß sie als örtliche 
industrielle Reservearmee für die in 
Gang zu setzende Rüstungswinschaft des 
Vierjahresplans bereitgehalten wurden, 
zumal das Gros von ihnen Metallarbei- 
ter und sonstige Fachkräfte der Leipzi- 
ger Wirtschaft waren. 

Beim Rückgriff auf die Frühgeschich- 
te der sächsischen Arbeiterbewegung un- 
terlaufen M. Hofmann einige Ungenau- 
igkeiten hinsichtlich des Chemnitz- 
Glauchauer Raumes, die wiedemm M. 
Vester in seiner Zusammenfassung dazu 
verleiten, ihn als .eher traditionslosen 
Raum" zu bezeichnen. Doch wenn es um 
Traditionen der Arbeiterbewegung geht, 
ist dieser Raum besonders gut bedient; 
eine wahre Fundgmbe sozusagen. Au- 
gust Bebel errang im Wahlkreis Glau- 
chau-Meerane 1867 sein erstes Mandat 
zum Konstituierenden Norddeutschen 
Reichstag und behauptete es bis 1877; 
nicht aber in Leipzig, wie M. Hofmann 
S. 144 schreibt. 

Es mangelt nicht an weiterer Traditi- 
on. Julius Motteler war 1867 hier um- 
triebig mit der allerdings erfolglosen 
Gründung von Spinnerei- und Weberge- 
nossenschaften i la maitre Lassalle. 
Lugauer Bergleute wandten sich 18681 
69 an Karl Marx in London wegen 
Knappschaftskassenfragen und um Auf- 
nahme in die Internationale. Hier hatte 
die SPD 1875 die größte Mitgliederdich- 
te Sachsens und 1904 kam es zum gro- 
ßen Textilarbeiterstreik für den Zehn- 
stundentag. 

Doch was nützt Tradition - insheson- 
dere im heutigen Sachsen - wenn die 
Oberen der SPD, wie seit anno vierzehn 
üblich, Tradition und Werte der Arbei- 
terbewegung nur noch als hehre Versatz- 
stücke (personelle besonders beliebt) für 
ihre Legitimation schätzen. Spätestens 
Mitte der zwanziger Jahre bröckelte, wie 
hinreichend bekannt, Tradition und Ver- 
trauen in die SPD ab. Don, wo wie in 
Leipzig, die Arbeiter .zu sehr marxi- 
stisch verseucht" (S. 94) waren, wirk- 
ten Werte und Ziele der Arbeiterbewe- 

Nach dem 2. Weltkrieg: 
lnlandsf luchtbewegungen 

Daß nach dem zweiten Weltkrieg, 
nun unter sowjetischer Regie, erneut 
Arbeitskräfte aus dem Chemnitzer Raum 
ins Braunkohlerevier kamen, hatte an- 
dere Ursachen als die paternalistisch 
bevorzugende Versorgung durch die 
sowjetische Direktion. Denn im Erzge- 
birge begann -zunächst personell unvor- 
stellbar extensiv aufgeschwemmt - der 
Uranerzabbau der AG-Wismut. Die Ver- 
sorgung war dort weitaus attraktiver als 
irgendwo anders. Dennoch versuchten 
viele, der Verpflichtung ins nahe Gebir- 
ge durch Einstellung in einen SAG-Be- 
trieb zu entgehen; dann konnte man nicht 
mehr für die Wismut ausgehoben wer- 
den. Diese Inlandsfluchtbewegung führte 
um 1950 zum Arbeitskrafteüberhang 
(übrigens nicht nur in der Braunkohle) 
und zum Überwechseln vieler aus dem 
Chemnitzer und Leipziger Raum in den 
Uranerzhergbau, der inzwischen man- 
ches von seinem Schrecken verloren 
hatte. 

Es ginge zu weit. noch im einzelnen 
auf die insgesamt gut fundierte, durch 
die Geschichte der Arbeiterbewegung 
illustrierte Untersuchung M. Hofmanns 
zur Mentalität der Leipziger Metallar- 
beiter und ihrer milieutypischen Erfah- 
rungen einzugehen. Sein wichtigstes 
Forschungsfeld in der Messestadt war 
die Firma ehemals Unruh & Liebig, 

noch Die 189 Aufsässigkeit Mitarbeiter. der K i m e r k e r  

war zu DDR-Zeiten zweifellos ausge- 
prägter als in anderen Betrieben der 
Schwerindustrie. Dennoch scheint mir 
der Betrieb paradigmatisch für Ge- 
schichte und gegenwärtiges Schicksal 
der .Volkswirtschaftlich wichtigen Be- 
triebe" der ehemaligen DDR. 

Nächste Forschnngsauf- 
gabe: Die weltanschau- 

lichen Unterschiede 

Hersteller schwerer Hebezeuge, die sich 
in der DDR ab 1948 als VEB von 581 
bis 1953 auf 4228 Beschäftigte entwik- 
kelte. Am Ende der DDR waren es noch 
2350, was aber keineswegs mit einem 
Produktionsrückgang verbunden war. 
Der Betrieb hatte sich inzwischen sogar 
zum Weltmarktführer gemausert. Der 
jetzige Investor aus NRW zieht es vor, 
den weltweit eingeführten Namen Kir- 
ows für seine GmbH beizubehalten und 

Die lebenrweltlichen Sozialrnilisur in Ostdeutschland (1991) 

Die ganze vorliegende Arbeit geht 
durchweg von den materiellen Grundla- 
gen des menschlichen Lebens und des- 
sen Bedürfnissen aus, was schlie0lich zur 
Bildung des Bewußtseins führt, das sich 
konkret in der Mentalität gesellschaftli- 
cher Schichten und Milieus darstellt. Die 
Untersuchungen machen sichtbar, daß 
die Lage der Lohnabhängigen, gleich in 
welcher gesellschaftlichen Ordnung und 
welchem wirtschaftlichen Sektor, wich- 
tigster Indikator der Qualität gesell- 
schaftlicher Verhältnisse ist. 

Der Herausgeber Michael Vester 
verstand es in seiner Einleitung, eine gut 
lesbare und sorgfältige Auswahl des 
wesentlichen aller Beiträge zusammen- 
zufassen. Als Resümee am Ende des 
Buches wäre sie ebenfalls gut möglich. 
Vermißt habe ich in den Untersuchun- 
gen die weltanschaulichen Sichten der 

Milieus bzw. der Ge- 
samtbevölkemog. Im 
Vergleich zum Westen 
bestehen im Osten Un- 
terschiede wie sie in- 
nerhalb der gleichen 
Nation im Verhältnis 
von Religiosität zu 
Atheismus in keinem 
anderen Land denkbar 
sind. Bei der Adenau- 
erstiftung hat man sich 

Gedanken darüber gemacht und rückte 
dem Phänomen statistisch zu Leihe, mit 
einem Ergebnis, das Kirchen und CDU 
beunruhigen muß. Weil die gesellschaft- 
lichen Verhältnisse hier im permanen- 
ten Umbmch und Fluß sind, ist zu hof- 
fen, daß die Autoren das Thema weiter 
fortschreiben und dabei diesen, im gei- 
stigen Habitus bestehenden gewichtigen 
Unterschied. seiner Einmaligkeit wegen 
entsprechend berücksichtigen. 
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VerWSteiner"te Waldorfpädagogik 
von Jochen Zimmer* 

Die auf die mrhroposophischen Leh- 
ren Rudoif Steiners gegründeten Freien 
Waldorfschulen werden vievach ais Re- 
fonmchulen undfortschrirtliche Altem- 
tive zum siaatlichen Schulwesen mgver- 
standen. Unser Autor Jochen Zimmer 
skizziert die Geschichte und die wichtig- 
sten Kritikpunkte an der Sreinerschen 

tär der deutschen Sektion der "Theoso- 
phischen Gesellschaft" - gab er an der 
Parteischule der SPD Kurse zum Histo- 
rischen Materialismus. Gleichzeitig war 
er Mitglied der Sekte der Rosenkreuz- 
ler und wurde 1906 "Rex summus" im 
schwarz-magischen "Ordo Templis Ori- 
entis", jenem okkultistischen Geheim- 

phie wandelte sich wiederholt und ist wi- 
dersprüchlich. In großer Zahl schalteten 
sich bis zur Schließung der Dresdener 
Waldorfschule 1941 die Steinerschen 
Schulen freiwillig gleich. Ideologische 
Berührungspunkte. machten es diesen 
Schulen leicht, gegenüber der national- 
sozialistischen Schulaufsicht auf die ge- 

piidagogik~ 

D er Universaldilletant Steiner hat 
zu fast jedem denkbaren Thema 
von der Hebung der Intelligenz 

durch Fluor-Zahnbehandlung bis zur 

meinsamen Wurzeln hinzuweisen und 
Kompromisse anzubieten: Betont wird 
Rudolf Steiners Ariosophie, seine 'Wur- 
zelrassenlehre", sowie daß "die Steiner- 
sche Gedankenwelt mit der nationalso- 
zialistischen Weltanschauung die tiefe 
antimaterialistische Stoßrichtung ge- 
meinsam habe"' und daß Rudolf Steiner 
"zu den Propheten der notwendigen 
Selbstverteidigung und Mission des deut- 
schen V o l k e ~ " ~  gehört habe. 

Dabei war der Bezug der Waldorf- 
schulen mit der Selbstbezeichnune als 

astrologisch korrekten Bckampfung der 
Maulwurfsplage Widersprüchliches ge- 
schrieben und vorgetragen. So war es 
leicht, dai? sich die Waldorfpädagogik in 
Weimar als lebensreformerisch, im Na- 
tionalsozialismus unter der schützenden 
Hand Riidolf Heß' als völkisch und ario- ~ --.---- ~~. ~~- ~~~ 

sophisch, in den 60er Jahren als antiau- 
toritär und staatsfern und heute als wert- 
konservativ und antitotalitär verkaufen 
konnte: Ein pädagogisches Chamäleon. 

bund, in dem auch der Vater des Neo- 
Satanismus AIeister Crowley und der 
Science Fiction Autor und Gründer der 
Scientology-Sekte L. Ron Hubbard ihre 
Karriere begannen. 

Es würde sich sicher lohnen, den 
zahlreichen Hinweisen in Steiners Le- 
benslauf auf jene autoritären Züge nach- 
zugehen, die auch die anthroposophische 
Lehre kennzeichnen: Glaube an eine 
Wiedergeburt als Belohnung für ethisch 
und moralisch hochwertiges Verhalten, 
Glaube an die Überlegenheit der deut- 
schen und der "arischen Rasse", Enga- 
gement für die 'Soziale Dreigliedemng" 
(eine esoterisch-sozialpartnerschaftliche 
Vorstellung von Sozialpolitik, die von 
einem „natürlichen" biologisch-organi- 
schen Staatsaufbau und der "ganzheitli- 
chen" Einbindung der Beherrschten un- 
ter spiritualisierte Technik und Fausti- 

"Freier Waldorfschulen" zur ~ e c  der 
Gründung der ersten Schule in Stuttgart 
1919 durchaus programmatisch anders 
gemeint gewesen. Steiner war damals 
gerade mit dem Versuch gescheitert, an 
der Spitze revolutionärer Arbeiterde- 
monstrationen Kultusminister in der 
Regierung Blos zu werden5. Nun wech- 
selte er die Seiten zur "Revolution des 
Geistes" und konzipierte dem Komrner- 
zienrat und Direktor der Waldorf-Asto- 
ria-Zigarettenfabrik Emil Molk dessen 
"Waldorf-Schule". Diese war vom pro- 
klamierten Anspmch her eine Schule für 
die Kinder der Zigarenenarbeiterlnnen, 
und so sollte sie das freigewerkschaftli- 
che "Frei" als Vertrauenswerbung im 
Namen tragen - Molt war schließlich 
Mitglied im antroposophisch-sozialpart- 
nerschaftlichen "Bund für Dreigliede- 
rung des sozialen Organismus". Aber 

Der Gründer Rudolf 
Steiner - vom HistoMat 

zum Hellseher 
Bis heute liegt keine kritische Biogra- 

fie Steiners und seiner Erfolgsgeschich- 
te vom isolierten Einzelkind zum Hell- 
seher und Okkultisten vor'. Bevor Stei- 
ner um 19M) im Berliner Salon des Ok- 
kultisten und Grafen Brockdorff seine 
hellseherischen Kräfte entdeckte und ihm 
von den "Weltgeistern", an deren reale 
Existenz er inzwischen fest glaubte, die 
"Akasha-Chronik" offenbart wurde2, 
hatte er in Weimar an der Herausgabe 
einiger Bände der "Sophienausgabe", sch& Herrenmenschentum träumt), bereits nach knapp 3 Jahren waren Ar- 
der vollständiesten Goethe-Werksausea- astroloeische Bestimmune unseres beiterkinder nicht mehr in nennenswer- --- - ~ - - - -  - ~ ~~~ 

be, mitgearbeitet. Sein Versuch jedoch, 
sich dabei zu habilitieren, war wegen 
seiner spiritistischen Hermeneutik ge- 
scheiten. Bevor ihn seine spätere Frau, 
die Schauspielerin Marie von Sivers, in 
theosophische Zirkel (Theosophie: my- 
stische Gottesschau, Anm. d. Red.) ein- 
führte - er brachte es zum Generalsekre- 

"~chickusals" und ~inschräikung der 
menschlichen Freiheit durch übersinnli- 
che Mächte. 

Waldorfschulen seit 
191 9 - ein pädagogi- 

sches Chamäleon 
Der Umgang des Nationalsozialismus 

mit privaten Schulen aus dem Umfeld 
der Waldorfpädagogik und Anthroposo- 

ter Zahl auf der Stuttgarter "Freien Wal- 
dorfschule" zu fmden. Der mit den "frei- 
en" Kulturorganisationen der Arbeiter- 
bewegung und den freien Gewerkschaf- 
ten assoziierte Name blieb jedoch. . 

Die zentralen 
Kritikpunkte 

Jochen Zimmer. Professor für Jugend und Frai- 
reit an der M e r ~ a t o r - U n 8 ~ ~ 1 ~ 1 t b t  Gesamthocn- 
schule Oui rb~ ig  und Oirsktoi der Soziaisichsvs 
-Aibeiteikultur und 6kologie' in Baunatsl 

Inzwischen wird die Wahrnehmung 
Steiners nicht nur durch die wissen- 
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SCHULREFORM 

schaftliche Padagogik und unter dem Pädagogische Optionen fiir die das Weleda-Demeter-Waldorf 
Dmck leidgepnifter Waldorfeltern und Warenhaus die Einstiegsdrogen auf den 
-schülei4, sondern auchdurchdas Erstar- der Aufklärung suchen! Markt wirft. hilft nur das Bestehen auf 
ken eines eigeosiändigen Waldorf-Revi- dem eigenen Sinn, auf demokratischem 
sionismus um die "Flensburger Hefte" Auch auf die 80er und 90er Jahre Prozeß und demokratischer Diskussion, 
kritischer. Dabei besteht weitgehend scheint zuzutreffen, was ein israelischer auf Selbstaufklärung statt übersinnlicher 
Konsens in den zentralen Punkten der Beobachter des deutschen Bilduneswe- Offenhamne und auf "Selbsrvertrauen 
Kritik: 

die erwähnten spiritistischen und ras- 
sistisch-elitären Grundlagen der Wal- 
dorfpädagogik; 

der antroposophische Dogmatismus 
des "Bundes der freien Waldorfschu- 
len". der lediglich innerhalb des Spiel- 
raums der Steinerschen Unterrichtsbei- 
spiele in seiner Zeitschrift "Erziehungs- 
kunst" mläßt und ansonsten den Lehr- 
plan der Stungarter Musterschule vor- 
gibt: 

1. Klasse: Märchen, 2. Klasse: Tier- 
geschichten. Fabeln, Legenden, 3. Klas- 
se: Altes Testament, 4. Klasse: Germa- 
nische Götter und Helden, 5.Klasse: 
griechische und römische Sagen, 6 .  +7. 
Klasse: Völkerkunde; 

"organischer" Rhythmus des Siun- 
denplans: kognitiv 8-10 Uhr. technisch- 
handwerklich 10-1 1 Uhr, ästhetisch 11- 
12 Uhr; 

Orientierung an Handwerk und äs- 
thetischer ~ r z i e h u n ~  der Jahrhundert- 
wende: mit der Drehleier von der Quin- 
te über den Dreiklang zur Oktave; Ras- 
peln. Flechten, Kupfertreiben; 

zahienmagische Fetischisierung von 
7-Jahresintervallen: Während des 2. Le- 
hensjahrsiebts behalten die Schüler den 
gleichen Klassenlehrer; erst ab dem 3. 
Lebensjahrsiebt, in dem die Sexualität 
erstmals (!) erwacht und Sinnes- und 
Nervensystem reifen, beginnt selbsttäti- 
ges Lernen; 

Steiners Ideologie vom Faustischen 
Herrenmenschen und der germanischen 
Sendung; 

seine an die Muster der Unterhal- 
tungs- und Ratgeberliteratur der Zeit an- 
gelehnte "Temperamentelehre", die ge- 
radezu panisch die Steiner durchaus be- 
kannten Persönlichkeitstheorien insbe- 
sondere die Psychoanalyse ignoriert und 
ausgrenzt: 

und schließlich der Konformismus 
und autoritäre Anpassungsdmck in den 
Schulen sowie die dominante Vorbild- 

- 
sens über die vergleichsweise ebenso 
bleiernen 40er und 50er Jahre sagte: Es 
sind .Two decades of Non-reform" 
(Saul B. Robinson). E i e  Generation von 
Waldorfeltern greift heil- und hilflos auf 
die esoterischen und lebensreformatori- 
schen Wegbereiter des historischen Fa- 
schismus zurück. Diesen Eltern, die stolz 
darauf sind, "nach der Revolte gekom- 
men zu sein" (Reinhard Mohr), fehlt das 
anscheinend notwendige biographische 
Motiv für den produktiven kritischen 
Umgang mit den Erfahrungen der vie- 
len mühsamen Projekte und Versuche, 
nicht-autoritäre und geschwisterliche, 
freie und Chancengleichheit schaffende 
Lern- und Lebensräume zu schaffen: 
Lehrlings- und Jugendzentren, Kinder- 
und Schülerläden, Alternativschulen wie 
die Glockseeschule in Hannover, die 
Laborschule Bielefeld oder die Freie Schu- 
le Essen. Hieran und an die Reformmo- 
delle der Landschulheime von der Oden- 

~- - - - - - ~  ~ ~- 

der vernun%-(Leonhard Nelson). 

1 Einzelne biografische Materialien. wsitaifllh- 
iends Litera<;, sowie eins sowohl politisch als 
lucn pldagogisch kritische Würdtgung Ste- 
nars f ndet sich bs! Hsinei Ullrich: "Ver-Ste. 
nsrta' RetoirnpBdsgogik - Anmerkungen zur 
ne~ier icnsn Akf.alltäl der Fre cn Wa doifsch~. 
lan. n: Neue Sammlung 1982. S. 531-564. 
Joachim Wolrchre-B~lmahn: Biodvnam scher 
Gartenbau, ~andschaftsarchitektur'und Natio- 
na roz a r r n i r .  n: Das Gananamt 1993. C. 
690-595  und 638-642 .  KayserlWagemann 
(Val. Anm. 31. Volrrnar WoIr. Natur Lna Mv- 

zwischen ~ i i m a n n  Löns, Blut u"d ~ o d s n  und 
Marilyn Ferguson, Ouirburg 1992. 

2 Rudolf Steiner: Aus der Akasha-Chronik. Dom- 
ach 1986. Dei%: Die Geheimwissenschall im 
Umriß. Leipzig 191  3. 

3 Marins Ksyrer. Psul-Alben Wagamann: Wie 
frei ist die Waldortschule? Geschichte und 
Praxis einer pädagogischen Utopie, Beilin 
1993, C. 36 

4 Ebenda. Bei KsyrsrlWagemsnn weiters Ute- 
raturverweise zum Verhältnis von deutschem 
Faschismus und Waldorfoädaooaik. 

5 Vgl. Ulrich Linse: ~ a r f ü k g e  PrGheten. Er16 
sec der zwanziger Jahre. Berlin 1980, C. 84. 

6 Eine Auswahl zeitgenössischer Leidenrerfeh- 

waldschule bis Salem und durch- 
aus auch an die Experimente 
Neill's in England muß sich kon- 
krete Kritik abarbeiten, wenn sie 
nicht unsere Identitäten und Be- 
findlichkeiten belassen, sondern 
lebensnah und rationell, egalitär 
und aufgeklart das "Gewachse- 
ne" und "Natürliche" humanisie- 
ren will. Und kann man einem 
aufgeklärten Menschen tatsäch- 
lich zumuten, sich am absurden 
Theater der anthroposophi- 
schen Liienkämpfe zu beteili- 
gen, ob Steiners Lehre von den 
leibhaftigen zwei Christuskin- 
dern opportun und ob der 
christliche Religionsunterricht 
nicht konsequent durch die Un- 
terrichtung im Glauben der 
'Anthroposophischen Christen- 
gemeinde" zu ersetzen sei? 

"Die Natur- und Schicksals- 
liebe der totalitären Propagan- 
da ist die dünne Reaktionsbil- 

funktion des Klissenlehreri bei gleich- dung ... auf die nicht gelunge- 
zeitigem völligen Fehlen von demokra- ne Zivilisation" (Th. Adomo, 
tischen Eltern- und Schülermitentschei- M. Horkheimer). Gegen die / 
dungsmöglichkeiten. Stattdessen wird freiwillige Unterordnung unter 

rung und Kritik findet sich in dem Pamphlet der Schüler regelmäßig auch im Eltern- die Macht der Gestirne und der Natur, 
Waldo,f-Dissidenten Lesiey Ledder und 

haus durch Klassenlehrerbesuche kon- wie sie die von der Familie Siemens ge- petar 8ienner: ~ b ~ ~ h i ~ d  der Anthropoia- 
trolliert. sponserte Anthroposophie verlangt und phie. dKO-Journal GaislSchweiz 0.J. 
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Neue Medien für 
Neue Soziale Bewegungen 

ange fehlte es den Neuen Sozia- L len Bewegungen und ihren Ver- 
banden, den Nicht-Regiemngs- 

Organisationen (NGOs), am passenden 
Medium: Jetzi verbinden alternative, 
dezentrale Datennetze wie das Compu- 
ternetzwerk Linksysteme (CL-Netz) 
Eielpersonen und Initiativen weltweit. 
Doch das reicht nicht aus: Nötig ist eine 
Bildungsoffensive der Neuen Medien. 

1. Realität 
Wahrend des Putsches gegen Michail 

Gorbatschov schmuggelte sie Lagebe- 
richte über die Panzer vor dem Mos- 
kauer Weißen Haus übers Datennetz in 
alle Welt, nachzulesen in ICLIGUSI 
ALLGEMEIN: die Mailbox "GlasNet" 
in Moskau, die über das Netz der Asso- 
ciation for Progressive Communications 
(APC) mii /CL verbunden ist. 

News werden weltweit über die Da- 
tennetze in Form elektronischer Foren 
ausgetauscht. Das Motto der engagier- 
ten Umwelt- und Menschenrechtsakti- 
visten lautet: .Dial locally, act global- 
ly". Zum Ortstarif wellweit publizieren, 
dazu nutzt beispielsweise der niederlän- 
dische Journalist Wam Kat von Zagreb 
aus das /CL-Netz. Regelmäßig versen- 
det er über die Rubrik ICLIFLUECHT- 
LINGElALLGEMElN Taeebuchnoti- 
Zen seines "Zagreb Diary" - subjektive, 
hochaktuelle Berichte und Eindrücke 
aus dem Bürgerkrieg im ehemaligen Ju- 
goslawien. Täglich stehen in der Rubrik 
ICLIEUROPAIBALKAN öffentliche 
Nachrichten in deutscher, serbokroati- 
scher oder englischer Sprache. Die Ab- 
sender sind M.itarbeiter von Friedens- 
gruppen in Zagreb, Belgrad, Ljubljana 

Gsbriels Hooffacker, Dr. phil., geb. 1969. leb? 
als Fschautorin und Trainerin in Musnchan 
und betreibt den .Manchener Madienladan'. 
Veröftentlichungan u.a.: Politisch arbeiten mit 
dem Computer (zusammen mit Martin Gdd- 
msnn, Reinbek 19911. Online. Teiekommuni- 
katiort von A-Z IReinbek 19951, Wir nutzen 
Netze. Ein kommunikativer Manifest (er- 
scheint im Herbst 1995 im Steidl Verlag, Göt- 
tingen). Bei diesem Text handelt es sich um 
die schriftliche Fassung einer Vortrags, den 
die Verfasserin im Marr 1995 in Straßburg 
auf einem intarkorn-Seminar gehalten hat. 

aus dem ZAMIR-Netz (serbokroatisch: 
za mir = für den Frieden); ihre Mail- 
boxen heißen ZAMIR-ZG oder ZA- 
MIR-BG. 

Arbeitnehmer, Betriebsräte, gewerk- 
schaftlich Engagierte haben mit Unter- 
stützung der Hans-Bkkler-Stiftung das 
Solinet auf die Beine gestellt. E i  eige- 
nes Netz ist nur für Frauen erreichbar: 
das Femnet. 

Der Name .Computernetzwerk 
Linksysteme", kurz /CL-Netz, steht für 
das erste deutschsprachige Computer- 
netz, in dem von Anfang an nur wenig 
über Computer zu lesen war, dafür um 
so mehr über den Regenwald und von 
geschützten Tierarten, über Menschen- 
rechtsverletzungen in der (damals noch) 
Sowjetunion und dem ehemaligen Ost- 
block, beispielsweise über die Inhaftie- 
rung von Vaclav Havel 1988. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Menschenrechtsorganisation amnesty 
international arbeiten heute ganz selbst- 
verständlich mit den Menschenrechts- 
Brettern im /CL-Netz: E i  Kölner am- 
nesty-Mitarbeiter spielt die aktuellen 
Aufrufe der Menscbenrechtsorganisati- 
on, nach Ländern geordnet, in die ent- 
sprechenden Rubriken ICLIMEN- 
SCHENRECHTE ein. Vor Ort holen 
die ai-Mitarbeiter diese Texte per Point- 
Programm zum preiswerten Ortstarif 
aus ihren Hausmailboxen, beispielswei- 
se im niederbayerischen Straubing. Von 
hier aus gehen ihre Briefe und Faxe 
dann wieder in alle Welt: in die Türkei, 
nach Lateinamerika, nach China und in 
den fernen Osten, an die Regiemngen 
afrikanischer Länder. 

Internationalität ist das Kennzeichen 
des europaweiten /CL-Netzes. in dem 
Nachrichten auf englisch, türkisch, ita- 
lienisch oder serbokroatisch neben 
deutschsprachigen Texten stehen, und 
sie ist Programm: Die Initiatoren sind 
der Überzeugung. daß eine internatio- 
nale Vernetzung gesellschaftlich und 
ökologisch engagierter Menschen und 
Gmppen notwendig ist. Denn die welt- 
weiten Krisenlagen lassen sich lokal 
nicht beheben - auch wenn Regionali- 
sierung der Konflikte im Sinne mancher 

von Gabriele Hooffacker* 

Regiemngen Ware. Hier sind grenz- 
übergreifende Lösungen gefragt. 

Gleichzeitig muß vor Ort mit den 
Lösungen begonnen werden. Deshalb 
verbindet das CL-Netz den Anspruch 
der internationalen Vernetzung mit star- 
ken regionalen Netzknoten. Nur da- 
durch, so die Initiatoren, können die In- 
formationen im sozialen Geflecht vor 
Ort verankert sein, ihre Adressaten er- 
reichen und zu konkreter politischer 
Teilhabe führen. 

Ein Beispiel ist hier die Idee des 
.Mediencaf&s", wie es in Bielefeld ent- 
wickelt wurde, des ,Medienladens' 
(München) oder des "Medienhauses" 
(geplant in Frohburg bei Leipzig). Die- 
se Treffpunkte verbinden 

Zugang zu den Datennetzen (Inter- 
net, CL, weitere Netze) an öffentlichen 
Terminals 

Informationsveranstaltungen, Trai- 
nings und Seminare 

sozialen Kontakt in angenehmer At- 
mosphäre (.MediencafkS). Mehrere re- 
gionale CL-Niederlassungen arbeiten 
bereits nach diesem Prinzip, so in Ham- 
burg, Bielefeld, Hannover, Göttingen, 
Berlin, Leipzig, Frankfurt, Nürnberg, 
München, Tübingen und andere. 

Solche Lösungsansätze entsprechen 
den Nicht-Regierungsorganisationen, 
den NGOs, und sie werden von ihnen 
ausgiebig genutzt. Im CL-Netz sind un- 
ter anderem vertreten 

amnesty international (Zentrale + 
mehrere Regionalgruppen) 

Greenpeace (Regionalgmppen) 
verschiedene Gewerkschaften mit 

ihren Regionalgruppen, z. B. IG Medi- 
en Bayern, GEW Bayern, IG Metall 
NRW - um nur einige zu nennen; 

die Parteien des linken und libera- 
len Spektmms (Grüne, SPD, PDS, 
Jungdemokraten, Junge Liberale) je- 
weils mit ihrer Bundesorganisation und 
verschiedenen Landesverbänden 
0 Initiativen der Frauenbewegung, 
insbesondere im FemNet 

Behindertenorganisationen 
Tierschutz-Initiativen 
verschiedene Umweltinitiativen (In- 

formationszentren für Solarenergie etc.) 



Friedens- und Um- 
weltgruppen, Frauen- 
und Menschenrechtsin- 
itiativen, Jugendzentren 
und Wissenschaftsläden. 

.Überall, wo sich eine 
solche Gmppe trifft, muß 
ein Netzknoten in der 
Nähe sein - und dorthin 
und zurück müssen Infor- 
mationen fließen", ist die 
Vision der /CL-Gründer. 
Sie denken heim Neuen 
Medium Datennetz für die 
Neuen Sozialen Bewegun- 
gen an das Sprachrohr, 
mit dessen Hilfe sich die 
Betroffenen ihrer Zahl 
und ihrer Macht bewußt 
werden, ihre Ziele artiku- 
lieren, Aktionen abspre- 
chen und neue Kontakte 
knüpfen. Das alles von 
Einzelperson zu Einzel- 
Person, von Gruppe zu 
Gruooe. ohne Hierarchi- , 

en. 
Wer für Menschen- und Bürgerrech- 

te eintritt, kann mit den Datennetzen 
von ICL Diktatoren ein Schnippchen 
schlagen. Das belegen einige Mitarbei- 
ter und Mitarbeiterinnen der Bürger- 
rechtsbewegung der DDR: Bereits Mo- 
nate, bevor die Mauer fiel, im August 
1989, spielten sie die ersten Aufmfe der 
DDR-Opposition über Hannover ins I 
CL-Netz ein. .Zentrale-Greif" nannte 
sich die Greifswalder Gmppe nach ei- 
nem Spitznamen der Stasi. In der Ru- 
brik ICLIEUROPAIDEUTSCHLAND 
sind ihre kritischen Texte über die DDR 
zu lesen. Denn viele ICLSysteme ar- 
chivieren den Datenhestand - bis heute 
sind über 250 Megabyte Information des 
gesamten /CL-Netzes zusammengekom- 
men; Ca. 250 Netzknoten in sieben eu- 
ropäischen Ländern verbinden etwa 
50.000 Teilnehmerinnen und Teilneh- 
mer. 

2. Utopien 
~ i e  Informations- und Kommunika- 

tionsgesellschaft kommt. Zwei mögli- 
che Utopien sind im Extremfall denk- 
bar, eine schöne und eine häßliche. Zu- 
nächst eine Skizze der unschönen. der 
Dystopie: 

Das Konsumgut Ware wird mithilfe 
der Neuen Medien noch bunter und 
transportiert noch mehr Werbebotschaf- 
ten. Ergebnis: die Spaliung der Welt in 

die breite Masse der Medienkonsumen- 
ten ("information poor") und eine Min- 
derheit, eine Informationselite, die Zu- 
gang zu relevanter, verdichteter Infor- 
mation hat und sie auch verwerten kann 
("information rich"). 

Anhand ihres Verhältnisses zu Infor- 
mation und Macht werden sich zwei 
Klassen unterscheiden lassen: 

1. von der Information Ausge- 
schlossene (Analphabeten, ,,information 
poor'): Für sie existieren Fernsehen, 
Videos und Spielwelten am Computer. 
ihre Arbeit ist weiterhin eine angelern- 
te. ausführende -um so stumpfsinniger, 
je ausgefeilter die Bedienoberflächen 
der Maschinen zur Schnittstelle Mensch 
werden. Am Computer werden sie zu 
Tastendrückem im Sinne des Pawlow- 
schen Hunds herabgewürdigt: Wenn ich 
dieses Bild wähle, passiert das, wenn 
ich auf jenes zeige und danach auf ein 

anderes, ertönt ein Signal, läuft ein Film 
ab.. . Die graphischen Benutzeroberflä- 
chen für die Masse der Konsumenten 
werden für sie entwickelt: für Men- 
schen, die größere Textmengen nicht 
mehr zu erfassen vermögen. Hier liegt 
ein gigantischer Consumer-Markt, das 
Massengeschäft, wie es auf der CeBIT 
besichtigt werden konnte. 

2. &formation Rich: Information ist 
für sie das Rohmaterial, mit dem sie 
umgehen, also Mittel. Der Lebensstil 
dieser Informationselite, ihre Philoso- 
phie, ihre Sicht der Gesellschaft wirkt 
prägend. Ihr Ziel ist die ökonomische 
Macht. Sie steuert die Bewegungen des 
Kapitals rund um den Globus - dorthin, 
wo es am meisten einbringt. Dazu be- 
nötigt sie das Herrschaftswissen. 

Es gibt eine dritte Klasse, die eine 
Zwischenstellung einnimmt: die ,Infor- 
mntions-Manager" - diejenigen, die 
stmkturierte Informationen suchen und 
auswerten. Dazu gehört die gesamte 
Verwaltung bis hin zum mittleren Ma- 
nagement, aber auch Journalisten, Wer- 
befachleute, PR- 

Strategen, Autoren, Redakteure, 
Lehrer, Trainer, Dozenten.. . Diese 
Klasse der Wissenden wie der Wissens- 
vermittler hält sich, da sie zu verstehen 
glaubt, was vorgeht, irn übrigen teilwei- 
se fix die Herrschende. 

Ähnlich wie die Dampfmaschine im 
Zeitalter der Industrialisierung wird die 
Verbindung von Computertechnik und 



Kommunikationsnetzen das Gesicht der 
Welt verändern. Währenddessen sind 
wir alle längst auf dem Weg ins Kom- 
munikationszeitalter,dessen Lebensfor- 
men bereits sichtbar sind. Einige böse 
Thesen zur künftigen Mediengesell- 
schaft: 

1. Von einigen wenigen großen 
Medienkonzemen aus werden die Wirr- 
schaftseinheiten gesteuert. 

2. Bei den zunehmenden Konzentra- 
tionstendenzen wird Management ohne 
"flache" Informations- und Kommuni- 
kationsnetze nicht mehr denkbar sein. 

3. Für das weltweite Massenpubli- 
kum, die Verbraucher, wird ein Kon- 
sumgut produziert. das ich mit dem 
Begriff "junk information" kennzeich- 
nen möchte: ähnlich wie Junk food" 
gibt diese Information nur vor, welche 
zu sein. Tatsächlich ist sie das Gegen- 
teil. 

4. Je nach seiner Kaufkraft beziig- 
lich der Ware .Information" defiiert 
sich der wirtschaftliche und soziale Sta- 
tus des einzelnen Verbrauchers. 

5. Die Kluft zwischen Informations- 
Herrschenden, den Informations- 
Managern und den .Information-Poor" 
wächst. Während die Macht der Medi- 
engiganten wächst. ziehen sich die staat- 
lichen Stellen zurück. Der Rest ist 
Machtkampf der großen und kleinen 
Wirtschaftseinheiten. 

Der Rückzug des Staates aus dem 
offentlichen Leben ist nicht nur bei den 
Medien wie' Funk und Fernsehen he- 
merkbar, wo die Privaten langsam, aber 
sicher die Marktmacht übernehmen. 
Auch bei den Datennetzen läuft die Pri- 
vatisiemng. Eine der Folgen: Bildung 
und Wissensweitergabe werden immer 
weniger von öffentlichen Einrichtungen 
übernommen, sondern geschehen nur 
noch dort, wo ökonomisch erforderlich 
und rentabel. Anders ausgedrückt: Bil- 
dung wird individualisiert und flexibili- 
siert. 

Die Dampfmaschine revolutionierte 
den Produktionsprozeß; die Darnpfma- 
schine, auf die Schiene gestellt, verän- 
derte das Gesicht der Welt, politisch 
und ökonomisch. Die Produktionsmittel 
waren über weite Entfernungen hinweg 
verfügbar geworden. 

Computer (Halbleiter) heschieunig- 
ten und revolutionierten den Produkt- 
ions- und Dienstleistungsprozeß: Vor 
vorher zwanzig Schreibkräfte saßen, ar- 
beitet nun eine; vor vorher hundert 
Sachbearbeiter Akten wälzten, arbeiten 
nun zwei mit elektronischen Archiven 

und Datenbanken - unabhängig davon, 
wo auf der Welt diese Datenbanken 
gespeichert sind. Der Computer, in die 
Datenautobahn eingeklinkt, verändert 
den Produktionsprozeß um ein Viel- 
faches schneller und dramatischer als 
die Eisenbahn. Nun ist geistige Arbeit 
Nnd um den Globus verfügbar - und 
organisatorische, technische ebenfalls. 

Langsam dämmert es auch den gut 
bezahlten White-collar-Arbeitnehmern: 
Gerade ihre Arbeitsleistung läßt sich in 
Fernost oder in Lateinamerika preiswer- 
ter einkaufen. Programmierer aus Indi- 
en, Schreibkräfte aus Brasilien, Bro- 
ker aus Hongkong: Die Produktion im 
Dienstlcistunesbereich Information ist 
nicht mehr den Standort gebunden. 
Die Manager der multinationalen Kon- 
zeme wissen das schon eine ganze Zeit 
lang. 

Die Datenautobahn dient aber nicht 
nur zum Transport des Produktionsmit- 
tels Mensch, der damit weltweit zum 
Niedrigstpreis verfügbar wird. Sie trans- 
portiert auch die Waren zum Konsumen- 
ten, und sie wird selbst zur Ware. Kon- 
sumiert werden: Bilder, Spiele, Rund- 
funksendungen, TV-Programme, inter- 
aktiver Firlefanz. 

Denkbar wäre natürlich auch eine 
schöne, eine Eutopie: Die globale Kom- 
munikation führt zur weltweiten Vemet- 
zung von NGOs - Gruppen, Verbanden, 
Initiativen, Einzelpersonen und letztend- 
lich zur Demokratisierung weltweit. Es 
entsteht eine friedliche, eine ökologische 
Welt, eine Welt, in der mithilfe der Te- 
lekommunikation auf regionaler Ebene 
ökologisch gewirtschaftet wird, in der 
die globalen Fragen der Menschheit de- 
mokratisch diskutiert und vielleicht ge- 
löst werden. 

Von dieser Utopie träumen wir. Wie 
aber gelangen wir dorthii? 

3. Nahziel: die informa- 
tionssoziale Gesellschaft 

Nötig ist .Social connectivity' zu 
sozialen Preisen. Dazu bedarf es nicht 
nur der Förderung demokratisch orien- 
tierter dezentraler Netze, sondern mehr: 
eine Bildungsoffensive der neuen Medi- 
en. 

Das Ziel ist klar. Der Weg dahin 
führt über die Wissenskornpetenz für 
jeden Einzelnen (z. B. Zugang erkämp 
fen, Information finden, selbst Fragen 
stellen können) als Voraussetzung für 
die - ökonomisch. politisch, sozial - 

kommunikative Gesellschaft. Das ist 
eine informationssozialistische Utopie. 
Eine vorläufig anzustrebende Gesell- 
schaftsform könnte sein: die verständi- 
ge informationssoziale Gesellschaft, die 
alle Stufen des Wissenszugang allen er- 
möglicht, und damit langfristig auch die 
Herrschaft verteilt. 

Dazu ist Zugang zu den Neuen Me- 
dien und Datennetzen für alle nötig, au- 
ßerdem eigene Datennetze und Tele- 
kommunikationsdienste, die nicht von 
den externen Interessen einiger Weni- 
ger gesteuert werden. 

Der lange erwartete Telekommuni- 
kationsboom in der Bundesrepuhlik ist 
da; Goldgraberstimmung ist ausgebro- 
chen. Alle reden vom Information- 
Highway, der Datenautobahn. Selten ist 
zu hören: Wir wollen euch jeden be- 
liebigen Schwachsinn auf Knopfdmck 
verkaufen ("Video-on-demand"). Statt- 
dessen wird die Werbetrommel für das 
Wissen der Welt gerührt - wohl in dem 
Bewußtsein, daß das angepriesene Netz 
nicht in der Lage ist, die Versprechun- 
gen zu halten. Dazu müßte kräftig in- 
vestiert werden: in die Datennetze, in 
die Ausbildung der Information-Poor. 

Doch die Strategie ist erfolgreich. 
Der „Internet-Hype" bewirkt: Alle 
wollen freie Fahrt für freie Bürger - auf 
der Datenautobahn. Mit unterschiedli- 
chen Interessen, versteht sich. Freiheit 
der Information haben sich die Aufklä- 
rer auf die Fahnen geschrieben. Frei- 
heit des globalen Datenrnarktes fordern 
die multinationalen Misch- und Medi- 
enkonzerne. Derweil bauen die Multis 
im Stillen an den Auffahrten zur Da- 
tenautobahn - und sichern sich die Zu- 
fahrten und die Transportwege. 

Ein kritischer Blick auf das ,Netz 
der Netze" zeigt dessen für die postin- 
dustrielle Gesellschaft typischen Trend: 
Entstanden auf staatliche Initiative zu 
militärischen Zwecken, erlebte das In- 
temet einen Wachstums- und Dernokra- 
tisiemngsprozeß und wird derzeit, wo 
es in die Gewimphase eintritt, privati- 
siert. Die Hitchhiker, diejenigen, die 
kostenlos mitreisen (und dabei Geld 
verdienen) wollen, stehen schon bereit. 

Der Internet-Vorläufer ARPANET 
wurde von der US-Regierung für mili- 
tärische Forschungszwecke gegründet. 
Weitere wissenschaftliche Zwecke ka- 
men hinzu: technische, kommunikati- 
onsorientierte, psychologische. Mit 
dem Boom der computergestützten 
Kommunikation kam die Privatisie- 
rung: Immer mehr privatwirtschaftliche 
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MEDIENPOWER 

Provider verdienen daran, Internetm- 
gang zur Verfügung zu stellen. Das 
Nachsehen haben die Diensteanbieter, 
sofern sie nicht selbst Gebühren erbe- 
ben: die mit öffentlichen Geldern finan- 
zierten Bibliotheken, Archive, Institu- 
tionen. die ihre Daten im Internet ko- 
stenlos und freizügig zur Verfügung 
stellen. Die Provider profitieren von 
deren Kapazitäten: inhaltlich, personell, 
technisch (Rechenkapazität). 

Den NGOs fehlte es lange am pas- 
senden Medium. Dabei sind geeigenete 
Medien überlebensnotwendig, damit 
sich eine gesellschaftliche Gmppe kon- 
stituieren und politisches Gewicht ge- 
winnen kann. Die Neuen Medien, Mail- 
boxen und Datennetze, sind mit ihrer 
dezentralen S t ~ k t u r  dem verflochtene- 
nen Netzwerk von Klima- und Men- 
schenrechtsgruppen, Lokalradios, 
Fraueninitiativen und Ökohöfen ähn- 
lich. 

4. Forderung: 
,,Empowering the infor- 

mation poor". 
Einen demokratischen Lösungsan- 

satz gegenüber dem Ausverkauf des In- 
ternet und dem Umbau der Datennetze 
in Warenautobahnen stellte die Regie- 
Nng Clinton mit ihrem Information-Su- 
perhighway vor: das NREN (National 
Research and Education Network) von 
Al Gore. Danach sollen sämtliche Schu- 
len der USA. also auch Grund- und 

.In der modernen Leishmgsgesell- 
schaft heißt soziale Gerechtigkeit nichts 
anderes als gerechte Verteilung der Bil- 
dungschancen (...). Der gesamte sozia-. 
le Status, vor allem aber der Spielraum 
an persönlicher Freiheit, ist wesentlich 
durch die Bildungsqualifikationen defi- 
niert. die von dem Schulwesen vermit- 
telt werden sollen. "' Als Georg Picht in 
den frühen sechziger Jahren mit seiner 
Artikelserie ,Die deutsche Bildungska- 
tastrophe" beschwor, fiel seine Forde-' 
rung auf fmchtbaren Boden: Eine Bil- 
dungsoffensive bis dahin nicht gekann- 
ten Ausmaßes veränderte das gesamte 
schulische wie außerschulische Bil- 
dungswesen der Bundesrepuhlik seit den 
sechziger Jahren. Zustimmung hatte 
Picht von unerwarteter Seite erhalten: 
Aus den Kreisen der Wirtschaft wurde 
einer grundlegenden Reform des Bil- 
dungswcsens begeistert zugestimmt. 

Am Ende des 20. Jahrhunderts im 
beginnenden Zeitalter der Informations- 
gesellschaft sind die Ausgangsbedingun- 
gen denen von vor dreißig Jahren nicht 
unähnlich: Technologische Veränderun- 
gen stellen die schulischen wie außer- 
schulischen Bildungseinrichtungen vor 
ungeahnte Herausfordemngen. Von den 
Schulbehörden gibt es wohl Ansätze wie 
die .informationstechnische Grundhil- 
dung (ITG)", mit der an den Schulen 
mit wenig zureichenden Mitteln auf die 
Herausfordemng reagiert wird. Im au- 
ßerschulischen Bereich tummeln sich 
selbständige Initiativen wie das Nürn- 

zung, mit projektorientierter Lehrer- 
fortbildung im schulischen Bereich, au- 
ßerschulisch von der rührigen Volks- 
hochschule im Ruhrgebiet über den en- 
gagierten Jugendzentmmsmitarbeiter in 
Niedersachsen bis hin zum evangeli- 
schen Studienzentmm in Oberbayern. 

An diese Ansätze ist anzuknüpfen - 
schnell und in großem Maßstab, um die 
drohende Bildungskatastrophe in der 
Bundesrepublik zu verhindern. Von den 
Aussichten, die uns die Kommerziali- 
siemng der Telekommunikationsdienste 
bringt, haben wir schon gesprochen: 
TV-Sendungen, Filme, Videos und jede 
Art von Dienstleistungen und Spielen im 
Cyberspace online auf Abruf, gegen 
Gebühr, versteht sich, werden die Me- 
dienwelt des beginnenden 21. Jahrhun- 
derts bestimmen. Eine haßliche Utopie, 
eine Dystopie, ist die geschilderte: der 
nur noch reaktive, an der Fernbedie- 
nung zappende und zappelnde Medien- 
konsument. 

Telearbeit wird einen Teil der her- 
kömmlichen Industrie-, aber auch Bii- 
roarbeit ablösen: Regionale, lokale Zu- 
sammenhänge erlangen in diesem Zu- 
sammenhang neben dem Cyberspace 
wieder höhere Bedeutung für die Sozia- 
lisation des Einzelnen. Soll die Bundes- 
republik eine wesentliche ökonomische 
Rolle im globalen Wettbewerb spielen, 
ist dazu hochqualifiziertes Personal not- 
wendig. 

Beides zusammen, intelligente High- 
Tech-Beherrscher und dümmliche Re- . 
zipienten im Cyberspace, geht auf Dau- 

~auptschulen: Internet-Anschluß erhal- ernicht. ~ e s h d b  m&e ~ Ö r d e m n ~  nach 
ten. 

Eine vergleichbare Bildungsoffensi- 
ve in der Bundesrepublik oder gar euro- 
paweit fehlt bislang. So etwas, freilich 
ganz ohne staatliche Initiative, sondern 
als Nicht-Regierungs-Organisation, 
(NRO bzw. NGO) bietet im deutsch- 
sprachigen Raum das selbstorganisierte 
Computernetzwerk Linksysteme, kurz I 
CL-Netz: weltweite Informations- und 
Kommunikationsdienste zu sozialen 
Preisen. Gegen die allerorts gepriesene 

einer nationalen wie international offe- 
nen Bildungsoffensive. 

.Aber wie sollen diese vielverspre- 
chenden Beschlüsse in der Praxis durch- 
geführt werden, wenn der politische 
Impetus fehlt, um die erforderlichen 
Kräfte zu konzentrieren und um die rie- 
sigen Mittel aufzubringen, die benötigt 
werden?"' Wie bereits Georg Picht in 
den sechziger Jahren feststellte, ist das 
alles eine Frage des politischen Willens, 
für eine solche Bildungsoffensive Geld 

.connecitivity" setzen die Initiatoren auszugeben. Und daran mangelt es in 
die "social connectivily". Dazu gehört berger Medienzentmm Parabol oder der der Bundesrepublik auf dem Weg in die 
vor allem: ~issensvermittlune. eine bundesweite Verein Kommunikation Informations- und Kommunikationsge- 
elektronische Alphabetisierune. der Be- und Neue Medien, die in eigenen PC- sellschaft bis heute. 

. 
- 

völkerung. Räumen, mit jungen, begeisterten Trai- 
Bislang gehen solche Initiativen al- nern, neue Wege inhaltlich wie didak- ' " \ " H ~ ~ d ~ , L " , " ~ ~ n ~ ~ ~ ~ : ~ ~ ~ ~ ;  . .  . lein von Einzelpersonen und privaten tisch gehen. ~rsibuig i& Breisgau 1964. S. 31. 

Organisationen wie dem Münchener Innerhalb der Bildungsinstitutionen ' Ebenda. S. 97. 

verein Kommunikation und Neue Me- sind es die Pioniere unter den Pädago- 
dien e. V. aus. Doch das reicht nicht gen, die als Einzelkämpfer etwas bewe- 
aus. gen - mit Schulversuchen zur Vernet- 



PERSPEKTIVEN DER LINKEN 

Lust auf Sozialismus? 
Anmerkungen zum vergessenen Subjekt 

von Edgar üöll* 

.Betrachte den, der Deine Fehler Dir dmcks, und schließlich nimmt die Ent- wird: geistig, ktlrperlich und technisch. 
enthüllt,als enähle erDir von einem ver- täuschung zu gegenüber politischen Eli- Aber nicht nur Keulen, Euro-Fighter, 
borgenen Schatz. " ten und Akteuren, damnter auch der schnelle Eingreiftmppen und Haßparo- 

handzahmen Opposition. Zu diesem Sze- len haben Konjunktur. Darüber hinaus 
m s  scheint, als sei die Linke der nario gehören selbstverständlich die besteht allem Anschein nach ein enor- 

Zeit in einem Sumpf oder gar ei- EI '  er Sackgasse . gelandet. Sogar die 
FAZ fragte schon .What's left"? Zei- 
ten der (vermeintlichen) Stagnation der 
Linken sind immer auch Zeiten des 
Nachdenkens (Vordenkens) und der gä- 
renden (oder gähnenden?) Ruhe vor dem 
Sturm. Dabei sind an der linken Politik 
tatsächliche und vermeintliche Fehler zu 
beheben, Mängel zu überwinden, Gren- 
zen zuüberschreiten. Und weil das Den- 
ken ,Probehandeln' (Marx) ist, können 
wir hoffen, dak das (politischelradika- 
le) Handeln bald mit neuem Elan losgeht. 
Der folgende Beitrag reiht sich ein in die 
lange Liste von Überlegungen daniber, 
wamm es mit ,,demu bzw. .unseremu 

mer (und kommerzialisierharer) Bedarf 
an privater .Aufrüstung" und Stärkung: 
religiöse Sekten, Jugendkulte, Horosko- 
pe und Astrologie, Re-Inkarnation, zahl- 
lose Therapien. Tantra-Kurse, SM, Al- 
kohol und andere Drogen, Fernreisen 
(,,kleine Fluchten"), etc. sind im Kurs; 
und auch beim Extremklettern und Bun- 
gee-Springen kann mann (frau) die ei- 
genen Grenzen und Potentiale selbst 
erfahren.'Die häufigsten Verhaltenswei- 
sen sind tendenziell unreif, infantil, in- 
stmentalistisch, entfremdet, fremdbe- 
stimmt, modisch-außengeleitet und ha- 
ben daher auch gesellschaftlich eher de- 
stmktive Effekte. Der Gramscianische 
„Stellunsskriea" hat heute unerwartet 

sozialistischen Projekt nicht klappte bis- Oh~unachtsgefühle gegenüber den vielen vielgestGtige private Formen angenom- 
her. Konzentrieren möchte ich mich hier ätzend-traurigen Vorgängen in ,,deru men. die gesellschaftlich jedoch meist 
auf den -subiektiven Faktor". also auf Welt (Ahschlachterei von Menschen in nicht weiterführen: die Menschen rntie- ~~~ ~ ~~ -~~~~ ~ ~.., --- - ...-- 
das lndividuum und seine meines Erach- EX-~u~oslawien, Metzeleien in Ruanda ren derzeit wie in Hamsterrädern, ohne 
tens unzureichende Berücksichtigung in und Bumndi, Terroranschläge, Nationa- tatsächlichen Fortschritt. 
linkem Denken und Hande1n.e~ fängt lismus, Ausländerfeindlichkeit, Funda- Aufgmnd dieser (,?.T. alten) Phäno- 
beispielweise an beim Reden von den mentalismus, etc.). Die Gewalt im TV mene ist die kapitalistische Entwicklung 
Massen, der Klasse, den gesellschaftli- nimmt zu, im Alltag scheint es ebenso. mit dem Begriff der „creative destmc- 
chen Schichten. der Partei oder Bewe- Die Instmmentalisiemne des Menschen tion" (Schumoeter) heute wenieer denn 
gung, ~egriffen also, die ihre analyti- 
sche, symbolische und strategische Be- 
deutung und Notwendigkeit haben, doch 
geht allzu häufig der einzelne Mensch 
dahinter verloren. 

Anzusetzen ist an der Lage und Be- 
findlichkeit der Leute. Die Menschen 
hier und heute sind enormen Zumutun- 
gen ausgesetzt. FIUstration macht sich 
breit über die Unüberschaubarkeit der 
Komplexitäten moderner Gesellschaften, 
über die endlose Beschleunigung der 
Veränderungen. Zugleich entstehen 
Fmst und Verzweiflung gegenüber der 
immer weiter ziehenden (bzw. eezoee- 

~ ~~ 

-- ~ ~~ ~ ~ 

in allen möglichen und bislang unmög- 
lichen Formen wird präsentiert - so, als 
würde die kapitalistische Erniedrigung 
und Instmmentalisiemng nochmals prä- 
sentiert und ausgelebt werden müssen - 
und sei es auf der Mattscheibe @er Fern- 
bedienung) unter "eigener Regie". 

Eine ungeheure Dynamik ist spür- 
bar.' Ängste und Bedrohungsgefühle 
steigen, einige Intellektuelle verhalisie- 
ren dieses Anschwellen des „Bocksge- 
sangs" mystifizierend und verquer, in 
regressiv und reaktionärer, also eman- 
zipationsfeindlicher Weise - aber: das 
dort zum Vorschein Kommende ist exi- 

- - - ~ ~  \ - - ~ - ~ - ~  r ~ ~ . . ,  ...- ~- - ~ -  
je zu charakterisieren; zu destmktiv sind 
Sozialabbau, die Form der technologi- 
schen Entwicklung, Arbeitslosigkeit: Die 
psychosoziale Bilanz sähe erschreckend 
aus. Aber leider gibt es für die men- 
schenverachtenden Effekte des Systems 
keine eind~cksvollen .Bilanzen"/ 

Zugleich ist seit längerem eine Flucht 
aus Großorganisationen, eine starke 
Parteiverdrossenheit und ein .Rückzug 
ins Private" zu verzeichnen. Dieser 
voranschreitende ,Individualisierungs- 
schub" ist auch in anderen hochkapita- 
lisierten Gesellschaften festzustellen und 
scheint daher ein Charakteristikum für - ~ - ~  ~ -~ ---- ~ .. -....-- 

nen) Karawane (also ~ab i t a l ,  Eohl-& stent undmuß (GI. Psychoanalyse!) als den Übergang zum Post-Fordismus zu 
Co.), wächst das Gefiihl von Elend und wirkungsmächtige Befindlichkeit (und sein.s Und damit müssen sich die Lin- 
Ohnmacht wegen des permanenten Ra- als Verhaltensdisposition) ernst genom- ken - obwohl und weil sie Teil davon 
tionalisiemngs- und Effektiviemngs- men  erden.^ sind - befassen. 

Vor diesem Hintergmnd ist nicht Besondere Brisanz erhält diese Auf- - D,. ~d~~~ G~II, ~ ~ ~ i ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ h ~ f ~ ~ ~ ~  in verwunderlich, daß trotz Beendigung des gabe wegen der (glücklicherweise fra- 
Beilin. Kalten Krieges allenthalben aufgenistet gilen) Fähigkeit der Rechten, die Unm- 
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friedenheiten und Defizite dieser Art von 
Effekten kapitalistischer Modemisierung 
aufzunehmen und zu artikulieren. zu 
kanalisieren und entlang ihrer 1deologie 
umzusetzen. Makabererweise sind es 
heute die Rechten, die als (nicht nur anti- 
modernistische!) Retter vor abstrakten 
Machtapparaten und anonymen Syste- 
men erscheinen: der -Bock" frißt Krei- 
de und verkaufi sichmit viel ~ e d i e n -  
pomp als .Gärtners. Eindrucksvolle 
Beispiele jüngster Art sind die Entwick- 
lungen in den USA oder in Italien. Wirk- 
liche Lösungen bieten die Konservativen 
nicht an, aber trotzdem ist die Linke ein- 
flußlos. An Hegemonie ist nicht zu den- 
ken, RadiMprogramme sind nicht wahr- 
nehmbar, linke Defensive und Rechts- 
neigungen sind an der Tagesordnung. 

Distanzen zu den Sub- 
jekten 

In den achtziger Jahren, als wir JU- 
SOS in (und durch) Jugendkampagnen 
arbeiteten, wurde klar, wie groß die 
Kluft zwischen politisch aktiven und 

PERSPEKTIVEN DER LINKEN 

.normalens Jugendlichen geworden 
war. Gleiches gilt für die ,Erwachsenen- 
welt". Klar ist jedenfalls, wie enorm 
voraurretzungsvoll eine bewußte, reflek- 
tierte, (selbst-)kritische und systemüber- 
windende politische Arbeit ist, wieviel 
da von jedem und jeder Einzelnen ver- 
langt ist, welche Haltung dazu vonnö- 
ten ist: vielfältigen Zwängen und Ver- 
lockungen zu widerstehen oder in be- 
stimmten Zeiten nachzugeben, Prinzipi- 
enneue plus Pragmatik, Komplexität und 
zugleich Verständlichkeit, etc. Daß im- 
mer wieder mal Leute keine Lust und 
Kraft mehr spüren, .gegen den Strom" 
zu schwimmen und mitzuhelfen ihn 
umzuleiten, ist verständlich. 

All dies weist auf zwei zentrale Pro- 
bleme der L i e n  hin. Das erste: Sozia- 
lismus bedeutet bewußtes und aktives 
Leben, soziales und politisches Engage- 
ment - zugleich dominieren derzeit Po- 
litikverdrossenheit. Konsumhaltung, 
Egoismus, Ignoranz und Verdrängung1 
Zynismus. Das zweite: von Menschen, 
die sich im ,schlechten" Hier & Heute 
einrichten und damit mehr oder weni- 
ger gut zurechtkommen, wird eine al- 

'I ' X. 

temative und noch dazu utopische Le- 
bensweise gefordert, ein Verlassen des 
sicheren Terrains. eine zusätzliche An- 
strengung und Auseinandersetzung, dazu 
noch gemeinsam mit Anderen und dann 
auch noch gegen die Mächte des Status 
Quo. 

Daraus ergibt sich: E i  unabd'mgba- 
rer .Schlüssel" für ein Weiter mit dem 
sozialistischen Projekt ist der "subjekti- 
ve Faktor": Meines Erachtens muß eine 
i i i e  Systemkritik auch qualitative, psy- 
chische, kulturelle Aspekte enthalten und 
darf nicht nur die "harten" und ab- 
strakten Fakten (Arbeitslosigkeit, BSP, 
Staatsquote, etc.) benennen, sie muß 
vielmehr auf die Erlebnis- und Hand- 
lungsebene der Menschen herunterdekli- 
nieren. Unabdingbar ist also ein Vor- 
wärts zu einigen Themen der 68er: Ra- 
diMloitik an Alltag und Lebensweise im 
hiesigen Kapitali~rnus.~ 

Diesem Ansinnen und Handeln ste- 
hen mannigfaltige Hindemisse entgegen. 
So werden vom hiesigen System .dys- 
funktionale Elemente" unterprivilegiert, 
werden oppositionelle Kräfte behindert, 
werden Alternativen desavouriert (aller- 

\ 
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dings gilt dies für eigentlich sämtliche le Publizität geschaffen, so daß Identifi- ,,Natürli San die Sozis an 
sozialen Systeme). Die Kosten (Mühe kationsmöglichkeiten oder zumindest 
und Aufwand) für oppositionelles Leben Orientierungsmaterial geboten wird. allem schuld. 
steigen. Daß dies so ist, daß also .Sy- Herausfordernde Diskurse und medien- Aber wer is nacha an 
stemkonformität" "belohnt" wird, ist gerechte Bilder sind im Angebot. Nichts 
jedoch wiederum eine solch allgemeine dergleichen gibt es über l i i e  Gruppen die Sozis schuld?" 
Feststellung, daß sie die Widersprüch- und Individuen. Die Linke wird nicht 
lichkeit der Realität nicht verdeutlicht. wahrnehmbar, erscheint nicht als In unserer Gesellschaft ist es einfa- 
Und dies ist, nebenbei erwähnt, ein ,Mensch wie Du und ich", ist keim Nach- cher, spezifische (systemneutrale oder 
weiteres Manko linken Voreehens: die bar. -stablisierende) Handlunesmuster .zu 
Konstatierung von ~e i she i t&  mit abso- 
lutem Anspruch. Dabei sind sie immer- 
hin das Ergebnis mehr oder weniger lan- 
gen Analysierens und eingehender Re- 
flexion; dennoch werden sie repräsen- 
tiert in einer Weise, als wären es leicht- 
verständliche Allgemeinplätze, als müßte 
sie jedelr sofort verstehen und akzeptie- 
ren. Die "Absender" (also WIR) verges- 
sen dabei oft allzu schnell, wieviel Mühe 
und Aufmerksamkeit sie selbst die Er- 
langung der einzelnen Erkenntnisse ge- 
kostet hat. 

,,Nicht left und right, nur 
light." (Volker Braun) 

In einer Gesellschaft, in der die k m -  
fristige Bedürfnisbefriedigung (die .im- 
mediate satisfaction" hzw. das Erwar- 
tendes „instant return") kultiviert wird, 
erscheinen kollektive Aktivitäten immer 
mühevoller. Die kapitalistische Soziali- 
s i e m g  ,produziert" funktionale Bürge- 
rlnnen, die ihre Bedürfnisse nach Lust, 
Spaß und Freude auf ganz spezifische, 
ausbeutbare und funktionale Weise be- 
friedigen. Diese Tendenz ist wichtiger 
Bestandteil jener "inneren Landnahme" 
(Detlev Ipsen, Burkart Lutz) und jener 
„sozialen Rationalisierung" (Gert 
Schmidt), mit der die (um im Jargon von 
Habermas zu sprechen) ,Systemwelt" 
die „Lebenswelt" vereinnahmt. Instm- 
mentelles Denken und eine bestimmte 
A n  von Rationalität werden gefördert 
und gefordert. Es entwickelt sich bei uns 
langsam das, was Gert Raeithel vor Jah- 
ren über die US-Kultur ausgedrückt hat: 
ein im Vergleich zu anderen Kulturen di- 
stanzierter Objektbezug, also ein .coo- 
les"1fremdes Verhältnis zu anderen 
Menschen und Dingen.' 

In all dem spielen die Massenmedi- 
en eine zentrale Rolle. Beispielsweise 
lenken sie (meistens) von Problemen und 
Themen ab statt hin, personalisieren und 
übersimolifuieren. sind die Agenda-Set- 
ter. In der ~eonazi-~enaissake wird für 
Einzeltäter und kleine Gmppen (wohl 
nicht immer unintendiert) eine unheilvol- 

wählen" und d"rchzuhalt&, als andere, 
systemüberschreitende. Es ergibt sich 
sozusagen eine Hierarchie von Verhal- 
tensmöglichkeiten, eine Art schiefe Ebe- 
ne. Zudem werden viele Leute aufge- 
saugt in die herrschende(n), relativ 
systemstabilisierende(n) Kultur(en); 
Kooptation und Integration sorgen für 
eine schrecklich glückselige Ruhe und 
Ordnung. 

Umfassender betrachtet ist dies Teil 
einer Politik, die den aufbrechenden 
Problemen und Konfiiien rückwärtsge- 
wandte oder hindernde Wege weist, ei- 
ner "passiven Revoluti~n".~ Der Key- 

Eine geläufige Message im TV ist: nesianismus ist wohl ein wichtiges Bei- 
schau Dir diese Politiker, diese Eliten, ? spiel dafür, denn er war ein nur system- 
diese Intellektuellen und die Ausländer immanenter Versuch der Reformiemg 
an, wie die sind, ätzend, da bleib doch und Stabilisierung der Gesellschaftsfor- 
lieber vor mir hocken und ,glotz TV". mation. Auch heute wird der ökonomi- 
Die undifferenzierte und vulgärpopulis- sche Verteilungsspielraum kleiner, und 
tische Demontage von Autoritäten kann bei dem Versuch, den Wachstumsmo- 
eigentlich nur von "Superstars" oder tor zu beschleunigen, fungiert die Schar- 
einem "Batman" wiedergutgemacht wer- pingsche SPD als .sozialpatriotische 
den ... Und selbst ohne direkte konser- Wirtschaftsförderpartei" (Ralf Krämer 
vative Message dürfte die Wirkung der in spw 80). 
Medien eher "rechts" sein; z. B. sagte Der Opportunismus sozialdemokra- 
der deutsche Filmemacher Wim Wenders tischer Parteien ist der prinzipiellen Am- 
einmal sinngemäß: .Jeder Film ist poli- bivalenz aller Politik und allen Verhal- 
tisch. Und gerade diejenigen Filme, von tens im Kapitalismus geschuldet: Jede 
denen behauptet wird. sie seien nicht po- Reform verbessert die momentane Lage 
litisch sind politisch, dem sie sagen mit für Einige. Das reduziert den Problem- 
jeder Einstellung, mit jedem Bild: die und Reformdruck und stabilisiert zu- 
Welt ist so wie sie ist und ist nicht zu gleich das System ~ e i t e r . ~  Auf dem 
verändern und braucht auch nicht verän- anderen Pol des "linken" Spektrums 
dert zu werden." befinden sich die zentralistisch-autori- 

Beim Wettlauf um die Aufmerksam- tären Varianten l i i e r  Strategie, beson- 
keit in der Öffentlichkeit müssen Lin- ders extrem der Stalinismus. Eines der 
ke es neben dieser Art von Konserva- folgenreichsten Defizite ,des" Staiiis- 
tismus mit der Professionalität und den mus war wohl die mechanistische Kurz- 
Ressourcen der kommerziellen Interes- Schließung der allgemeinen und konkre- 
Sen aufnehmen (,Wettbewerbskonkur- ten, der gesellschaftlichen und individu- 
renz"): Mit den breit lachenden Star- ellen Ebenen. Überhastet und unange- 
gesichtern und knackigen Frauen- oder messen wurden spezifische Phänomene 
Männerkörpern wollen und können wir unter eherne Gesetze gefaßt. Die mei- 
wohl nicht mithalten. Die von der sten Menschen konnten und können sich 
Werbung kreierten Szenarien, Kli- in solchen mechanistischen und simpli- 
schees und Begriffe bieten in subtiler zistischen ,Erklärungs"ansätzen und 
Weise mannigfache Angebote für sy- Deutungsmustern nicht wirklich wieder- 
stemkonforme Äußerungs- und Ver- fmden. Und manche einfachen Parolen 
kehrsformen, Moden, Stile und Iden- sind vom politischen Gegner kolportiert 
tifikationen. und als Feindbild gegen das sozialisti- 
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sche Proje! insgesamt gewendet wor- 
den. Die Asthetik und Architektur des 
Gesamtsystems (letztlich der Machter- 
halt einer 
Elite. und nicht etwa die Vielfalt der 
menschlichen Lebensumstände und -er- 
fahrungen) spielte im Stalinismus die 
zentrale Rolle, artikuliert durch ,die' 
Partei auf der Spitze des FeldHERREN- 
hügels. Andererseits ist die Schwierig- 
keit, das Komplexe und Ambivalente 
auszudrücken, kommunizierbar und da- 
mit kritisierbar zu machen, sehr real. 
Das aber muß die Linke beachten: die 
monolithisch klingenden Worte und The- 
sen hemnterdeklinieren. Eine Art von 
.Dekonstmktivismus" ist nötig, wie dies 
Uwe Kremer kürzlich angedeutet hat (in 
SPW 80). denn schließlich ist die Frag- 
würdigkeit großer Begriffe und Kli- 
schees nach 1989 offenkundiger denn je. 
Eine der wichtigsten Herausforderungen 
für anspruchsvolle und effektive linke 
Politik heute besteht in der verdeutli- 
chenden Verbindung vom Allgemeinen' 
(Theorie,. Geschichte) zum Besonderen 
(Praxis, Alltag). Es geht um die Bewe- 
gung ,vom Abstrakten zum Konkreten" 
(Marx). Diese von Linken zu leistende 

,Elementea nennt, vgl. SPW 80) zu er- 
kennen, ,zusammenzudenken und zu- 
sammenzuführen" mit linken Ansätzen 
und für das sozialistische Projekt m nut- 
zen. Dabei kann wohl vor allem von den 
Erfahrungen der Frauenbewegung (per- 
sönliche Emanzipation im gesellschaft- 
lichen Kontext) gelernt werden. 

Konstruktive Anknüpfungspunkte. 
.den" subjektiven Faktor in einen um- 
fassenderen theoretischen Zusammen- 
hang zu stellen, bietet die .Regulations- 
schule" bzw. Fordismustheorie". Das ist 
m.E. der wohl weitreichendste und kon- 
stmktivste Versuch. die Vielfalt der auf 
kapitalistischer Basis funktionierenden 
Gesellschaften und deren Krisen theore- 
tisch zu fassen und die Wechselwirkung 
und komp!exe Vermittlung zwischen 
Basis und Uberbau in einer angemesse- 
nen Denkweise handhabbar zu machen. 

Zugespitzt formuliert sollte der Kern 
einer antikapitalistischen Kritik das In- 
dividuum sein, d. h. Maßstab müssen die 
Menschen sein, und zwar sowohl die 
hiesigen und heutigen als auch diejeni- 
gen in anderen Ländern und künftige Ge- 
nerationen. Wir erlebenja selbst, daß die 
KapitalaMNmulation in der BRD trotz 

den: ,Enrfremdung'. Der Begriff taucht 
motz des eingangs skizzierten Bedarfs bei 
uns kaum auf! Wie Iäßt sich diese Blind- 
heit erklären? Haben sich die Linken 
schon N sehr von .den Normalbiirgern" 
entfernt, in .aristokratische" NischenI2 
mrückgezogen? Oder liegt es .nurY 
daran, daß Entfremdung so schwer zu 
fassen, in gewisser Weise auch ,Ge- 
schmackssache" ist? E i e  Teilerkiämng 
für die Ignoranz gegenüber "Individu- 
um" und „Entfremdung" liegt wohl dar- 
in, daß heute kaum noch Institutionen 
oder Zusammenhänge existieren, die 
solche Kategorien politisch verwenden. 
Die proletarischen Milieus. die sozialisti- 
schen Vorfeldorganisationen, das para- 
politische Terrain sind nach 1933 weit- 
gehend verschwunden. Während in der 
heutigen Zivilgesellschaft der atomisierte 
Individualismus kultiviert wird, ver- 
dampfen die vielfältigen Mikrokulturen 
(Szene-Boom) unter dem Grill des frei- 
en Marktes zu immer neuen Mixturen. 

,,Wir müssen stark 
werden, ohne je unsere 

Zärtlichkeit zu verlie- 
.Vermittlung" setzt erstmal ein Rewußr- aller Krisenprima huikrionien, da13 diese 
sein voraus, daß diese (mindestens) zwei ökonomische Maschinerie aber immer ren." (Che Guevara) 
Ebenen vorliegen und berücksichtigt mehr Menschen verschleißt und andere 
werden müssen. Mensch benötigt dafür ausschließt. Und gerade dieser Moloch Es käme darauf an, sozialistische 
sowohl Sensibilität, Einfiihlun~svermö- wird für die Konservativen und Wirt- Verhaltensweisen medial und institutio- 
gen, Kraft zur ~ufmerksarnkeit, Inter- 
esse am Thema und am Menschen als 
auch Kenntnisse über das Allgemeine, 
Geschichte, Theorien, Lage in anderen 
Ländern und die Fähigkeit zum Erken- 
nen von  zusammenhängen.'"^ gilt 
demnach, Geschichtsbewußtsein, Theo- 
riekenntnisse und Praxiserfahmng mit 
Handlungsorientierung zu verbinden. 
Nicht nur an dieser anspmchsvollen Ver- 
knüpfung mangelt es der Linken noch zu 
oft, sondern auch an der Einsicht in die 
Notwendigkeit, .vom Individuum aus zu 
denken, wahrzunehmen und zu verste- 
hen". Es gilt ganzheitlicher als bisher zu 
agieren und die Gesamtpersönlichkeit 
(die eigene und die des ~ e ~ e n ü b e r s )  ein- 
zubeziehen, also Ratio und Emotio. Be- 
troffenheiten durch gesellschaftliche 
Stmkturen und Krisen müssen in ihrer 
Gesamtheit und Vielfalterkannt werden, 
mit ihren diversen und oft wider- 
sprüchlichen Ausdmcksformen und Re- 
aktionsmustern - und zwar nicht etwa aus 
intellektuellem Selbstzweck oder aus so- 
zialarbeiterischer Attitüde, sondern um 
progressive Potentiale (oder was Uwe 
Kremer .sozialistische Potentiale' bzw. 

schaftsliberalen zu einem Heiligtum und 
entfernt sich gerade während der Krise 

immer mehr bzw. offensichtlicher von 
den Bedürfnissen der Menschen. Öko- 
nomie (vom Alltag bis zur Globalebei 
ne) muß deutlich zu einem gesellschaft- 
lichen Instmment werden, das Ökono- 
mische muß politisiert werden. 

In den meisten aktuellen Debatten 
fehlt eine zentrale und wesentliche Ka- 
tegorie Marxscher Kapitalismuskritik 
fast völlig -gerade so, als hätten wir uns 
mit der gezüchteten, kapitalistischen 
"zweiten Natur" des Menschen abzuf~n- 

nell zu unterstützen und zu erweitern. 
Wobei mir gerade auffällt, daß eigent- 
lich recht unklar ist, was eigentlich Ele- 
mente einer sozialistischen Lebenswei- 
se sein könnten oder sollten. Dazu ge- 
hört sicherlich viel . Sozialismus bedeu- 
tet bewußtes Erleben und Umgehen in/ 
mit Gesellschaft (inkl. Geschichte und 
anderen Kulturen) und mit sich,selbst 
und den Beziehungen (inklusive Okolo- 
gie und gesunder Ernäiuungsweise), also 
mit ihrerlseiner persönlichen und sozia- 
len Lebens~e i se .~~  Für all das ist eine 
sehr voraussetzungsvolle Haltung erfor- 
derlich, in dem Sinne, daß es die Arbeit 
an spezifischen Feldern und Ebenen und 
an sich selbst bedeutet." 

Nun besteht angesichts solcher Auf- 
gabenfiille die Gefahr der inhaltlichen 
Uberfrachtung und individuellen Über- 
forderung. So wurde in einer kürzlichen 
Reflexion über die Lage der Linken vor 
allzu hehren Ansprüchen gewarnt: ,Die 
Welt vermag die Last von so viel Heilig- 
keit nicht zu tragen."lS Tatsächlich sind 
die permanenten Fmstrationen aufgrund 
von politischen Erfolglosigkeiten oder 
Mißerfolgen (aber: welches ist der Maß- 
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stab für linke ,Erfolgeu?) ein nicht zu 
unterschätzender Faktor fiir die anhal- 
tende "Fahnenflucht" ehemals Linker. 

Doch "billiger" ist eine höher entwik- 
kelte Gesellschaft wohl nicht zu ,ha- 
ben". Und die Pempektiven für linke 
Politik sind nicht nur düster: Die Strei- 
tereien über Political Correctness, star- 
tend vor einigen Jahren in den USA, 
zeigen m.E., daß die linken und progres- 
siv-oppositionellen Kräfte doch schon 
etwas erreicht und neue Standards eta- 
bliert haben (Sozialstaat, Einflüsse von 
linken Nichtregiemngsorganisationen, 
Frauengleichstellung. etc.). Nun mohi- 

lisieren also die Rechten gegen diese An- 
sätze anderer Denk- und Lebensweise. 
Zugleich scheint die Bereitschaft zu an- 
derem Leben und neuem Handeln wei- 
ter verbreitet zu sein als angenommen: 
Das Bewußtsein über die ökologischen 
und sozialen Sackgassen wird von vie- 
len Menschen geteilt - allein es fehlt die 
Verknüpfung mit politischer Artikulati- 
on. Und darin steckt die Notwendigkeit 
und Chance, eine antikapitalistische 
Hegemonie aufzuhauen. 

Die organisatorischen Formen sol- 
cher Hegemonie werden - das zeichnet 
sich bereits ab - lockerer und temporä- 
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rer sein als die traditionellen. Neben 
einjgen stabilen und großen Organisatio- 
nen wird es eine Vielzahl kleiner Gmp- 
pen und Initiativen geben, auf deren pro- 
jektorientierte Vemetzung (entlang aus- 
zuhandelnder Prinzipien, Werte, Strate- 
gien und Taktiken) es ankommen wird. 
Die .Regenbogenkoalition" in den USA 
könnte dafür ein Orientiemngsmodeii 
sein. In der neueren Forschung über die 
Zukunft Neuer Sozialer Bewegungen 
wird prognostiziert. daß sich zunehmend 
Netzwerke herausbilden, die von mobi- 
len Akteuren ergänzt werden.I6 

,,Es gibt nichts 
Überzeugenderes als 

das eigene Beispiel, um 
eine Idee auszudrücken 

oder zu verteidigen." 
(Ernesto Che Guevara) 

Linker Politik mangelt es an Attrak- 
tivität; Vemauen in Kompetenz, Kraft 
und Willen der L i e n  fehlt. E i  erster 
wichtiger Schritt dahin könnte darin Lie- 
gen. adäquate Empörung zu zeigen und 
punktuell so etwas wie Wut zum Aus- 
dmck bringen über heutige Probleme. Es 
wäre Betroffenheit zu artikulieren über 
einige wesentliche Zumutungen des Sy- 
stems und seiner führenden .Charakter- 
masken" (Marx). Denn auffallend ist 
immer mehr die eklatante Kluft zwischen 
der Kraßheit der realen Probleme einer- 
seits und den meist lauen Artikulations- 
formen und -mimeIn (Symbole, Begrif- 
fe etc.). Damit zusammenhängend käme 
es darauf an, die aktuellen Probleme 
nachvollziehbar auf die grundlegenden 
Widersprüche des hiesigenlheutigen 
Kapitalismus zu beziehen und eine ent- 
sprechend fundamentale Alternative ein- 
zufordern und aufzuzeigen. 

Ich möchte also plädieren fiir eine 
Ergänzung unserer abtrakt-theoretischen 
Denkarbeit und unseres rationalen Den- 
kens und Analysierens durch eine Be- 
rücksichtigung des Individuums und 
emotionaler Aspekte gesellschaftlicher 
Realität und Veränderung." Die Thema- 
tik ist natürlich nicht neu, spielte immer 
wieder mal eine Rolle, sollte aber wie- 
der angerissen und erörtert und bei der 
Arbeit berücksichtigt werden. 

Ein erster Schritt, die Kluft zwischen 
Linken und .Normales" zu verkleinem 
wäre z.B., die .Anderen" einmal bes- 
ser ins Erkenntnisvisier zu nehmen, ihre 
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'Befmdlichkeiten zu entziffern. Es geht 
um Menschen in der Krise des For- 
dismus - GefahredRisiken und Chancen 
für linke Politik, um die "weichen" Vor- 
aussetzungen systemüberwindender so- 
zialistischer Politik. 

Nicht zuletzt wegen der mnehmen- 
den Globalisiemng gewinnt dies akute 
Brisanz; denn nur durch die Betonung 
individueller Betroffenheiten und Inter- 
essen plus ihrer Kontexte lassen sich die 
aufkommenden Feindbilder bzgl. Islam, 
Migration, Sozialdumping, Niedriglohn- 
konkurrenz minimieren oder gar für an- 
tikapitalistische Strategie nutzen. Er- 
kennbarer wird dadurch nämlich die 
Herschaft kapitalistischer Prinzipien und 
Strukturen allüberall. Dem: „Die Gren- 
ze verläuft nicht zwischen den Völkern 
sondern zwischen oben und unten." 
Gerade bei Betrachtung der .sozialen 
Frage im internationalen Maßstab" wird 
deutlich (auch für Nicht-Linke): „Die 
Linke hat ihren Weg nicht beendet, son- 
dern gerade erst begopen."ls 

,,Soviel Anfang war 
nie." (Ernst Bloch) 

Um es  abschließend „auf den 
Punkt zu bringen": Die Entfaltung und 
Expansion des kapitalistischen Molochs 
hat eine anwachsende Entfremdung zur 
Folge. Dennoch wird von den BürgerIn- 
nen - wie diffus und in welchen Nischen 
auch immer -das .menschliche Maß" 
eingefordert; Sicherheit, Orientiemng 
und Sinn durchlin Kirchen und Sekten, 
Therapien und Computerspiele, Konsum 
und Selbsterfahrungskurse, etc.pp. Der 
darin zum Ausdmck kommende Bedarf 
an Selbstvergewisserung, Sinnerfüllung, 
Faulheit, Bedürfnisbefriedigung und 
Emanzipation muß von uns wichtig ge- 
nommen, aufgegriffen und in unsere 
Strategien eingearbeitet werden. Dieser 
.subjektbezogene Ansatz" muß kiassen- 
und geschlechterbezogene Politik ergän- 
zen (und in gewisser Weise zivilisieren/ 
kultivieren). 

Und das kann nur geschehen, wenn 
wir Vernunft und Gefühl, Analyse und 
Intuition, Struktur und Handlung, Kon- 
text und Mensch wahrnehmen und in 
unseren Strategien zur Wirkung kommen 
lassen. In diesem Beitrag habe ich von 
den Problemen der Individuen im 
"schlechten Hier & Jetzt" geschrieben. 
Wohin aber wollen .die" Leute, welches 
sind ihre ("wahren und falschen") Be- 
dürfnisse, wieviel sind sie für deren 

ErfüllungIBefriedigung zu tun bereit? 
Das wird konkret auszuloten sein. Viel- 
leicht könnte jedoch hin und wieder ein 
Funke sozialistischer Utopie im Alltag 
und in unserem Reden und Handeln die 
Lust am Sozialismus stärken, immer 
mehr Menschen an diesem größten Pro- 
jekt der Geschichte beteiligen und uns 
ihm dadurch näherbringen. 

' Eingefangen warden solch diffuse Sachen 
ziemlich gut von Wilheim Reich: Massenpsy- 
chologie des Faschismus, Kiavs Theweieit: 
Dar Land. dar Ausland heißt, 1995. oder Lloyd 
deMsuss (für die USA): Grundlagen der Psy- 
chohistorie, 1989. 
Nicht nur Batho Strauß' .Anschwellender 
Bocksges~ng", in: Der Spiegel 611993. S. 
202-207. sondern such dis Konjunkturen von 
Ernst Jünger und Carl Schmitt und die Aktivi- 
täten einer intellektuellen rechtsextremen 
Gazetts wie der .Jungen Freiheit" zeigen, dsß 
es neben den prügelnden und diiekt-zerstare- 
rischen NeoNazis und Rassisten viillig ande- 
re, elegantere Ebenen. .Veraibeitungsformen' 
und Strategien rechtskonservativer Denkmu- 
Ster gibt, denen viele mangels deutlicher Links- 
alternativen auf den Leim gehen. 
Der konservative Soziologe Helmut Kiagsr hat 
in einigen Veröffentlichungen den Versuch un- 
ternommen. die ~n le i sch io .  chon Reaktions- 
weisen in eine Typo ogie ?<. Lnterte Icn und 
bsrt mmlen Be~blkei~i iasor~ooen i ~ z ~ o r d n a n .  . .  
Es ist schade. daß es neben Konzern- oder 
O ~ o b  m 2 8 "  ksinc aoaqJaton Z~sammsnfar- 
sdngen aocr Matoi al an giot. #n denend e psy. 
cnosoz slc ooci LLII -~~I  e MISBIB zum Ars- ~ ~~ 

druck kommen würde. 
Vgl. z.6. Ulnch BecklElissbeth Beck-Gernsheim 
(Hg.): Riskante Freiheiten, oder Klaus Dörre: 
Risikokapitalismus. lndsm die Menschen die 
Ensembles der gesellschaftlichen Vsrhältnis- 
SB internalisieren, die Komplexität also auch 
'innenlindivid~ell' abgebildet und sedimentiert 
wird.,?rgibt sich für die Individuen tendenziell 
eins Ubsrfordeiunq. denn es muß ja über die 
zahlreichen Optionen und Zwänge entschieden 
wsrilsn .. 
Vgl. dazd Marcuse. D~trchke.  Henri Lsfsbv- 
ie. fem nisi schs A~torinnen. Ktitirchs Psycho. 
ase. .na Eiich Fromm. Dar Menscheno:id bei 
M&, 1961 etc. 
vgl. Heimuth Lsthen: Verhaltensiehren der 
Kälte. Lebenrversuche zwischen den Kriegen 
119941. 
Gramsci verstand darunter folgendes: .Durch 
die legislative Intervention des Staates und 
durch die korporative Organisation werden in 
die ökonomische Struktur des Landes mehr 
Oder Weniger tiefgrsif~nde Modifikationen ein. 
geführt, die die Elements der 'Planung der 
Produktion', der Vsigssellschaftung und der 
Kooperation in der Produktion fordern sollen, 
ohne dadurch die individuelle oder kollektive 
Aneignung des Profits zu berühren." Zitiert in: 
Frank Deppe: Niccolo Machiavelli. Zur Kritik 
der reinen Politik, 1987, S. 434. Als Beispiel 
führte Giamsci den New Dsal von Frankiin D. 
Raasevelt in  den USA während der 30er Jah- 
re an. 
Vgi. die Debatte zwischen Luxemburg und 
Bernstein brgl. Reform und Revolution. 
Manche Kleingeister haben versucht, zwischen 
MB~x '  Frühschriften und reinem Alterswerk 
1z.B. .Das Kapitel") sinen Widerspruch zu in 
terpretieren. Aber beide .Phasenu müssen - 
rollen sie emanzipetorisch verstanden werden 
- zurammen gesehen werden vom Men- 
schen Dis h n zu aen Werenrmsrkmaien der 
Ka~t ta la l iumuls t  on ist die kacutalist scne 
~otal i tät  gespannt - und dsmsntspiechend um- 

fassend und überall adäquat zu bekämpfen. 
Das Denken in solch modernen Kategorien 
beginnt mit Giamscis Schrift von 1932 über 
den .Amerikanismus und Fordirmus'und wird 
von Autoren wie A. Lipietz. Mike Davis: 
Phoenix im Sturzflug, 1986. Joachim Hirsch/ 
Roland Roth: Das neue Gesicht des Kapitalis- 
mus. 1986, weiteiseführt. 
.Kann es sein, daß Ge Linke arlstokratlseh ist7 
Oaß sie weder die Kraft nach die Fähigkeit hat, 
sich den Leuten noch begreiflich zu machen?' 
Dar fraut ein italienischer Candide im Buch von 
~ i o v a n i i  Russo mit dem Titel: .Warum hat die 
Linke Berluscani gewählt?' Rusra Iäßt den 
Philosophen Pangloss antworten: .Die Linke 
hat in ihrer idealistischen Tradition den Nor- 
malbürger und den gesunden Menschenver- 
stand 81s ein kleinbürgerliches Phänomen miß- 
achtet.' Klaur Hartung: .Befreit vom schwar- 
zen Ritter'. Die Zeit Nr.8 vom 17.2.1995, S. 
.a ," 
Che Guevaia: .lEiinarseits wirkt die Geseii- 
rchaft durch d s unm8ttslbare ~ n d  mittelbare 
Erz sh~nq.  auf der anderen Seite ~ n t e i w i i f t  
ricn dar ndw oubm einer oew~ßten Ssibsrer- 
Ziehung' (März 19651. Die Verbinduns und das 
ln-Be2 ehung-Sencn von i n o i v ~ a ~ ~ m  .nd Gs- 
rellrchaft rr Wsranrmerkma so cn heivorra- 
aenaer L l l e l a t~ r  wre dewn oen von Roben 
MUS~I, Bert Brecht. ~ h i i s i a  Golf, Uwe John 
50"; letztlich steckt dahinter nicht weniger als 
die Frage brw. dar Problem der Mogiichkeit 
und der Praxis einei "Ästhetik des Wider- 
Stands" - nicht von ungefähr hatte Petei 
Weiss Izurechtl bei Linken einen solchen Er- 
fo gl Den vereinzelten Menschen in senem 
Kontext r a h m  ,no thematisieren .macht 
Soaß". ws er Ootionen adze ot. das Gewor- - .  
densein und weiden. 
.Hinter der Trägheit der Denksns. das die 
Anstrengung scheut. sich kundig zu machen, 
Steht immer auch die Trägheit des Herzens, 
das allgemeine Des-Engagement, das sich aus 
dem Arrangement mit der Unterdrückung ei- 
gibt und zugleich Ausdruck dsr eigenen Ent- 
frsmdung. des Verzichts auf die Vermenschli- 
chung der Lebensbedingungen ist. die sich nur 
unter Berücksichtigung der Entwicklungsinter- 
essen aller verwirklichen Iäßt." lUte Holzkamp- 
Osterkampl. 
Emsrt Geliner in Merkur, Heft 552. Auch .die" 
Autonomen resümieren diesbezüglich in ihrem 
Kongreß-Reader (April 19951: .Die grenzenlose 
Radikalität der politischen Anspruchs schlägt auf 
jede Kankrstisierung eigener Zisivaisteilungen 
zurück. Die einriue Möalichkeit. da8 wir der 
vernichtenden Wikung der seib~taufgesteilten 
kritischen Maßstsoeentg~hen konnten. war die. 
LN selbst mögl chrt nicht fest~~legen 'I,. I .Oe 
Alternat ve u r  Redai~tion war n dnseisn Koo 
fen aber immer der Reformismus, das Kinen des 
Syrlomr So naben n i uns durcn die Unfahg 
ksit. g e chieifiq prozeßhatt ~ n d  ievold! anai rd 
oenken. in etnr Blockaoc h neinmanövr!srt ~ n d  
sie durch die Sprachregelung vernebelt, dsß die 
Ziele sich halt in den Kämpfen und aus den 
Kämpfen heraus selbst formulieren. Dar stimmt 
zwar (...I. aber nur dann, wenn es auch umge- 
kehrt gilt: Die Kämpfe entfalten sich an der 
Hoffnung auf Veränderung, d.h. im Hinblick auf 
konkrete Ziele." iS.221 
Vgi. z.B. neue Texte von Dietsr Rucht vom 
WZB Bsrlin. 
Hier sei erwähnt. da8 in den letzten Jahren 
.Emotionenu und .Gefühle' in  den Geseii- 
rchaftswirsenrchaiten zunehmende Aufmerk- 
samkeit und Bedeutung erfahren haben. VÖI- 
iig zurecht. denn ohne das könnten solche Phä- 
nomene wie Nationaiismur. Rassismus. Fa- 
schismus s t ~ .  kaum zureichend erklärt wer- 
dan. 
Nobsrto Bobbio: .Rechts und Unks. Zum Sinn 
einer politischen Unterscheidung-; in: Biäner 
für deutsche und internationale Politik, Heft 
5194, 5.549. 
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Eckpunkte einer europäischen 
Friedens- und Sicherheitsstruktur 

Thesen anläßlich einerTagung der Berliner SPD zur euro~äischen Ost~olitik 

m 6 .  Mai 1995 veranstaltete der 
Fachausschuß für europäische A. nd internationale Politik der 

SPD Berlin seine zweite Konferenz zur 
Europa- und Ostpolitik. Wie bereits die 
erste, die im Juni 1994 noch mit nahezu 
ausschließlich nationaler Beteiligung 
durchgeführt worden war, fand auch die 
diesiährige Konferenz. diesmal mit in- 
ternationaler ~e t e i l i gun~ ,  wieder in den 
Räumen des Berliner Abgeordnetenhau- 
ses (ehemals Preußischer Landtag) statt., 
Als ausländische Referenten geladen 
waren der Vorsitzende des Bündnisses 
der Demokratischen Linken Polens und 
imwischen ihr Präsidentschaftskandidat, 
Aleksander Kwasniewski, der ehemali- 
ge Botschafter der CSFR in Rom, Jiri 
Holub sowie der Direktor des Instituts 
für hellenische SNdien in Piräus. Elias 

„Selbstbestimmungsrecht der Völker", 
das jenes als völkerrechtlich höchsten 
Wert ansieht und sofort bereitsteht, je- 
den irgendwo geäußerten Wunsch nach 
"Unabhängigkeit" eines Volkes gleich 
auf das Niveau unveräußerlichen Men- 
schenrechts N erheben, wobei die Fra- 
ge, was denn eigentlich genau ein 
"Volk" sei. vor der moralischen Dring- 

. - .  
Philippides. Auf deutscher Seite referier- 

von Frank Unger und Andreas Wehr* 

der GUS-Bereich einen höheren Grad 
ökonomischer Vernetzung erreicht, als 
selbst die Kernländer der EU ihn bis 
heute haben. Was die sicherheitspoliti- 
sche Situation betrifft, so liegt auch hier 
eine Wiederherstellung verläßlicher und 
handlungsfähiger politisch-militärischer 
Stmkturen für das Gesamtgebiet der 
GUS durchaus in unserem Interesse. 

Zwei politisch-ökonomi- 
sche Ordnungsräume 

3) Die Entwicklung in unserer He- 
misphäre wird mittelfristig mit großer 
Wahrscheinlichkeit darauf hinauslaufen, 
daß sich zwei politisch-ökonomische 
Ordnungsräume herausbilden werden: 
Auf der eine Seite die Euro~äische Uni- = on in neu definierter und'erweiterter 

Erler, Magdalene Hoff und Frank Un- 
ger. 

Die Konferenz hatte zwei Schwer- 
punkte: der erste war die Zukunft der 
Europäischen Union, der zweite die 
Frage nach einem umfassenden europäi- 
schen Sicherheitssystem. Folgerichtig 
drehten sich die Diskussionen in erster 
Linie um die konkreten Fragen einer 
Ostenveiterung von EU undloder NATO 
sowie insbesondere um die Politik 
Deutschlands gegenüber Rußland und 
den anderen Nachfolgestaaten der GUS. 
Die Initiatoren der Tagung vertreten 
dabei folgende Positionen: 

Das ,,Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker" 

und die GUS 
1) Es gibt speziell in Deutschland 

ein verabsolutierendes Verständnis vom 
Frank Unosr. Privatdozant an der FU Berlin. 

lichkeit der .Selbstbestimmung" belang- 
los erscheint. Sieht man aber näher hin, 
gilt dieser Eifer nurfür die Länder des 
ehemaligen Ostblocks, die zurückgekehr- 
te Peripherie des entwickelten Westens. 
In effektive Realpolitik übersetzt, ergibt 
sich daraus das durchaus neoimperiale 
Verständnis einer europäischen Ord- 
nung, das für die (westeuropäische) 
Metropole politisch-ökonomische Inte- 
gration und großräumiges Regieren als 
unerläßlich postuliert, für die (osteuro- 
päische) Peripherie aber dagegen orga- 
nisatorisch-staatliches Chaos und den 
Zusammenbmch zentralisierender Süuk- 
turen gern in Kauf nimmt. 

2) Im besonderen Maße gilt das für 
die Länder der ehemaligen Sowjetunion 
und alle dortigen Versuche, auf neuer 
Basis zu einer Einheit zu kommen. Eine 
enge Zusammenarbeit unter dem Dach 
der GUS entspricht aber langfristig auch 
den Friedens- und Sicherheitsinteressen 

möglicherweise in Form einer assoziier- 
ten südosteuropäischen Wirtschaftsuni- 
on - auf der anderen Seite der Großteil 
der Staaten der ehemaligen Sowjetuni- 
on, vereinigt in neuer Form als mehr 
oder weniger fest gefügter Staatenbund, 
wobei das Baltikum eine besondere Rolle 
spielen wird. Für die Zukunft der Welt 
überaus wichtig ist es, daß diese sich 
bildenden Ordnungsräume sich friedlich 
zueinander entwickeln und ihre Identi- 
tät nicht in der antagonistischen Abgren- 
zung zum jeweils anderen verstehen. 

4) Die gegenwärtige Debatte iti 
Deutschland um "Maastricht 11" und um 
die Aufnahme neuer mittelosteuropäi- 
scher Mitglieder ist gekennzeichnet 
durch die rhetorische Verdrängung ei- 
nes politischen Dilemmas: Wie kann 
man einerseits den beitrittssuchenden 
Ländern klarmachen, daß für ihre Auf- 
nahme zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
und zu gegenwärtigen Bedingungen mit 
Sicherheit keine Einstimmigkeit unter 

AndreaS kehr. Mitglied des ~andefvorstands der Europäer und insbesondere der den EU-Mitgliedern zu erZielen sein 
und Vorsitzender des Fachausschusses für 
eu,OpelSche und internationsls Politik der CPD Deutschen. Ähnliches gilt für die wirt- wird, und wie kann man sich anderer- 
Berlin schaftlichen Interessen. Immerhin hat seits dem Aufnahmewunsch dieser Län- 
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der guten Gewissens verweigern, zumal 
dadurch auch die Bundesrepublik 
Deutschland aus ihrer geopolitisch mit 
allerlei Unannehmlichkeiten verbunde- 
nen .RandlageU befreit würde? Auch 
wenndie Westeuropäer dafür kurzfristig 
stärker als bisher finanziell belastet wür- 
den, so ist doch die solidarische Gestal- 
tung des neuen Europa, das - ob wir das 
wollen oder nicht -heute praktisch schon 
da ist, nicht nur moralisch verpflichtend, 
sondern in unserem wirtschafts- und si- 
cherheitspolitischen Interesse. Dafür 
muß in Europa das Primat der Politik, 
das heim Aufbau der EU so selhstver- 
ständlich gewesen ist, auch heute wie- 
der kwußt in Anspmch genommen wer- 
den. Das heißt, eine Erweirerung der EU 
nach Osten ist geboren, auch wenn die 
kurzfristige Kostenrechnung es zu ver- 
bieten scheint. Für uns wäre dies gewis- 
sermaßen (kurzfristiger) Altmismus zur 
Verfolgung des (mittelfristigen) Eigen- 
interesses. 

Integration mit ,,ver- 
schiedenen Geschwin- 

digkeiten" 
5) Als Strategie für die Eingliede- 

rung der mittelosteuropäischen Staaten 
in die EU bietet sich der Gedanke der 
"verschiedenen Geschwindigkeiten" 
an. Die verschiedenen Geschwindig- 
keiten wären allerdings nur sinnvoll als 
ein Ergebnis einstimmig beschlossener 
Vertrgge, keineswegs als ein "Europa 
& la carte". Das Maastrichter Vorbild 
liefert dazu die ersten Instrumente: 
Warum soll, was für Großbritannien 
oder Dänemark möglich war, nämlich 
unter Sonderkonditionen Vollmitglied 
der Union zu sein, nicht auch z.B. für 
die Tschechische Republik oder Un- 
garn möglich werden? Die Schwierig- 
keiten einer Erweitemng der Union 
könnten gemildert werden. wenn sich 
schon jetir die Ordnungsprinzipien der 
EU in Richtung der Bedürfnisse auch 
der potentiellen Neumitglieder entwik- 
keln würden. So ist beispielsweise 
der Reformbedarf des Gemeinsamen 
Agrarmarktes aufgmnd seiner Kosten, 
aber auch aufgrund der notwendigen 
Zugeständnisse bei der Gatt-Vereinba- 
rung nicht mehr zu übersehen. Allei- 
ne diese Gatt-Bestimmungen führen 
dazu, daß die landwirtschaftlichen Pro- 
dukte des Ostens bald eine ernsthafte 
Konkurrenz werden. Niemand kann da- 
her bestreiten, daß die Agrarmarktord- 

nung vor einer Erweite~ng nach Osten die Sowjetunion als Feind gar nicht 
gmndlegend verändert werden muß. mehr existiert, sogar noch verstär- 

6) Gleichzeitig muß unzweideutig ken will? 
Margemacht werden, daß die avisierten 8) Als Vorbild und bereits existie- 
"verschiedenen Geschwindigkeiten" nur render Rahmen für ein solches sicher- 
vonibergehendes Mittel, nicht heimliche heitspolitisches Dach bietet sich die 
Fort - hzw. Festschreihung des Ist-Zu- OSZE an. Sie hatte seinerzeit die aus- 
standes sein sollen. Seit dem Beginn der drückliche Trennung von Sicherheit und 
europäischen Modeme gibt es ein ,Eu- politisch-weltanschaulichem System. ihr 
ropa der verschiedenen Geschwindigkei- Existenzgmd bestand in der gegensei- 
ten" . Die Jahre des Staatssozialismus tigen Übereinkunft der beiden politisch- 
haben diesem stmkturellen Niveauunter- weltanschaulichen Systeme in Europa, 
schied bloß eine politische Rationalisie- 
rung und damit eine kanalisierte Bewe- 
gungsfom gegeben, ihn als solchen aber 
kaum verkleinert. Die historische Auf- 
gabe, vor der die europäische und da- 
mit auch die deutsche Politik heute steht, 
ist die schließliche Eiiminierung dieser 
Entwicklungsunterschiede hzw. die Har- 
monisiemng ihrer Folgen. 

OSZE als gemeinsames 
sicherheitspolitisches 

künftighin Sicherheit miteinander, nicht 
mehr nur gegen- hzw. voreinander ge- 
währleisten zu wollen und sich dabei in 
die inneren Angelegenheiten der jeweils 
anderen Seite nicht einzumischen. In der 
Besinnung auf diese Tradition besteht die 
Chance und die legitime Aufgabe der 
OSZE auch in der Nach-Wendezeit. Die 
Transformationsprozesse in Osteuropa 
werden nicht so verlaufen, daß dort in 
absehbarer Zeit voll ausgebildete und 
insiitutionell unterbaute kapitalistische 
Marktwirtcrhartgn und Regierungsfor- 

7) Beim Eintreten für die Aus- 
dehnung der EU nach Osten sollten 
wir uns aber stets gewärtig sein, daß 
unsere Hemisphäre jenseits der Ost- 
grenzen Polens, der Slowakei, Un- 
garns oder der Tschechischen Repu- 
blik nicht zu Ende ist. Rußland und 
die Länder der GUS dürfen nicht das 
Gefühl bekommen, einer Politik her- 
abblickender Ausgrenzung ausge- 
setzt zu sein. Deshalb ist es nur un- 
ter der Voraussetzung eines zuvor zu 
schaffenden sicherheirspolitischen 
Daches für das Gesamtgebier Ame- 
rika/Europa/GUS vertretbar, daß 
sich in den mittelosteuropäischen 
Gebieten neue Loyalitäten und Zu- 
ordnungen herausbilden. Dies gilt 
auch für die Osterweiterung der EU. 
Von einer Osrerweirerung der NATO 
hingegen ist in jedem Fall Abstand 
zu nehmen. Auch wenn einzelne 
mittelosteuropäische Länder diesen 
.Weg in den Westen" für den kür- 
zesten und einfachsten halten, sollte 
ihm doch entgegengetreten werden. 
Rußland und die GUS-Staaten sind 
zu Freundschaft und Kooperation 
bereit. Warum sollte man sie vor den 
Kopf stoßen, indem man dernonstra- 
tiv ein kollektives Verteidigungssy- 
stem, das ursprünglich gegen die 
wirkliche und vermeintliche ideolo- 
gisch-militärische Bedrohung der So- 
wjetunion gegründet wurde. nun, da 

.. .. ." ---... 
men westlich-demokratischer przgung 
entstehen. Die dortigen Transfonnations- 
Prozesse werden mit Sicherheit Wirt- 
schafisformen hervorbringen, die neben 
einem weiterhin sehr umfangreichen 
staatlichen Sektor in manchen Staaten 
auch bürokratisch-zentralistische Lei- 
tungsstrukturen aufweisen werden. Im 
Interesse der Stabilität in ganz Europa 
werden die westlichen Länder auch mit 
diesen Staaten eine vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit suchen müssen. 

Lateinamerika 
Neuerscheinungen 1995 

124 S., 5 -- DM 
(bitte vorab in driefmarken) 

Mehr als 250 Kurz.tqgsioneu verschaf- 
fen einen kritischen Ukrblick über die 
Vielzahl der neu erschienenen deutsch- 
spracggen Bücher zu und aus Latein- 
amenka. Bes~rochen werden: I ~ a c h ~ c h a  w m e i n m s l l i  

lateinamerikanische Belletristik I -~~~ ~ ~~~~ -~ ~~~~~ 

Dazu werden wichtige Titel zum "Nord- 
Süd-Verhältnis" vorgestellt. Der Band 
ergäuzt das Gesamtverz. "Bücher zu La- 
teinamerika 1992" (280 S..  10 DM), die 
"Neuersch. 1993" (108 S, 4 DM) und 
die "Neuersch. 1994" (146 S., 5 DM). 

I (Alle 4 Bände: 20 DM inkl. Porto) I 

- 

Zülpicher Str. 197, 50937 Köln I 



Konturen konservativer Neuordnung 
Europas 

"M it dem Ende des Ost-West-Ge- 
gensatzes besteht nun eine hi- 
storische Chance, die Zivilisie- 

m g  der internationalen Politik voranzu- 
treiben - zugleich aher auch die Gefahr 
eine Rückfalls in die Verhaltensweisen 
und Gesetzmäßigkeiten der alten, 
'realistischen' Weltpolitik, wenn es nicht 
gelingt, die weltweiten innen-, regional- 
und weltpolitischen Stmkturdefizite im 
Sinne einer Zivilisiemng der Politik zu 
kompensieren und zu überwinden" 
(Maul1 1992. S. 270). Läßt man die ver- 
gangenen fünf Jahre Revue passieren, 
kann der Schluß nur lauten: Die Politik 
hat vorhandene Chancen vertan. Es gab 
kein Umsteuern. Krieg ist nach wie vor 
ein häufig angewandtes Mittel der Aus- 
einandersetzung zwischen Staaten. Die 
relative Stabilität der Abschreckung ist 
einer neuen Labilität gewichen. 

Zur Durchsetzung einer neuen Welt- 
ordnung richteten sich zunächst gerade 
von Teilen der L i e n  große Hoffnungen 
auf eine Stärkung der UN-Strukturen. 
Mittelfristig sollte ein globales System 
kollektiver Sicherheit installiert werden, 
welches in der Lage ist, Sicherheit und 
Frieden im umfassenderen Sinne zu ge- 
währleisten. Schon sehr schnell wurde 
aber deutlich, daß dieses politische Ziel 

keit der UN untergraben und damit die 
Konfiiktlösungsfähigkeit zusätzlich ein- 
geschränkt. 

Aktuelle Trends der 
internationalen 
Beziehungen 

Vor diesem Hintergrund verlor die 
UN für viele Staaten sehr rasch ihre her- 
ausgehobene strategische Bedeutung. Die 
sich aktuell in den führenden Mächten 
durchsetzende Neuorientiemng kann mit 
zwei sich scheinbar widersprechenden 
Tendenzen charakterisiert werden. Zur 
Zeit werden die internationalen Bezie- 
hungen zum einen von einer Renationa- 
lisienrng und zum anderen von einer he- 
gemonialen Regionalisierung geprägt. 
Faktisch wird die Welt aufgeteilt in ver- 
schiedene Einflußsphären oder Ord- 
nungsräume mit einer jeweiligen Füh- 
mngsmacht, die zugleich auch die Auf- 
gabe der Ordnungsmacht in dieser Regi- 
on übernehmen soll. Darüber hinaus ist 
man bemüht, die Beziehungen zwischen 
den Großregionen neu zu ordnen und 
dabei das Risiko einer bewaffneten Aus- 
einandersetzung untereinander zu mini- 
mieren. Gleichzeitig werden dabei die 

von Joachim Schuster* 

Streitkräfte dar. da mit dem Ende der 
Systernkonfrontation keine direkte mili- 
tärische Bedrohung mehr existiert. Als 
Ausweg werden überall auf der Welt 
Bedrohungspotentiale erspäht, die den 
Fortbestand einer Armee und deren 
Umstmkturierung rechtfertigen. Ange- 
führt werden in diesem Zusammenhang 
etwa die Proliferation von Atomwaffen, 
wachsender Fundamentalismus. ethni- 
sche Koniiiie in vielen Regionen und 
vieles anderes mehr. Bemerkenswert ist, 
daß alle diese - zum Teil nur konstmier- 
ten - Konfliktszenarien nicht mit militä- 
rischen Mittel gelöst werden können, 
sondern vor allem mit einer Politik des 
wirtschaftlichen und sozialen Ausgleichs 
und des ökologischen Umbaus angegan- 
gen werden müssen. Dennoch scheinen 
führende Kräfte in der westlichen Welt 
gewillt zu sein, in eventuellen Konflik- 
ten Militär einzusetzen. 

Die Bereithaliung eines militärischen 
Interventionspotentials deutetdarauf hin, 
daß der wachsenden Fragmenriemng der 
Welt eher mit repressiven Mitteln begeg- 
net werden soll als mit einer Politik des 
sozialen und ökologischen Wandels. Dies 
wird zusätzlich durch die scheinbar in- 
nenpolitisch motivierte Ändemng des 
Asylrechtes in Deutschland wie auch in 

in den nächsten Jahren nicht vcnvirklicht Unterd~ckungs- und Ausbeuiungsstmk- den meisten anderen westeuropäischen 
werden wird. Verantwortlich war hier- mren im Nord-Süd-Verhältnis eefestiet. Ländern unterstrichen. Tiefe Fraemen- ~ ~ 

für einerseits eine schlichte Überfor- 
demng der bestehenden UN-Strnkturen. 
Ohne die UNO substantiell zu stärken, 
wurde von ihr erwartet, mit Hilfe des neu 
gewonnenen Handlungsspielraumes zahl- 
reiche zum Teil schon langjährige Kon- 
i i i i e  in allen Gegenden der Welt einer 
friedlichen Lösung zuzuführen. Bei die- 
sem hohen Envartungsdruck, der in kei- 
nem Verhälmis zu den realen Handlungs- 
möglichkeiten stand. war ein Versagen 
der UN vorprogrammiert. Andererseits 
wurde aher das Bestreben fiihrender in- 
dustrialisierter Staaten deutlich, die UN 
zu instrnmentalisieren und zur Durchset- 
zung ihrer globalen Interessen eimset- 
Zen. Hierdurch wurde die Glauhwürdig- 

Dr. Joachim Schuner. InstiM fGr angewand 
te  Sozial- und Politikwissanschah Bramen, 
spw-Redaktion 

Offensichtlich wird hier die Folitis&e 
Entsprechung zur vorherrschenden öko- 
nomischen Triadisiemng (Entwicklung 
dreier dominierender regionaler Blöcke 
der Weltwirtschaft: USAINordamerika, 
Europäische Union, JapanIOstasien, 
Anm. d. Red.) gesucht. 

Beide Tendenzen werden von einer 
Militnnsierung der intem'onalen Be- 
ziehungen begleitet. Die Schwelle für 
militärische Auseinandersetzung ist er- 
heblich gesunken, da die Gefahr eines 
alles vernichtenden Atomkrieges merk- 
lich abgeschwächt ist. Wie die Bemühun- 
gen zur Umstrukiurierung der eigenen 
Streitkräfte belegen, sind auch die west- 
lichen Länder gewillt, zur Durchsetzung 
ihrer Interessen kriegerische Mittel ein- 
zusetzen. Ein besonderes Problem stellt 
in diesem Kontext die Legitimation der 

tierungen existieren sowohl innerhib der 
hegemonial geordneten Großregionen als 
auch zwischen ihnen. Sie beziehen sich 
auf ökonomische und soziale, wie auch 
auf sicherheitspolitische Aspekte. Sicher- 
heitspolitisch äußert sich dies in Zonen 
unterschiedlicher Sicherheit, ökono- 
misch und sozial haben wir es mit einer 
Ausgrenzung wachsender Bevölkemgs- 
gmppen in den hochindustrialisierten 
Ländern und der Schaffung neuer Ar- 
mutsgrenzen etwa zwischen West- und 
Osteuropa oder zwischen Nord und Süd 
zu tun. 

Probleme der Europäi- 
schen Union 

Europa steht in vielerlei Hinsicht im 
geographischen Zentrum der konserva- 
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tiven Neuordnung der internationalen litätskriterien erschweren eine Bekämp- Europaischen Politischen Zusammenar- 
Beziehuneen. In Eurooaverlief die wich- fung der Massenarbeitslosigkeit und ei- beit (EPZ) dar. Sie beruht. wie schon die 
tigste ~r lnt l inie  des Kalten Krieges, in 
Europa wirken sich die Transformations- 
probleme der osteuropäischen Staaten 
und der GUS direkt aus. Obwohl in den 
letzten fünf Jahren auf allen Seiten um- 
fassend abgerüstet wurde. stehen immer 
noch gigantische Miitärpotentiale auf eu- 
ropäischen Boden. Gleichzeitig sind nicht 
nur die Integrationsgehilde Ost- 
europas verschwunden, sondern auch 
Westeuropa steht vor der Aufgabe, sein 
institutionelles Beziehungsgeflecht neu 
zu definieren. Sowohl die Europäische 
Union als auch die NATO werden in den 
nächsten Jahren ihr Gesicht und ihr We- 
sen grundlegend wandeln. 

Von besonderer Bedeutung für die 
europäische Neuordnung ist die Zukunft 
der Europäischen Union. Ihre weitere 
Entwicklung wird das Beziebungsge- 
flecht in Europa wie auch das zu den 
USA und Japan entscheidend prägen. 
1996 soll eine Regierungskonferenz ein- 
gerichtet werden, die eine Überprüfung 
des erst 1991 in Maastricht verabschie- 
deten Vertrags über die Europäische - .. -. Uni- 
On vornehmen und gegebenenfalls Ver- 
tragsändemngen aushandeln soll. Der 
Maastrichter Vertrag ist ein .Dokument 
des Übergangs" (Arnold 1995, S. 3). Ei- 
nerseits steht sein Kern, die Errichtung 
einer Wirtschafts- und Währungsunion, 
für das Bestreben, den unter spezifischen 
internationalen Kräftekonstellationen und 
Interessen Mitte der 80er Jahre einge- 
schlagenen Weg der wirtschaftlichen In- 
tegration fortzusetzen. Andererseits spie- 
gelt sich in der 'Drei-Säulen-Konstmkti- 
on' der Europäischen Union der Versuch 
der westeuropäischen Staaten wider, auf 
die neuen Anforderungen seit 1989 zu 
reagieren. Neben der mit beachtlichen 
supranationalen Elementen ausgestatteten 
Wirtschaftsintegration im Rahmen der 
EG tritt als zweite Säule die neu geschaf- 
fene Gemeinsame Außen- und Sicher- 
heitspolitik (GASP) sowie als dritte 
Säule die Zusammenarbeit im Bereich 
Inneres und Justiz. Beide Kooperations- 
bereiche sind intergouvernemental, d.h. 
die Mitgliedstaaten behalten im wesent- 
lichen ihre Kompetenzen. 

Im Ereebnis kann der Maastrichter 
Vertrag jedoch keineder Anforderungen 
befriedigend erfüllen. Die geplante, ab- 
solut stabilitätsorientierte Wirtschafts- 
und Währungsunion (WWU) erzeugt 
neue Differenziemngen innerhalb der 
EU. Die vor allem unter dem Dmck der 
deutschen Regierung vereinbarten Stabi- 

nen Abbau der regionalen ~ i s ~ a n t ä t e n  in 
der Gemeinschaft. Damit fördert der 
Vertrag die soziale Fragmentierung in- 
nerhalb der EU, was zwangsläufig neue 
Konflikte zur Folge haben wird. Darüber 
hinaus erweist sich die WWU nicht als 
ohne weiteres kompatibel mit der Auf- 
gabe der wirtschaftlichen Unterstützung 
der osteuropäischen Transformations- 
Staaten. Zusätzlich ist die politische Ent- 
scbeidungsstruktur zerfasert und unüber- 
sichtlich. Das demokratische Defizit 
wurde mit Maastricht keineswegs besei- 
tigt. Diese Widersprüche innerhalb des 
Vertragswerkes sind Ausdruck der viel- 
fachen Differenzen zwischen den Mit- 
gliedstaaten über die Perspektiven der 
Europäischen Union. Sie reflektieren 
unterschiedliche nationale Interessen, die 
gerade n-h 1989 viel deutlicher artiku- 
liert wurden und sich durch machtpoliti- 
sche Verschiebungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten noch verstärkten. Im Ergeb- 
nis prägten Renationalisierungstendenzen 
die Entwicklung der EU in den letzten 
Jahren. Hierdurch sind selbst im Bereich 

EPZ, auf relativ unverbindlichen Struk- 
turen. Die Mitgliedsstaaten verpflichten 
sich lediglich dazu, auf Basis gegenseiti- 
ger Konsultation und Information zu ver- 
suchen, gemeinsame Standpunkte und 
Politiken zu entwickeln. Dabei wurden 
vorrangige geographische Raume - im 
wesentlichen die an die Europäische 
Union angrenzenden Gebiete - und Fel- 
der gemeinsamer Aktionen definiert. Zu- 
dem wird die Perspektive aufgezeigt, 
mittelfristig eine eigene Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik zu entwickeln. In 
diesem Kontext ist daran gedacht, die 
Westeuropäische Union (WEU) zum 
Verteidigungsinstrumeut der Union aus- 
zubauen. Die Erfahrungen der letzten 
Jahre machen deutlich, daß die GASP 
zwar gegenüber der EPZ einige Verbes- 
serungen mit sich gebracht hat, insbeson- 
dere aber die Strukturen zu schwach und 
zu schwerfällig sind, um wichtige außen- 
politische Fragen effektiv angehen zu 
können oder gar akuten Krisen, wie dem 
Krieg im ehemaligen Jugoslawien, wirk- 
lich zu begegnen. 

der wirtschaftlichen Integration Rück- 
schritte zu verzeichnen, wie etwa der 
faktische Zusammeubmch des Europäi- 
schen Währungssystems belegt. 

Innerhalb der EU besteht zudem eine 
große Ungleichzeitigkeit zwischen der 
Integration der Wirtschaft und der Inte- 
gration der Politik. Von einer Politischen 
Union kann derzeit nicht gesprochen 
werden. Die als zweite Säule vereinbar- 
te GASP stellt lediglich eine Fortsetzung 
und begrenzte Weiterentwicklung der 

Das Kerneuropa-Konzept 

Gegenwärtig baut sich in der EU ein 
großer Reformdmck auf. Angesichts der 
zunehmenden Widerspniche kann ein 
einfaches 'weiter so' keine Handlungs- 
strategie sein. Die Neudef~t ion der eu- 
ropäischen Integration steht auf der poli- 
tischen Tagesordnung, wobei aus Sicht 
der herrschenden Kräfte zwei Ziele er- 
füllt werden müssen: erstens die Stär- 
kung der globalen wirtschaftlichen Wett- 
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bewerbsmhigkeit Westeuropas und zwei- 
tens die Entwicklung einer gesamteuro- 
päischen Perspektive. Das im Schäuble/ 
Lamers-Papier (vgl. Schäuble/Lamers 
1994) entwickelte Kerneuropa-Konzept 
versucht exakt diese Herausforderungen 
miteinander zu verbinden. Dabei ist man 
sich im Klaren, daß die immer wieder 
propagierte Osterweiterung nur möglich 
sein wird, wenn eine grundlegende Re- 
form der EU erfolet. Welchen sozialen 
Inhalt eine so l che~e fo rm annehmen 
könnte, legte u.a. Bundespräsident Ro- 
man Herzog klar, wenn er sich dafür 
ausspricht, .aus der europäischen Dop- 
pelstrategie 'Erweitemng und Vertie- 
fung' eine dreifache zu machen: 'Erwei- 
terung, Vertiefung und Verschlan- 
kung'." (Herzog 1995, S. 8) Die Ver- 
schlankung wird vor allem die sozialen 
und ökonomischen Ausgleichsmechanis- 
men betreffen, da diese bei einer über- 
eilten Enveitemng schlicht nicht finan- 
zierbar sein werden. 

Das Problem an dem Kerneuropa- 
Konzept ist nun nicht, daß es eine nach 
~ i t ~ l i e d e r n  wie nach Sachgebieten dif- 
ferenzierte Integration befürwortet, auch 
wenn die genauen Modalitäten einer sol- 
chen Integration noch sehr viele Fragen 
aufwerfen. Ein vollständiger Gleich- 
schritt der europiiischen Staaten ist sach- 
lich weder möglich noch wünschenswert. 
Das Problem ist jedoch, daß Schäublel 
Lamers trotz aller Integrationsrhetorik 
ein hegemoniales Europakonzept entwer- 
fen, mit einem klaren Führungsanspmch 
der Achse DeutschlandlFrankreich. Die- 
se Achse soll die Richtung, den Inhalt 
und das Tempo der Integration bestim- 
men und somit entscheiden, welcher 
Staat jeweils zu beteiligen ist und wel- 
cher nicht. Damit wird die faktische 

Eine häufig als Schlagwort in die Debat- 
te geworfene Verbindung der verschie- 
denen Einrichtungen in einem Konzept 
der 'interlocking institutions' zeichnet 
sich bisher nicht ab. Gleichwohl bilden 
sich langsam Ordnungsmuster heraus. So 
haben die militärischen Instiiutionen in 
den letzten Jahren ein deutliches Über- 
gewicht entwickelt. Momentan bildet sich 
eine Konstellation heraus, die versucht, 
eine in sich stark fraamentierte Sicher- 

heitszone in Europa schaffen, die die 
westeuropäischen sowie die mittel- und 
osteuropäischen Staaten (MOES) inkiu- 
sive der drei baltischen Länder umfaßt. 
Die in der GUS zusammengeschlossenen 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion sollen 
diesem Raum nicht angehören. Instm- 
mente zur Durchsetzung dieses Ord- 
nungsmodells sind vor allem die NATO- 
Erweitemng sowie die Eibeziehung der 
MOES'in die WEU. Mit diesem Modell 
wird die Spaliungslinie durch Europa, die 
früher durch Deutschland verlief. ledig- 
lich einige 100 Kilometer nach Osten ver- 
schoben. Die Beziehungen innerhalb der 
entstehenden Großregionen sollen dann 
zur inneren Angelegenheit der jeweiligen 

bedroht sieht, ist logisch widersinnig. 
Die Einbeziehung der MOES in die 
westlichen Sicherheitsorganisationen 
geht in ihrer Logik davon aus, daß diese 
von RuRland bedroht sind und somit ge- 
gensätzliche Interessen und Absichten 
vorhanden sein müssen. Zudem ist wahr- 
scheinlich, daß Rußland sein 'nahes Aus- 
land' in diesem Fall sich seinen Sicber- 
heitsinteressen ohne größere Rücksicht- 
nahmen unterordnen wird. da eine Be- 
drohung der eigenen ~icherheit durch 
den Westen angenommen werden wird. 
Im Endergebnis nähme die Unsicherheit 
und die Konfliktträchtigkeit in Europa 
zu. Auch für die MOES wird sich we- 
der die Sicherheit noch die innere Stabi- 
lität erhöhen. Denn ohne Zweifel wird 
es keinen gleichgewichtigen Ausbau der 
NATO-Strukturen nach Osten geben. 
Damit enstehen innerhalb der NATO 
Zbnen unterschiedlicher Sicherheit. Zu- 
dem sind die NATO-Stnikturen ungeeig- 
net, innerstaatliche Konflikte oder auch 
Konflikte zwischen NATO-Mitgliedern 
zu lösen. Und schließlich ist die Integra- 
tion in die NATO mit einer kostenuiten- 
siveu Umstrukturierung der eigenen 
Streitkräfte verbunden, die wiederum 
ökonomische Ressourcen binden wird, 
die dann etwa für sozialpolitische Auf- 
gaben nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Die Abgrenzung der Einflußsph'aren 
zwischen Rußland und Westeuropa ist 
allerdings noch keineswegs abgeschlos- 
sen, wie sich etwa im Umgehen mit dem 
Krieg im ehemaligen Jugoslawien oder 
den Auseinandersetzungen um die 
NATO-Erweitemng zeigt. Diese über- 
gangsphase erzeugt zusätzliche Labilität, 
wobei die militärisch dominierten Insti- 
tutionen immer mehr die politischen 
Leitlinien bestimmen. Die NATO hat 

Konsensorientiemng innerhalb der EU Fihmngsmacbt werden. durch ihre Ostpolitik mittels der Eimicb- 
aufeekündiet. Das einzie Posirive daran Die Erweirerune der NATO vemr- tune des NATO-Kowerationsrares und 
ist,daß ~Atschland nipht der alleinige 
Hegemon in Europa sein soll. 

Europäische Sicherheits. 
s t ruktur  und NATO-Er- 

weiterung 
Die Auseinandersetzungen um die 

Neuordnung Europas haben selbstredend 
auch sicherheitspolitische Implikationen. 
Gegenwärtig existieren vier miteinander 
konkurrierende, aber auch kooperieren- 
de Institutionen - die OSZE, die GASP, 
die WEU und die NATO -, deren Ver- 
hältnis zueinander keineswegs wider- 
spmchsfrei ist (vgl. auch Peters 1993). 

sacht jedoch auch &ue sicherheitspoliti- 
sche Probleme. In der gegenwärtigen 
Debatte wird häufig die Position vertre- 
ten, die NATO-Erweitemng als Vorläu- 
fer der EU-Erweiterung würde die Sta- 
bilität in den Reformstaaten und in Euro- 
pa insgesamt erhöhen. Diese Hoffnung 
entbehrt jeglicher Gmndlage. Eine Ost- 
enveitemng der NATO birgt die große 
Gefahr einer weiteren Miitarisierung und 
damit auch Destabilisiemng Rußlands. 
die sehr schnell wieder zu erhöhten Span- 
nungen bis hin zu Konfrontationen füh- 
ren kann. Die zur Beschwichtigung im- 
mer wieder vorgetragenen Absichten, 
eine Erweite~ng der NATO derart zu 
gestalten, daß Rußland sich dadurch nicht 

deF~onze~tion der ~aknerschaft für den 
Frieden eindeutig die Führungsrolle 
beim Aufbau europäischer Sicherheits- 
Strukturen übernommen und die inzwi- 
schen zur OSZE weiterentwickelte 
KSZE in den Hintergmnd gedrängt. Da- 
mit sind aber auch die konfliktverhüten- 
den und präventiven Mechanismen der 
europäischen Sicherheitsordnung deut- 
lich schwächer ausgeprägt. Sicherheit 
wird vor allem nach militärischen Krite- 
rien defmiert. 

Die Bedeutung der WEU 
Zusätzliche Widersprüche entstehen 

durch die konkurrierende Rolle der 
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Westeuropäischen Union (WEU), die 
gern auch als europäischer Pfeiler der 
NATO bezeichnet wird. Allerdings 
täuscht diese Formulierung eine größere 
Harmonie vor, als in der Realität vor- 
handen ist. Zwar verfügt die WEU nur 
mdimentär über eine eigene, von der 
NATO unabhängige militärische Infra- 
stmktur, gleichwohl sind Bestrebungen 
im Gange. diese schrittweise zu errich- 
ten. Zudem dient die WEU als Forum 
zur Abstimmung westeuropäischer Inter- 
essen, die durchaus denen der USA zu- 
wider laufen können. Die GASP und die 
WEU sind auch als Instrumente zur 
.Formulierung und Durchsetzung geo- 
graphisch unbegrenzter, machtpoliti- 
scher Interessen" (Peters 1993, S. 140) 
konzipiert. Umgekehrt ist die Haltung 
gegenüber den USA ein Auseinanderset- 
zungsfeld zwischen den westeuropäi- 
schen Staaten. 

In dem Verhältnis von WEU und 
GASP spiegeln sich zugleich die integra- 
tionspolitischen Differenzen zwischen 
den westeuropäischen Staaten. Zwar soll 
die WEU nach dem Maastrichter Vertrag 
eventuell zum militärischen Arm der EU 
entwickelt werden, gleichwohl ist man 
von diesem Ziel noch weit entfernt. Da 
sich gegenwärtig eben keine einheitliche 
außen- und sicherheitspolitische Position 
der westeuropäischen Staaten herausge- 
bildet hat, versuchen die westeuropäi- 
schen Staaten bei Wahrung ihrer natio- 
nalen Souveränität die unterschiedlichen 
Institutionen und Handlungsebenen fle- 
xibel zur Durchsetzung ihrer als national 
definierten Interessen zu nutzten. Im 
Gegensatz zur WEU ist die GASP zu- 
meist auf Einstimmigkeit bei den Ent- 
scheidungen angewiesen. Dementspre- 
chend ist die Entscheidungsfindung 
schwerfällig. In der WEU dagegen be- 
steht für die einzelnen Mitgliedstaaten 
kein Zwang, sich an mehrheitlich be- 
schlossenen Maßnahmen auch zu betei- 
ligen. Die so leichter mögliche Entschei- 
dungsfindung kann demzufolge recht fle- 
xibel von den beteiligten Staaten genutzt 
werden. Gerade die WEU ist in diesem. 

ökonomische Probleme insbesondere in 
Osteuropa und der GUS weitgehend 
ignoriert. Hier entwickeln sich Konflikt- 
ursachen, die jederzeit eskalieren kön- 
nen. Fünf Jahre nach dem Ende des Ost- 
West-Konfliktes ist die Labilität der inn- 
ereuropäischen Beziehungen erheblich 
gestiegen. 

Deutschland als europäi- 
sche Hegemonialmacht 

Bei der Neuordnung Europas spielt 
das wiedervereinigte Deutschland eine 
herausgehobene Rolle. Einerseits focus- 
sieren sich viele Probleme der Transfor- 
mation und des Wandels in der Bundes- 
republik. Andererseits wurde Deutsch- 
land wieder zu einem völlig souveränen 
Akteur in der internationalen Politik. 
Gemessen an wirtschaftlichen Indikato- 
ren ist Deutschland zudem noch zum mit 
Abstand mächtigsten europäischen Staat 
aufgestiegen. Von daher ist ein Neuori- 
entierungsprozeß in Deutschland im 
Gange, der zunächst zu einer Militarisie- 
m g  deutscher Außenpolitik geführt hat. 
Nachdem während des Kalten Krieges 
die Bundesrepublik militärisch äußerst 
zurückhaltend agierte (Einsätze der Bun- 
deswehr außerhalb der NATO-Grenzen 
galten allgemein als verfassungswidrig) 
wird inzwischen (verfas~un~~rechtlich 
gedeckt durch das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichtes) es als sinnvoll ange- 
sehen, in bestimmten Fällen die Bundes- 
wehr im Rahmen von UN-Missionen 
oder im Rahmen von Bündnisaktionen 
der NATO oder der WEU überall auf der 
Welt einzusetzen. Kaschiert mit den Re- 
dewendungen von der Verantwortungs- 
Übernahme beansp~cht die Bundesrepu- 
blik allgemein eine größere Mitsprache 
in allen Bereichen internationaler Poli- 
tik. In diesem Kontext steht die Forde- 
Nng nach einem ständigen Sitz im UN- 
Sicherheitsrat. Die Bundesrepublik ver- 
sucht ihre Rolle als politische Mittel- 
macht und ökonomische Großmacht mit 
globalen Interessen zu definieren. 

Dies neht mit einem schon beinahe 

westlichen Verbündeten und wenn irgend 
möglich legitimiert durch das von den 
führenden Mächten dieser Welt maßgeb- 
lich geprägte Völkerrecht durchgeführt 
werden sollen. 

Trotz vielfältiger ungelöster Proble- 
me und machtpolitischer Auseinanderset- 
zung zeichnet sich alles in allem auf kon- 
servativer Seite - und zwar nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in anderen 
wesentlichen Staaten - ein relativ strin- 
gentes strategisches Konzept zur Neuord- 
nung der internationalen Beziehungen ab. 
Dieses wird zwar keine harmonische 
Entwicklung gewährleisten oder gar die 
ökonomischen und sozialen Herausforde- 
rungen bewältigen, aber doch eine Be- 
wegungsform für zu Tage tretende Wi- 
dersprüche fmden. Zunehmende Miita- 
risierung und soziale Ausgrenzung sind 
wesentliche Bestandteile dieser Bewe- 
gungsform. Die Sozialdemokratie hat 
diesen Vorstellungen bisher relativ we- 
nig entgegenzusetzen. In der Formulie- 
Nng einer neuen Europa-, Außen- und 
Sicherheitpolitik liegt daher eine der zen- 
tralen Aufgaben für die Zurückgewin- 
nung linker Reformfähigkeit. 
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Y' Une defaite d'avenir" - 
Eine Niederlage mit Zukunft 

Französische Präsidentschaftswahlen 

as bisher geschah. Nach einer 
der historisch schwersten 
Wahlniederlagen der Soziali- W 

sten im März I993 wird Edouard Balla- 
dur Premierminister. Der langjährige 
Weggefährte Chirac's - .eine 30jährige 
Freundschaft" - soll die letzten zwei 
Jahre der ,cohabitationC', der politisch 
nervenraubenden Ko-regierung mit dem 
abdankenden sozialistischen Präsidenten 
Mitterrand über die Bühne bringen, um 
Chiiac freie Hand zu lassen bei seinem 
dritten Anlauf, die für 1995 anstehende 
Präsidentenwahl zu gewinnen. 

Doch in dem damaligen politischen 
Vakuum gerät dieses politische Szena- 
rio durcheinander. Die Sozialisten baden 
ihre Wahlniederlagen in internen Salon- 
revolutionen aus und sind praktisch über 
Monate von der politischen Szene abwe- 
send. Die UDF. die rechtsliberale For- 
mation des konservativen Lagers, hat 
keine neue Gallionsfigur außer dem Ur- 
altexpräsidenten Giscard d'Estaing. 

Balladur regiert unterdessen in rela- 
tiver Kontinuität und Mitterand hat we- 
niger politisches Ansehen und auch si- 
cherlich weniger politischen Willen, 
seine Position zur Polarisierung der öf- 
fentlichen Meinung gegen die Regie- 
mngsmaßnahmen so einzusetzen, wie er 
es in der ersten ..cohabitation" mit Chir- 
ac von 1986 bis 1988 exerziert hat. 

Balladur wird so schnell zur Konsens- 
Person, zur Inkarnation der "einzig 
möglichen Politik". Statt, wie vorgese- 
hen, schnell als Regienmgsverwalter zu 
verschleissen, erreicht er bis Januar '95 
enorm gute Umfrageergebnisse von bis 
zu 65 % Zustimmung. 

Die Revanche der wirt- 
schaftsliberalen Rechten 

Balladur fühlt, daß ihm Flügel wach- 
sen. Seine Minister drängen ihn, sich 
zum Kandidaten gegen seinen Partei- 
freund Chirac. Vorsitzender der paulli- 

M a l t e  Martin. Redakteur der Zeitschrift  
.d~mocratiel.. Paria 

stischen RPR, der der Premierminister 
ebenfalls angehört, zu erklären. Die in 
allen Presseorganen veröffentlichten Stu- 
dien der Umfrageinstimte lassen keinen 
Zweifel zu: Balladur ist quasi schon 
gewählt. Allerhöchstens langt es viel- 
leicht zu einem Duell Balladur-Chirac 
mit einer Linken, die nicht mal einen 
Kandidaten im zweiten Wahlgang hätte. 
In Deutschland wäre dies mit einer SI- 
tnation vergleichbar, in der die Kanzler- 
wah1z.B. zwischen Kohl und Schäuble 
entschieden würde. 

Außer den verschiedenen politischen 
Karriereplänen ging es hier aber um 
mehr: Es war sicherlich der ernsthafte- 
ste Versuch der letzten 20 Jahre, die 
politische Landschaft auf der rechten 
Seite neu zu stmkmrieren. 

Der französische Staat und die bür- 
gerlichen Parteien sind nicht mehrheit- 
lich von der christlichen oder liberalen 
Bourgeoisie - wie in Deutschland oder 
den meisten anderen europäischen Län- 
dern - geprägt worden, sondern haben 
Traditionen des republikanischen Bür- 
gertums aufgenommen, in ihren fort- 
schrittlichen Elementen entlehnt aus der 
französischen Revolution, aber auch in 
ihren reaktionären, bonapartistisch-auto- 
ritären Formen. 

Die RPR, die am stärksten stmktu- 
rierte Partei der Rechten in Frankreich, 
steht für eine gaullistische Tradition des 
starken Staates, der für viele Rechtslihe- 
rale in Widerspmch geraten ist mit 
.schlankem Staat" und "schlanker Pro- 
duktion". Für die Finanzoligarchie und 
die Wirtschaftssektoren, die an den in- 
ternationalen Handel gekoppelt sind, 
wurde diese "exception francaise" mit 
ihren noch vielen verstaatlichten Betrie- 
ben, einem starken öffentlichen Dienst 
und Fünijahresplänen (!) zu einem Hin- 
dernis, um sich im weltweiten Wettbe- 
werb zu behaupten und europäischen 
Konvergenzkriterien zu entsprechen. 

Das politische Projekt, was an die 
Kandidatur von Balladur gekoppelt war, 
hat also einen Hauch politischer Revan- 

von Malte Manin* 

che der aristokratischen Finanzliberalen 
über die Volkspartei RPR. Ein Wahlsieg 
Balladurs, Kandidat aus den Reihen der 
RPR. aber unterstützt von der UDF, 
sollte zum Auseinanderbersten der Gaul- 
listen führen. Aus UDF und Teilen der 
RPR wäre sodann eine neue rechtslibe- 
rale Zentmmspartei geworden. 

Die sozialistische Partei 
auf Schlingerkurs 

Rückblende: Nach der Schlappe der 
PS in den Europawahlen findet wieder 
eine Salonrevolution an der PS-Spitze 
statt. Rocard ist als Präsidentschaftskan- 
didat erledigt. Sein Projekt, über den 
Parteivorsitz die Partei zu erobern und 
den Bmch mit der Ära Mitterrand her- 
beizuführen, ist gescheitert. 

Emmanuelli übernimmt den Partei- 
vorsitz mit einigen anderen ehemaligen 
Jospinisten und der Unterstützung der 
Freunde von Fabius und der Gauche 
Socialiste. Aber immer noch fehlt ein 
neuer Präsidentschaftskandidat.'Die Par- 
tei ist in einem zerütteten Zustand, der 
es ihr nicht erlaubt, sich für einen Na- 
men zu entscheiden. Und so springen 
wieder die Umfrageinstitute ein, um den 
geeigneten Kandidaten zu finden. Die 
Hoffnungen projezieren sich schließlich 
auf den bekanntesten Namen, den die 
Sozialisten noch zur Verfügung haben: 
Jacques Delors, den Noch-Vorsitzenen 
der EG-Kornmision. Auch wenn er eher 
mit seiner sozialliberalen Politik am ent- 
gegengesetzeu Ende des damals offizi- 
ellen .A gauche taute!"-Parteikurses 
stand, hatte er doch für die breite Öf- 
fentlichkeit gerade den Vorteil der Brüs- 
seler Distanz. Er erschien weniger in die 
letzten ruhmlosen Jahre der sozialisti- 
schen Regierungsverantworning und der 
parteiinternen Machtkämpfe verwickelt. 
Delors Popularität stieg bis auf 51 % in 
den Umfragen und ließ hoffen, daß die 
Linke wieder in die politisch entschei- 
dende Schlacht um das höchste Staatsamt 
eingreifen könnte. Stniktureii aber lag 
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die Linke weiter am Boden: und dem len Umbaukonferenzen', die die PS Bürgermeister Chirac zu übertünchen 
kurzen Umfragehöhenflug folgte dann wieder in einen Dialog mit dem gesam- (die zu. dem traurigen Rekord von 2 
auch ein Absturz. Delors selber wollte ten linken und ökologischen Umfeld füh- Millionen m2 leerstehenden Büros ge- 
nämlich gar nicht Kandidat sein. ren sollten. führt hat). In den Umfrageergebnissen 

Wiedem kommierte sich das gesmk hat nun Chirac weit die Nase vom, mit 
öffentliche Interesse auf das Duell im Die Wahlkampagne zum bis zu 38%. und Balladur scheint mit 
rechten Lager. Chirac hatte seine offi- 

1. Wahlgang 15% Zuspmch in den Umfragen völlig 
zielle Kampagne begonnen, aber noch abgehängt. 
schien er relativ isoliert in seinem La- Doch noch im Fehmar und März 
ger. 

Basis und Überbau 
Anfang Januar erklärt sich Jospin auf 

einer Sitzung des PS-Parteivorstandes 
(dem er selber nicht mehr angehört) be- 
reit, als Kandidat zur Verfügung zu ste- 
hen, wenn die Partei es wünsche. Em- 
manuelli und die neue Parteispitze rea- 
gieren mit Nervosität. Ein Terminplan 
zur Kandidatenbenennung wird festgelegt 
und zum erstenmal in der Geschichte der 
PS eine parteiinterne Basiswahl zur Kan- 
didatenhestimmung organisiert. Drei 
Wochen lang wälzt die Parteispitze an- 
dere Namen als den Jospins. Jack Lang. 
ehemaliger Kulturminister und alter 
Getreuer von Mitterrand, meldet sich zu 
Wort,. Er zieht aher in letzter Minute 
seine interne Kandidatur zurück, um sei- 
nen Parteifreund Fabius zu stützen, der 
auf die Kandidahir von Emmanuelli setz- 
te. Dieser war als neuer Parteivorsitzen- 
der mit einem 80%-Votum des letzten 
Parteitags legitimitiert worden. Nichts- 
destotrotz wird die Wahl der Parteiba- 

schien die Linke fast abwesed im häsi-  
dentschaftswahlkampf. Jospin hatte 
durch das Designationsverfahren Zeit 
verloren. Die PS Führung, geschwächt 
durch die interne Wahl, mobilisierte nur 
zögernd die Partei. Seine ersten pro- 
grammatischen Aussagen zu Arbeitszeit- 
verkürzung, Ausländer- und Sicherheits- . 
gesetzen (Pasqua) erschienen zu halbher- 
zig. 

Aber vor allem zog das Duell der 
beiden rechten Kandidaten fast exklusiv 
die Medienaufmerksamkeit auf sich. 
Chirac nutzte die Abwesenheit der Lin- 
ken zu Beginn des Wahlkampfes, um mit 
einer sehr überraschenden sozialen,Rhe- 
torik diesen Platz zu besetzen und sich 
damit zugleich gegenüber seinem rech- 
ten Rivalen abzugrenzen. Er sprach von 
der .sozialen Fraktur", die das Land 
spaltet, und daß zugleich die politische 
"Unterscheidung von links und rechts 
nicht mehr aktuell" wäre. Er sprach von 
der „bürokratischen Technostmktur", 
die die Entscheidungen der Politik aus 
der Hand nähme und den .spekulativen 
Börsengewinnen", die wieder in die 

sis zum Plebiszit für Jospin, der sich mit Arbeit investiert werden müßten. Ohne 
66% der Stimmen klar durchsetzt. mit der Wim~er zu zucken. stellte er sich 

Maastrichter Verträge sprach er sich für 
ein kritisches Ja aus. Nach der Wahlnie- 
derlage der PS 1993 zog er sich aus den 
parteiinternen Machtkämpfen zurück. 
Seine Strömung zerfiel zum Teil in die- 
ser Periode. Zum letzten Parteitag 
schrieb er einen Beitrag, der in vielen 
Gebieten als kritische Aufarbeitung der 
mitterrandschen Regiemngsära angese- 
hen wurde. Unter der Parteiführung 
Rocards galt er als Initiator der "sozia- 

als ,Quasiopposition" zu Premiermini- 
ster Balladur dar - nach zweiJahren Par- 
lamentsmehrheit seiner eigenen Partei. 
Der Höhepunkt dieses populistischen 
Surfkurses war sein Eintreten für die 
Zwangsrequirierung leerstehenden 
Wohnraums in Paris angesichts von 
Aktionen der Obdachlosenorganisation 
DAL. E i  gewagtes Wahlkampfmanö- 
ver, um 20 Jahre Wohnungspolitik von 

,,Wahlpolitisch rechts, 
ideologisch links" 

Stephane Roz&s, Politologe und Pro- 
fessor am .Institut d'etudes politiques" 
in Paris, faßt dieses Phänomen in fol- 
gender Weise zusammen: .Die Mei- 
nungsumfragen begrenzen sich nicht nur 
auf die Messung der Stimmabgabe. Die 
Wahlmotivationen sind vor allem sozia- 
ler Art: Kampf gegen Arbeitslosigkeit, 
für Schule und Ausbildung und gegen 
soziale Ausgrenzung. Für 65 % der Fran- 
zosen ist das letztere Thema nur u m -  
reichend in der Kampagne repräsentiert. 
(. ..) Der Hauphviderspmch im Land be- 
steht darin, daß es politisch rechts wählt, 
aher zugleich ideologisch im Bmch steht 
mit den wirtschaftsliberalen Optionen 
der 80er Jahre. (...) Dieses Paradox 
erklärt den augenblicklichen politischen 
Kurs der RPR. Doch wenn Jacques 
Chirac gewählt wird und vom Wähler- 
dmck befreit ist, wird er nicht 10 Jahre 
warten wie Louis-Napolion Bonaparte, 
um erneut einen wirtschaftsliheralen 
Kurs einzuschlagen. Er wird nach der 
Wahl dem ~ m c k  der dynamischsten 
Sektoren ausgesetzt sein, die seine Kam- 
pagne getragen haben (wie z.B. der neue 
Wirtschaftsminister Madelin). Diese 
werden durch die Hintertür wieder das 
Wertepaar .Wirtschaftsliberalismus- 
Ausgewogenheit" einführen, obwohl 
Chirac sich hat wählen lassen unter dem 
Banner der Werte der ,Republik der 
Freien und Gleichen"'. 

Die Überraschung am Abend des 
ersten Wahlgangs schafft Jospin, als er 
mit 23 W an den beiden rechten Kandi- 
daten vorbeizieht. Die Linke ist im zwei- 
ten Wahlgam. Die Prophezeihungen von 
Chirac über das Ende des ~ i d e r i ~ m c h s  
von i i i  und rechts sind Lügen gestraft. 
Dazu kommt im linken Lager eine ge- 
wisse Tendenz zum Protestvotum mit 
8.7% für den kommunistischen Kandi- 
daten, der zum ersten Mal den Abwärts- 
trend der PCF stoppt, und 5% für Ar- 
lene Laguiller, die Passionaria der tmtz- 
kistischen .Lutte Ouvrikre". Nur Domi- 
nique Voynet, Kandidatin der Grünen 
mit Unterstützung einer Reihe ehemali- 
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ger Reforrnkommunisten, schafft es mit 
2.5% nicht, die französische Okobewe- 
gung in der politischen Landschaft zu 
verankern. 

Insgesamt legt dieser erste Wahlgang 
einen Auf~pii t te~ngspr~zeß der politi- 
schen Landschaft Frankreichs in 5 un- 
gefähr gleich große Bmchstücke offen, 
die eine gewisse Ratlosigkeit der Wäh- 
ler angesichts der Tiefe der sozialen 
Krise einerseits und der Abwesenheit 
eines politischen Projekts andererseits 
ausdrückt: eine extreme Rechte um Le 
Penlde Villiers mit 20%, eine "bonapar- 
tistische" autoritäre Rechte um Chirac 
mit 20%. eine ,orleanistische" wirt- 
schaftsliberale Rechte um Balladur um 
19%. eine sozialdemokratische Linke 
mit Jospin mit 23% und eine radikale 
Linke mit Hue (PCF)I LaguillerIVoynet 
um 16%. 

Der erste Wahlgang kündigt auch 
eine Schwächung der politische Legiti- 
mität des neuen Präsidenten und seiner 
Institutionen an. Nur ein Wähler von 
fünf hat also den zukünftigen Präsident 
der Republik als seinen Wunschkandi- 
daten designiert. Innerhalb seiner poli- 
tischen Familie ist er nur knapp in der 
Mehrheit, und wenn man die Stimmen 
Le Pens auf der rechten Seite einbezieht, 
repräsentiert Chirac nur ein Drittel sei- 
nes eigenen Lagers. 

Der 2. Wahlgang 
Insgesamt aber steht die Wahlarith- 

metik auf 60 zu 40 für die Rechte vor 
dem zweiten Wahlgang. Doch zum er- 
sten Mal seit der katastrophalen Wahl- 
niederlage der Linken im März '93 hat 
es Jospin geschafft, eine wirkliche Dy- 
namik in Gang zu setzen, und hat fast 
unmögliche Hoffnungen aufkommen las- 
sen auf einen Wahlsieg, der die Rechte 
in Frankreich zum dritten Mal um das 
höchste Staatsamt bringen könnte. Zu- 
mal die Versöhnungsprozedur zwischen 
Balladur und Chirac anfaglich psycho- 
dramatische Züge annahm und die alten 
Ängste der französischen Rechten und 
ihrer ,machine A perdre" wieder herauf- 
beschwor. 

In den letzten Wahlveranstalhmgen 
versammelte Jospin 2. 000 und 35.000 
Personen in Paris und Toulouse, damn- 
ter viele Jugendliche, die in ihm eine 
Leitfigur für eine erneuerte Linke su- 
chen. Seine 47.7% zeugen von einer 
enormen Aufholjagd, die das politische 
Krafteverhälmis zugunsten der Konser- 
vativen relativiert, aber in um so kras- 

seren Gegensatz steht zur parlamentari- 
schen Repräsentation des Kräfteverhält- 
nisses im Land. 

Die Konservativen stellen nun außer 
dem Präsidenten, dem Premierminister 
und der Regiemng, 80% der Sitze in der 
Nationalversammlung, über 60% im 
Senat. Sie stellen die Präsidenten in 20 
der 22 Regionlräte und die Bürgermei- 
ster einer Reihe von wichtigen Städten, 
angefangen mit Paris. Der Begriff RPR- 
Staat macht wieder die Runde. 

Die Diskrepanz zwischen dieser kon- 
servativen Machtkonzentration und dem 
sozialen Klima im Lande während der 
Wahlkampagne führte die meisten Kom- 
mentatoren dazu, Chirac und der neuen 
Regiemng nur einer relativ kurze Zeit- 
spanne einzuraümen, wenn sie eine .ex- 
plosion sociale" verhindern wolle. In der 
Tat war die in Bezug auf soziale Bewe- 
gung traditionell ruhige Wahlperiode von 
einer Reihe von Streiks und Demonstra- 
tionen geprägt. 

Dabei ist zu vermerken, daß Jospin 
auch Boden hat gut machen können bei 
den traditionellen Wählerschichten der 
Linken, die in den vorherigen Wahlen 
sich in Wahlenthaltungen geäußert haben 
und diesmal im ersten Wahlgang zum 
Teil sogar (im Norden) zum Protestvo- 
tum Le Pen gegriffen haben: 65% der 
Arbeiter, 57 % der Angestellten und 67 % 
der Lehrer haben für Jospin gestimmt. 

Die Konsequenzen für 
die französische Linke 
Die Wahlkampagne hat einige Eck- 

punkte markiert für die Neuformiemng 
der politischen Landschaft insgesamt und 
der Linken im Besonderen. Ironischer- 
weise war es Laurent Fabius, der ver- 
hinderte Kronprinz Mitterrands, der dies 
auf eine guteFormulierung brachte: .Jo- 
spins Wahlergebnis ist eine Niederlage 
mit zukunftUT 

- 

Sie markiert zu allererst das Ende der 
Ära Mitterrand und das Aufkommen ei- 
ner neuen Generation, die nicht mehr die 
negativen Aspekte der Regiemngsbilanz 
verschweigen will. 

Robert Hue seinerseits tat dies gegen- 
über der historischen Verantwortung der 
PCF mit unzweideutigen Verurteilungen 
des totalitären Charakters der ehemali- 
gen Regime in Osteuropa. 

Lionel Jospin prägte die Formel des 
"Rechts auf politische Inventur" mit ih- 
rer positiven und negativen Bilanz. Die 
PS-Fühmng legte Jospin nahe, diese 
Formel fallen zu lassen und forderte 

ihn auf, zum Präsidenten Mitterrand 
zu pilgern, der sich bis dahin noch 
nicht klar im Wahlkampf für Jospin 
ausgesprochen hatte, um ihn um eine 
Stellungnahme zu binen. Jospin ant- 
wortete, daß es allen Bürgern frei ste- 
he, ihn zu unterstützen -und ging nicht 
nach Canossa. 

Zum zweiten gibt diese Kampagne 
und ihre Ergebnis einige Anhaltspunk- 
te über den Ort und die Mittel des Er- 
neuerungsprozesses der Linken. Die 
PS, oder viel mehr der politischen 
Platz, den die französische PS ausfüllt, 
wird wieder zum zentralen Ort des 
Geschehens. Dies schien in den letzen 
Jahren weniger klar. Die Dissidenten- 
bewegungen von Chevenement in der 
PS und den Reformkommunisten der 
PCF, das Auftauchen der Grünen und 
ihre nunmehr linke Positionierung bei 
gleichzeitiger Schwächung von PCF 
und PS (14.5% in den Europawahlen) 
hätte zu anderen politischen Konstel- 
lationen führen können. Die Formie- 
rung einer neuen Kraft, die von einem 
neuen Standort auf die traditionnellen 
Parteien hätte einwirken können, war 
in dieser kurzen historischen Periode 
nicht ausgeschlossen. Die Präsident- 
schaftswahl hat nun die Karten neu 
gemischt. 

Die Grünen und die ihr nahestehen- 
den kleinen linken Formationen werden 
nicht der Pol einer eigenständigen neu- . . 
en Kraft sein. 

Die PCF kann ihren Ahwärtstrend 
stomen. aber das Ereebnis reicht zu- 
gle'iGh Acht, um den neuen Kräften um 
Hue genügend Spielraum zu geben, die 
KP zu öffnen und zu einem Sammelbek- 
ken werden zu lassen. 

Die relativ schlechten Ergebnisse der 
KP-Hochburgen in den Kommunalwah- 
len werden diesen Widerspruch noch 
zuspitzen. Die PCF wird den aus ihrer 
~ i t &  hervorgegangenen Bürgermeistern 
und Kommunalabgeordneten nicht mehr 
aus eieener Kraft die Wiederwahl er- 
möglighen können. 

Die Frage der PS oder, genauer, 
wie die neue PS aussieht, wird also ei- 
nen zentralen Platz einnehmen. Dies 
ist eine Problemtik, die sich in vielen 
Punkten mit den Wandlungsprozessen 
der meisten europäischen sozialdemo- 
kratischen Parteien deckt. Mit dem 
Unterschied, daß das Gewicht der 
Partei (100.000 Mitglieder) sehr viel 
geringer ist und damit die Zusammen- 
hänge zwischen inneren und äußeren 
Einflüssen sehr viel größer sind. 
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Welche Perspektiven 
und Mittel zur 
Erneuerung? 

Die Koalition, die die Kandidatur 
Jospins aktiv getragen hat, ist im Par- 
teivorstand in der Minderheit. Jospin 
aber, der nicht mal dem PS-Vorstand 
angehört. ist heute der Oppositionsfüh- 
rer der L i e n  mit einer Austrahiung, 
die weit über die Partei hinausgeht. 

Diese Koalition der ,.Erneuerer" ist 
relativ heterogen zusammengesetzt aus 
der Strömung Rocards. die ein sozial- 
demokratisches Credo repräsentiert, den 
Freunden Delors und seiner Tochter 
Martine Aubry aus einer sozialliberalen 
Tradition. und der ehemaligen Strömung 
Jospins aus der traditionellen sozialde- 
mokratischen Linken der Partei. 

Der Parteivorstand hingegen besteht 
aus Henri Emmanuelli, dem ehemaligen 
Mitverantwortlichen der Strömung Jo- 
spins, der Gauche Socialiste, als kleine 
Strömung der Parteilinken, und dem 
Kreis von Fabius, dem Getreuen Mitter- 
rands, der den Vorsitz vieler Regional- 
stmkturen innehat. 

Schematisch betrachtet stehen sich 
zwei Konzeptionen gegenüber: die des 
Parteivorstands, der eine Herangehens- 
weise repräsentiert, die den Aufstieg des 
PS mit Mitterrand als Erfolgsschema 
verwendet: die Kontrolle über die Par- 
tei, ihre Stärkung und die Wahiallian- 
zen mit der PCF oder der linksliberalen 
"Radical". Man gesteht der Parteibasis 
eine eher l i e  Programmatik zu, erlaubt 
sich aber um so eher eine realpolitische 
Regiemngspraxis. 

Die Erneuerer gehen davon aus, daß 
die Partei in ihrer politischen Stmktur 
nicht mehr genügend offen ist für neue 
Mitglieder und vor allem nicht mehr alle 
Komponenten der Linken anzieht. die sie 
potentiell integrieren könnte. Ihre Me- 
thode ist daher eher die der Erweiterung 
und Neugründung der PS durch einen 
Prozeß von Konferenzen, wie die .As- 
sises de la transformation sociale", die 
einen Dialog mit allen anderen Kräften 
der Linken, Bürger- und Ökologiebewe- 
gung erlauben und eventuell zu einer 
Konföderation der progressiven Kräfte 
führen könnten. Programmatisch gese- 
hen stellt sich diese Option bescheide- 
ner das, mit dem Anspruch, eine mo- 
derne sozialdemokratische Reformpartei 
zu sein. 

Innerhalb dieses Lagers sucht man 
nach dem Präsidentschaftswahlergebnis 

noch nach der Strategie, diese Option 
umsetzen. Soll Jospin den Parteivor- 
sitz übernehmen mit dem Risiko, sich 
von einem Teil seiner Wähler abzu- 
schneiden und sich wie Rocard in den 
parteiinternen Machtkämpfen zu verlie- 
ren? Oder soll er eigene Initiativen er- 
greifen, um sozusagen von außen die 
Partei zu erneuern mit dem Risiko, den 
heutigen Vorstand der Partei als Gegen- 
spieler zu haben? Die parteiinterne Wahl 
vor der Präsidentschaftskampagne erin- 
nert daran, daßdiesmal die Parteibasis 
ihr Wörtchen mitreden will. Wenn von 
der Methode her das Konzept Jospins 
heute wesentlich überzeugender wirkt, 
so ist programmatisch gesehen die Er- 
neurung der französischen Linken noch 
eine offene Frage. 

Nachtrag zur 
Kommunalwahl 

Der Hintergedanke des damaligen 
Innenministers Pasqua, die Kommunal- 
wahien vom traditionellen Monat März 
auf Juni zu verlegen, war es, vom Sog- 
effekt des erhofften Präsidentschafts- 
wahisieges zu profitieren. Der Sogeffekt 
blieb aus, was insgesamt nochmal die 
relativ schwache Legitimität und Dyna 
mik des neuen Präsidenten bestätigt, 
auch wenn natürlich lokale Wahlen na- 
turgemäß ein geringerer Gradmesser 
sind und auch Ausdmck eines lokalen 
Mikroklimas sein können. 

In wichtigen Städten, die die Rechte 
auf Gmnd der dort erlangten Resultate 
in der Präsidentschaftswahl erobern 
wollte, konnten die sozialistischen Bür- 
germeister sich mit guten Ergebnissen 
behaupten: Elisabeth Trautmann mit 
54% in Strasbourg als einzige Frau, die 
in Frankreich einer Großstadt vorsteht. 
In Nantes fügte Bürgermeister Ayrault 
seiner Herausforderin, der neuen Ge- 
sundheitsministerin Hubert, eine emp- 
findliche Niederlage zu. Sie verlor üb- 
rigens ähnlich überraschend wie drei 
andere Mis t e r  der aktuellen Regierung, 
wie vor allen Dingen der neue Hardli- 
ner im Innenministerium, Jean-Louis 
Debre, in einem Pariser Stadtteil. Paris 
stellt darüberhiius symbolisch gesehen 
den größten Einbmch einer RPR-Hoch- 
burg dar, in der Chiracs Nachfolger 
Tiberi die bisher totale Kontrolle einbiiß- 
te und sechs von zwanzig Stadtteilbüger- 
meistern verlor. In Clermont-Ferrand 
scheiterte seinerseits der Präsident der 
UDF Giscard d'Estaing daran, die 
Hauptstadt .seiners Region zu erobern. 

Die Sozialisten konnten hingegen 
Marseille nicht zurückgewinnen (das von 
einem ehemaligen Sozialisten geführt 
wurde, der aber im Präsidentschafts- 
wahlkampf Balladur unterstützte) und 
verloren historische Bastionen mit we- 
niger politischem Gewicht wie Arras 
oder Bezier. Man muß jedoch feststel- 
len, daß die von der PCF geführten Städ- 
te sich weniger gut behaupten konnten. 
Le Havre, die größte Stadt mit einem 
legendären KP-Bürgermeister. wurde an 
die Rechte verloren, so daß die PCF 
keine Großtadt mehr führt. Zwar wur- 
den Nimes und die Hafenstadt La Cio- 
tat bei Marseille zurückerobert, aber 
selbst die Wahlsiege waren oft vonemp- 
findlichen Stimmeinbußen begleitet. 

In diesen Arbeiterstädten im Süden, 
im Osten und in einigen nördlichen Städ- 
ten hat zugleich die Front National von 
Le Pen kräftig zugelegt. Auch wenn sie 
im zweiten Wahlgang die meisten Dn- 
elle verloren hat, stellt die extreme Rech- 
te heute drei Bürgermeister im Süden 
Frankreichs in Orange, Mariniane und 
vor allem Toulon und kann sich auf ei- 
nige Wahlergebnisse von.über 40% stüt- 
zen. Das heißt, daß die FN, die bisher 
völlig abhängig war von der Ausstrah- 
lung ihres Führers Le Pen auf nationa- 
ler Ebene, sich nunmehr auf lokaler 
Ebene verankern kann. , 

Die PCF ist immer weniger fähig, 
ihre klassische soziale Basis anzuziehen. 
Die PS kann gelegentlich auf Wahiebe- 
ne dieses freigewordene Wählerpotenti- 
al binden, ist aber zugleich - zumindest 
in ihrer heutigen Form - nicht in der 
Lage. das .brachliegendeu Umfeld der 
ehemaligen PCF-Anhääger zu struktu- 
rieren. So ensteht ein Vakuum, das heute 
oft von der FN vereinnahmt werden 
kann, mit einer gefährlichen Tendenz, 
vom gelegentlichen Protestvotum sich zu 
einer stabilen FN-Wählerbasis zu verfe- 
stigen. Diese Ergebnisse stellen umso 
stärker die Frage ins Zentrum, wie die 
Linke wieder Sprachrohr, Protest- und 
Hoffnungsträger der von der sozialen 
Krise betroffenen Schichten werden 
kann. 

Der Fakt, daß die erste spektakulare Maßneh- 
me von Prilsidsnt Chirac nicht etwa das The- 
ma Arbeitslosigkeit betrifft - das von ihm rel- 
ber als die zentrale Frage der fianrasischen G e  
sellschaft charakterisiert w u  rde -. sondern die 
Wisdeiaufnahrns der Atornwaffanversuche, 
bestetigt auf frappierende Weise die Analyse 
von Stephana Rorss. Die banapartistische 
Pose der 'grande nation' hat Vorrang vor der 
6 0 2 i ~ l g a d i i ~ t i ~ ~ h e n  Rhetorik der Wahikampa- 
gne. 
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Kurdistan: Aggression und 
- - 

Kapitalinteressen 

Vorbildlicher Partner 
Türkei?! 

nders als die anderen Nato-Staa- A ten setzt die Bundesregierung 
ihre umfangreichen Waffen- 

und Finanzhilfen an den alten Nato- 
Frontstaat Türkei fort: Von 1964 bis 
1991 nistete Bom die türkische Armee 
mit Waffen im Gesamtwert von 6.3 Mil- 
liarden Mark aus. Danach wird sogar 
noch ein Zahn zugelegt. Durch kosten- 
lose Materialhüfe im Wert von 1.5 Mil- 
liarden Mark und Liefenmgen aus NVA- 
Beständen bekommen die türkischen 
Militärs ideale Bürgerkriegswaffen wie 
Rad- oder Schützenpanzer frei Haus für 
ihren schmutzigen Vernichtungskrieg in 
Kurdistan geliefert.( 

Deutsche Regierungspolitikerlnnen 
reden von der vorbildlich demokrati- 
schen Türkei, die den "Krisenbogen der 
islamischen Welt' durchbricht und da- 
von, .daß gegen die Politik der jetzi- 
gen türkischen Regiemng in Deutsch- 
land eine permanente Diffamierung statt- 
findet (. . . und) daß die Diffamierung 
der Türkei endlich mal ein Ende haben 
mußa2. Dabei wissen sie ganz genau, 
daß alle relevanten politischen Entschei- 
dungen vom' Nationalen Sicherheitsrat 
getroffen werden, in dem alle wichti- 
gen Militärs sitzen. Das Marionenen- 
Parlament und die Regierung diirfen 
diese Gmndsätze - wie beispielsweise 
das Verhängen des Ausnahmezustandes 
in Kurdistan oder das Anti-Terror-Ge- 
setz - dann zur rechtsstaatlichen Tar- 
nung noch nachträglich absegnen bzw. 
umsetzen. Zudem verbirgt sich hinter 
dem Offuiers-Trust .OyakU (Armee- 
Beistandsverein) eine der größten Indu- 
strie-Holdings des Landes3, die an 25 
Unternehmen beteiligt ist und deren Jah- 
resumsatz immerhin 7% des türkischen 
BNtt~i~landsprodukteS ausmacht. 

Bundesinnenminister Kanther hebt 
den Abschiebestopp fiir KurdImen und 
TürkInnen, die in der BRD politisches 

Karrten Schbnsea, studiert Volkrwirischattr. 
lehre in G6ninpen 

Asyl suchen. mit tatkräftiger Unterstüt- 
zung der SPD-Imenminister auP, ob- 
wohl auch ihnen bekannt sein dürfte, daß 
in allen Teilen der Türkei alleine letz- 
tes Jahr 328 TürkInnen und KurdInnen 
nach der Festnahme verschwunden sind, 
292 Menschen von angeblich Unbekann- 
ten (der Kontra-Guerilla) ermordet wur- 
den, 298 Menschen in Polizeihaft er- 
mordet wurden, über 1000 Menschen 
gefoltert wurden, 2000 Dörfer vom 
Militär zerstört wurden und 123 Gewerk- 
schaften, Parteien, Vereine und Zeitun- 
gen verboten sind.l Dieselben Innenmi- 
nister kriminalisieren kurdische und 
türkische Organisationen, die iür eine 
Demokratisienmg der Türkei kgmpfen, 
und diffamieren die PKK als Terroror- 
ganisation, obwohl ihr nach den Gmnd- 
sätzen des Völkerrechts der Staius ei- 
ner nationalen Befreiungsbewegung 
zusteht, wie der Hamburger Völker- 
rechtler Norman Paech fe~tstellte.~ 

Vernichtungsfeldzug 
gegen das kurdische 

Volk 
Seit GrUndung der türkischen Repu- 

blik vor 70 Jahren wird die Existenz der 

in Kurdistan ist für die- ( 
e Allianz von deutsche 
;onzernen und türk. 
chen Machthabern vor 
llem der Rohstoffreich- 
um, das Öl und Erdgas 
er Region, und die Kon- 
rolle über die ,,Wasser- 
Vaffe" interessant I 

kulturellen Identität der Kurdhen ge- 
leugnet und ihr Widerstand gegen eine 
.TürkisienuigU blutig unterdrückt. Seit 
1987 ist über die kurdischen Gebiete in 
der Türkei der Ausnahmezustand ver- 
hängt. Dadurch erlangten Polizei, Mi- 

- - - - ~  

von Karsten Schönree* 

litär und staatliche Verwaltung prakäsch 
diktatorische Vollmachten, mit denen sie 
einen schmutzigen Vernichtungskrieg 
gegen KurdInnen fiihren: Über 2000 
Dörfer wurden dem Erdboden gleich 
gemacht, 2.5 bis 3 Miliionen Menschen 
vertrieben, 12 Millionen Hektar Wald 
(mehr als die doppelte Fläche Bayern) 
niedergebrannt, unzahlige Menschen 
wurden gefoltert und ermordet. Dieser 
Krieg gegen KurdImen in der Türkei 
erfüllt objektiv die Merkmale des VM- 
kermordes.' 

Zur militärischen "Endlösung der 
Kurdenfrage' (Generalstabschef Güres) 
überfiel die türkische Armee Anfang 
dieses Jahres den Nordirak. Aber hier- 
bei ging es nicht alleine um die Bekätnp- 
fung der PKK, in der Region um Kir- 
kuk und Mossul liegen auch reiche Ö1- 
felder, auf die die Türkei schon im letz- 
ten Golfkrieg spekulierte.' Nachdem die- 
se Expedition den kurdischen Widerstand 
und die PKK auch nicht vernichten konn- 
te, wird die Regierung wohl auf .zivi- 
le" und unspektakulare Methoden zu- 
dckgreifen. Mit dem .Siidostanatoli- 
schen Entwicklungsprojekt" (GAP) wird 
das .wohl gewaltigste und kühnste Be- 
wässerungs- und Energiegewinnungspro- 
jekt der Welt (angegangen). Auf einer 
Fläche von der zweieiohalbfachen Grliüe 
Belgiens baut der türkische Staat 21 
Staudämme und 17 Wasserkraftwerke. 
(. ..) Kernstück (..J ist der fast zwei 
Kilometer lange und 166 Meter hohe 
Atatürk-Sta~damm"~ Die 54 in der Tür- 
kei tätigen deutschen Baufirmen sind vQr 
allem beim GAP-Projekt aktiv, allen 
voran Hochtief, Philipp Holzmann und 
Ziiblin. Die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau und die Bayerische Landesbz.uk 
geben ein Darlehen von 500 Millionen 
Mark. Die Ziele des GAP sind u.a.lo 

die Erhöhung der türkischen Strom- 
gewinnung um 70% vor allem f i i  den 
Export in den Mittleren Osten; 

künstliche Bewässemg, geplant ist 
die .Kornkammer des Mittleren Osten"; 

die .Türkisierung des OstensY: 
,Dazu soll die Ansiedlung hunderttau- 
sender Türken aus Westanatolien im 
Osten und die Umsiedlung ebenso vie- 

ZEITSCHRIFT FOR SOZIALISTISCHE POLmK UND WIRTSCHAFT, HEFT 84. 1888 
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ler Kurden in den Westen des Landes 
beitragen - auf daß die Kurden nirgend- 
wo mehr eine Mehrheit, sondern eine 
hoffentlich in ein, zwei Generationen 
assimilierte Minderheit sind."" 

Deutsche 
Kapitalinteressen 

Der alte Nato-Partner Türkei soll 
künftig im Rahmen der .Neuen Welt- 
ordnung" als regionale Ordnungsmacht 
die Interessen der westlichen Industrie- 
länder, der Europäischen Union und 
nicht zuletzt der BRD am Schwarzen 
Meer, auf dem Balkan, in der Kauka- 
sus-Region, in Zentralasien und im Min- 
leren und Nahen Osten wahren. Dafür 
gibt es kräftige Waffenhilfe und finan- 
zielle Unterstützung." 

Zudem mischen deutsche Konzerne 
schon seit langem, verstärkt seit den 80er 
Jahren, im Türkei-Geschäft mit. Bei den 
Direktinvestitionen sind deutsche Kon- 
zerne vorne dabei. Alles was Rang und 
Namen hat, besitzt eine Außenstelle in 
der Türkei: Siemens, Krupp, Thyssen, 
Mercedes-Benz, Daimler, Hochtief, 
Degussa, Henkel, RWE, Veba, Witers- 
hall oder die Dresdner Bank . . . Gemein- 
sam mit türkischen Unternehmen schlie- 
ßen deutsche Firmen Allianzen zur 
Markterschließung der GUS-Märkte und 
in Zentralasien, nach der Devise: Das 
deutsche Kapital liefert das Geld und die 
Technik und die Türkei billige Arbeits- 
kräfte. So meint Martin Wulf, Delegier- 
ter des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages in Istanbul: Von Bayer über 

Mercedes bis hin zu Siemens .haben alle 
ihre Fühler ausgestreckt" .I3 

Sie alle haben zusammen mit den 
türkischen Machthabern in Militär und 
Regierung ein Interesse an der Nieder- 
haltung der ArbeiterInnenbewegung in 
der Türkei und Kurdistan. An Kurdil 
stan ist für diese Allianz vor allem der 
Rohstoffreichtum, das Öl und Erdgas der 
Region, und die Kontrolle über die 
.Wasser-Waffe" interessant. Denn hier 
liegen die Quellen von Euphrat und 
Tigris und damit das Monopol über den 
Wasserhaushalt des Mittleren Ostens. 

Ein autonomer Staat oder eine Be- 
wegung, die diese Region dem Zugriff 
des türkischen und deutschen Imperia- 
lismus entziehen würde, soll konsequent 
mit vereinten Kräften vernichtet wer- 
den. Nicht umsonst schreibt das Sprach- 
rohr des deutschen Kapitals - die Frank- 
furter Allgemeine Zeitung - am 
30.03.1995: .Die Türkei ist für den 
Westen wichtig. Ihre Bedeutung ist 
beute, da die Welt unsicherer und fried- 
loser geworden ist, sogar noch größer 
geworden. Also kann sie ihre Aufgabe 
nur erfüllen. wenn sie mit sich im rei- 
nen ist und ihre inneren Konflikte ge- 
klärt sind. " Offenbar befürchtet der 
deutsche Imperialismus, wie im I. Welt- 
krieg mit einem "kranken Mann am 
Bospurus" im Bunde zu stehen. 
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Lateinamerikas Linke 
5. Treffen des ,,Foro de 

D ie linken Parteien Lateinameri- 
kas hatten sich am letzten Mai- 
Wochenende zum 5. Treffen des 

,Foro de Sao Paulo" in Montevideos alt- 
ehrwürdigem Parkhotel versammelt. Um 
die 120 Delegierte aus 28 Ländern La- 
teinamerikas und der Karibik waren an- 
gereist, um die Zukunftsperspektiven der 
Linken zu debattieren; 44 Organisatio- 
nen aus anderen Kontinenten haben Be- 
obachterstaturs (ohne Rede- und Stimm- 
recht) beim Foro de Sao Paulo, damn- 
ter sind so unterschiedliche Parteien wie 
Herri Batasuna aus dem Baskenland, die 
staatstragende PR1 (Partido de la Revo- 
lucion Institutional) aus Mexiko, die So- 
zialistische Internationale, die Gmppe 
Libertad, die sich weltweit für die Frei- 
lassung von politischen Gefangenenen 
einsetzt, und die Sozialistische Arbeiter- 
partei aus den USA. 

Rückblick und Bestands- 
auf nahme 

Die Initiative zum .Fora de Sao Pau- 
10" kam 1990 von der brasiliansichen 
Arbeiterpartei PT. Der Fall der Mauer 
in Berlm und der Auflösungsprozeß der 
Länder des real existierenden Sozialis- 
mus hatte natürlich auch Auswirkungen 
auf Lateinamerika und Brasiliens mäch- 
tige PT trommelte die lateinamerikani- 
sche Linke zum kontinentalen Ratschlag 

des .Foro de Sao Paulo", 1993 in Ha- 
vana, hatten immerhin 14 Wahlen auf 
dem lateinamerikanischen Kontinent und 
in der Karibik stattgefunden. Man hatte 
sich große Hoffnungen gemacht auf ein 
Anwachsen der Linken und Wahlerfol- 
ge z.B. der PT in Brasilien, der ehema- 
ligen Guerilla FMLN in EI Salvador, der 
PRD in Mexiko, der Causa R in Vene- 
zuela und des Linksbündnisses Frente 
Amplio in Uruguay. Das alljährliche 
Treffen im Supenvahljahr 1994 wurde 
suspendiert und man verabredete sich fur 
Mai 1995 in Montevideo. 

Die Bilanz der Wahlen fiel durchaus 
nicht so positiv aus, wie noch vor zwei 
Jahren erhofft. Damals stellte man sich 
noch vor, wie sich die politischen Kräf- 
teverhaltnisse auf dem Kontinent ver- 
schieben würden, falls der Gewerkschaf- 
ter Jose Ignacio .LulaW Da Silva Präsi- 
dent des Giganten Brasiliens wäre, im 
kleinen Nachbarland Umguay die Fen- 
to Amplio regieren würde und in Mexi- 
ko die allmächtiee PR1 nach über 60 
Jahren ~lleinherrschaft die Amtsge- 
schäfte an Cuauhtenoc Cardenas von der 
PRD (Partei der demokratischen Revo- 
lution) abgeben müßte. 

Es ist anders gekommen, in vielen 
Ländern hat die Linke zwar damgewon- 
nen @.B. Brasilien, Umguay und Ve- 
nezuela), aber das hoch gesteckte Ziel, 
.Machtübernahme" durch Wahlen, wur- 

zusammen. de doch nicht erreicht. Schlimmer noch, 
Das Durchschnitisalter der Deleeier- in Pem wurde Fuiimori mit seinem klas- 

ten aufdem diesjährigen a reffen-des 
Foro in Montevideo mag knapp unter 50 
Jahren gelegen haben und das Verhalt- 
nis Männer zu Frauen im Plenarsaal war 
in etwa 15: 1, leicht angehoben durch den 
Frauenanteil bei den internationalen Be- 
obachtern und bei der Presse. 

Die Creme de la Creme der linken 
Parteien Lateinamerikas und der Kari- 
bik hatte sich viel vorgenommen für die 
3-tägige Tagung: Analyse der aktuellen 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Situation, eigene Vorschläge zu einer re- 
gionalen Integration und Alternativen 
zum neoliberalen Wirtschaftsmodell. 

Es besteht Diskussionsbedarf, auch in 
Lateinamerika. Seit dem letzten Treffen 

sisch neoliberalen Wirtschaftsprogramm 
(Privatisiemng der Staatsbetriebe, An- 
reize für ausländische Investoren, KUr- 
zung der Sozialleistungen, ,Flexibilisie- 
mng' der Arbeitsverträge und der Wo- 
chenarbeitszeit etc) bis zur Jahrtausend- 
wende wiedergewählt. Die klassisch lin- 
ken Parteien sind praktisch von der po- 
litischen Landkarte verschwunden und 
mit weniger als 5% WählerInnenstim- 
men in die Bedeutungslosigkeit abge- 
mtscht. Argentiniens Präsident Menem 
hatte vor einigen Wochen einen klaren 
Wahlsieg im ersten Durchgang geschafft 
und das alles mit seinem neoliberalen 
Diskurs. Freilich hatte der Präsident den 
Wähier I~en auch über 50.000 neue Ar- 

auf dem 
Sao Paulo" 
von Jürgen Moritz und Martin Stolle* 

beitsplätze versprochen und sie schei- 
nen es ihm geglaubt zu haben. Menem 
hat nach den ersten Wahlanalysen para- 
doxerweise vor allem von den ärmeren 
Schichten der Bevölkerung Stimmen 
bekommen. Genau von denjenigen, die 
am schlimmsten von der neoliberalen 
Politik betroffen sind. 

Gemischte Gefühle 
,Unsere Analyse war richtig, aber oft 

war unsere Alternative für viele Mens- 
hen nicht genug sichtbar, damm konn- 
ten die rechten Parteien und Regienin- 
gen mit platten Formeln Stimmen sam- 
meln. Trotzdem, die linken Kräfte ha- 
ben dazugewonnen auf dem lateiname- 
rikanischen Kontinent", betonte der Se- 
betär für internationale Beziehungen der 
PR Brasiliens, Marco Aurelio Garcia, in 
seiner Grundsatzrede. "Trotz der Ver- 
schiedenheit der Länder, in der sich die- 
se Wahlprozesse entwickelt haben, stel- 
len die am 'Foro' teilnehmenden Staa- 
ten heute mehr als 300 Abgeordnete, 
mehr als 60 Senatoren, einige Gouver- 
neure, hunderte von Bürgermeistern und 
tausende von Abgeordneten in den kom- 
munalen Parlamenten. Im ganzen ein 
Viertel der Gewählten der Länderu, 
heiRt es aufmunternd in der Erkärung der 
Tagung in Montevideo. 

Enttäuscht waren die Delegierten 
über die Absage von PT Chef ,,LulaU 
aus Brasilien und Daniel Ortega (FSLN) 
aus Nicaragua. Beide hatten ihre Reise 
aus innenpolitischen Gründen gestrichen. 
Der Gewerkschafter Lula wegen des 
über 3-wöchigen Streiks der Arbeiter bei 
der staatlichen Ölgesellschaft Petrobras 
und dem Ei ia tz  von Militärs gegen die 
Streikenden. Daniel Ortega war wegen 
des Verfassungskonflikts mit der Cha- 
morro-Regierung in Nicaragua dem 
.ForoU ferngeblieben. 

Was tun? 
Der Vertreter der mexikanischen 

PRD verlangte eine Bestandsaufnahme 
der sozialen und politischen Konsequen- 
zen der neoliberalen Wirtschaftspolitik. 

ZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 84, 1995 



INTERNATIONALES 

Er forderte eine gezielte staatliche För- 
derung der nationalen Industrien und 
konkrete Vorschläge für eine alternati- 
ve Wirtschaftspolitik. Dies erfordert 
auch die Reform der internationalen Fi- 
nanzorgauisationen wie IWF und Welt- 
bank sowie die Demokratisiemng der 
Welthandelsorganisationen (ehemals 
GATT), damit die Länder aus dem Sü- 
den mehr Chancen für den Absatz ihrer 
Produkte haben. .Die Schulden sind 
unbezahlbar und sie müssen neu verhan- 
delt werden", betonte der PRD-Vertre- 
ter. Sicherlich ist dies ein tragfähiger 
Kompromiß für die 112 teilnehmenden 
Organisationen in Bezug auf die Schul- 
denfrage, der so auch seinen Nieder- 
schlag in der Abschlußresolution fand. 
Alle müssen zustimmen, denn auf dem 
Foro gilt das Konsensprinzip. Die alte 
Fordemng der Linken, ersatzlose Strei- 
chung der Schulden, war auf dem ,,ForoU 
von 1995 also nicht mehr konsensfähig. 

Radikalere Töne waren von den De- 
legierten der FMLN aus EI Salvador zu 
hören. Sie berichteten, daß die Demo- 
kratie in ihrem Land auf tönernen Fü- 
ßen steht, denn noch immer operieren 
dort die paramilitärischen Todesschwa- 
drone. Shafik Handal von der FMLN 
bewertete den Friedensprozeß in EI Sal- 
vador positiv. Er warf aber auch die 
Frage auf, wie es mit der viel beschwo- 
renen Demokratie bestellt sei, wenn nach 
einem Wahlsieg der Linken wirtschaft- 
liche Reformen vemnmöglicht werden, 

zurückblieb und sich in Allgemeinplät- 
zen alter KP-Rhetorik verlor, solidari- 
sierte sich das ,Fora" selbstverständlich 
mit der kubanischen Revolution. E i e l -  
lig wurde das US-Wirtschaftsembargo 
gegen den Karibikstaat gebrandmarkt. 

Die Verschärfung der Blokade nach 
dem Gesetzentwurf des US-Senators 
Jesse Helms (Helm-Burton-Plan) wurde 
von den Delegierten als ein Angriff auf 
internationales Recht bewertet. Am 26. 
Juli, es ist der 32. Jahrestag der versuch- 
ten Erstürmung der Moncada-Kaserne 
durch ein Guerillakommando unter Füh- 
mng von Fidel Castro, sollen in ganz 
Lateinamerika und in der Karibik Soli- 
daritätsaktionen für Kuba stattfinden. 

Der Ärger mit der Macht 
Kräftig Zoff gab es bei der Tagung 

über die Teilnahme von "Bolivia Li- 
bro". Diese Mitgliedsorganisation des 
"Foro" ist an der Regierung unter 
Präsident Sanchez de Lozada in Boli- 
vien beteiligt und damit auch mitver- 
antwortlich für den Ausnahmezustand 
und die Repression gegen Gewerk- 
schafterInnen und Kleinbauern. Eben- 
so strittig war die Beobachterrolle der 
mexikanischen PRI. 

Gegen beide wurde ein Ausschluß- 
antrag gestellt, der aber nicht den not- 
wendigen Konsens fand. .Wer einmal 
Mitglied ist oder als Beobachter ein- 
geladen wurde von der ständigen Ar- 

weil die internationalen Finanzorganisa- beitsgruppe des 'Foro', kann nicht ein- 

von den Mitgliedsorganisationen des 
.Foro de Sao Paulo" geteilt. Immerhin 
wurde in einer Resolution auf die fried- 
liche Beilegung des Konfliktes in Chia- 
pas gedrängt und die mexikanische Re- 
giemng aufgefordert. für die Einhaltung 
der Menschenrechte zu sorgen. 

Ein wichtiges Thema des „ForoU war 
natürlich auch die Situation auf Kuba. 
Obwohl der Vortrag des Vertreters der 
KP Kubas weit hinter den Erwartungen 

fach per Beschluß des Plenums hinaus- 
geworfen werden", erklärte Jose Bay- 
ardi von der Frente Amplio aus Uru- 
guay die Spielregeln des "Fora". Die 
Mehrheit der Delegierten akzeptierte 
mehr oder minder zähneknirschend 
diese (Nicht-) Entscheidung, um das 
Gipfeltreffen der lateinamerikanischen 
linken Parteien als Diskussionsfomm 
zu erhalten. 

Ergebnisse 
Große Beschlüsse waren nicht zu 

erwarten vom 5. Treffen des ,Foro de 
Sao Paulo". In der sehr allgemein ge- 
haltenen Abschlußerklärung hat sich al- 
lerdings der eher linke Flügel der Mit- 
gliedsorganisationen durchgesetzt. 

Es wird dort noch einmal betont, daß 
gemeinsam für die Überwindung des 
neoliberalen Systems auf kontinentaler 
Ebene gekämpft werden soll. Die Vor- 
machtstellung der USA, ihre Rolle als 
Weltpolizist und die Nutzung von inter- 
nationalen Gremien, wie z.B. dem Welt- 
sicherheitsrat, zur Durchsetzung ihrer 
Interessen. wird scharf vemrteilt. Im 
wirtschaftspolischen Teil der Erklämng 
werden folgende Punkte herausgestellt: 

Gemeinsame Anstrengungen zur 
Verbessemng der Chancen für latein- 
amerikanische Produkte auf den interna- 
tionalen Märkten, 

Neuverhandlung der Schulden und 
Bekämpfung des Kapitaltransfers von 
Süden nach Norden, 

Entwicklung einer gemeinsamen In- 
itiative, um die Nachteile des internatio- 
nalen Handelsabkommens für die Län- 
der Lateinamerikas zu brechen, 

Veränderung der augenblicklichen 
Mechanismen der regionalen Integrati- 
on zugunsten der Bevölkerung. 
Hier sind v.a. die Vorstellungen der PT 
aus Brasilien eingeflossen. Die Kritik der 
bestehenden regionalen Wichaftsabkom- 
men (NAFTA, MERCOSUR etc.) stärkt 
den linken Flügel. Weder die Sozialisti- 
sche Partei in Chile noch 2.B. die Mehr- 
heitsfraktion innerhalb der umguayischen 
Frente Amplio haben bislang so deutliche 
Kritik an den regionalen Wirtschafts- und 
Handelsabkommen geübt. Ob diese allge- 
meine Erklärung des .Fora" praktische 
Auswirkungen hat, muß sich erst noch zei- 
gen. .Für die parteiinternen Debatten 
stärkt sie den linken Flügel", so sieht das 
zumindest ein Vertreter der MLN Tupa- 
maros für die Diskussionen innerhalb der 
Frente Amplio in Umguay. 

Jetzt steht die konkrete Arbeit in regio- 
nalen Arbeitsgmppen auf der ~ a ~ e s o r d -  
nung. Die Einrichtung eines permanenten 
Sekretariats des ,,Fora“, wie in Mootevi- 
deo beschlossen, kann hierfür hilfreich 
sein. Bislang gab es keine Stelle und kein 
Gremium, wo die regionale oder gar in- 
ternationale Politikder i i i e n  Parteien dis- 
kutiert oder koordiniert wird. Zum 6. 
,Foro de Sao Paulo" hat man sich in EI 
Salvadors Hauptstadt San Salvador im Juni 
1996 verabredet. 




